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Hoher Gerichtshof! 


In diesem Prozess sol j e Taten bestraft werden, die seit ur- 
alten Zeiten als Verbrechen gegolten haben und in jeder zivilisierten Ge 
setzesorčnung als solche bezeichnet sind; und aus diesem Prozess sollen 
unverkennbare Reseln hervorgehen, dass jeder, der sich mit dem Gedanken 
eines neuen Raubkrieses traezt, wissen kann, dafuer persoenlich zur Ver- 
antwortung gezogen und bestraft zu werden. 


Durch die "unverkennbaren Regeln" wird vom Gericht eine Trennungs- 


linie gezogen werden muessen zwischen zulaessiger Politik und internatii 
nalem Verbrechen, eine Linie, die anzei-t, wo die blosse politische Un- 
moral, der vielleicht uebertriebene nationale Egoismus aufhoert und wo 
das voelkerrechtliche Unrecht beginnt. Die Regeln werden nicht nur fuer 
die Angeklagten Geltung habe ndern fuer a 1 1 e, fuer die Cezenwart 
und fuer die Zukunft und rueckwirkend fuer die Vergangenheit, mindestens 
so weit, als die Taten der Angeklagten reichen. Da das Gericht ueber 
"schuldig" oder "nicht schuldig" der Angeklasten zu erkennen haben wird, 
wird es sich nur darum handeln koennen d a s festzustellen, was be 
reits Rechtens ist, nicht das, was Nechtens seins ol 
te, Wir wissen, dass das Voelkerrecht ueberwiegend Gewohnheit 


rec ht und 4Ansichtssache ist, und dass mangels einer zreifbaren und 
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umfassenden autoritativen Fixierung des Voelkerrechts, die Volkkrechts- 


gelehrten in zahlreichen Punkten unter sich uneins sind und das als 
Voelkerrecht lehren, von dem le wuenschen, dass 
es Voelkerrecht > j je Bedeuburn und Tragweite der 
Entscheidung des Ferichts wird also nur noch uebertr ffen von der Un- 
sicherheit der Rechtslage, 

Mir obliegt es den Angeklagten ROSENBERG zu verteidigen, Auf ihn 
lastet der schwere Verdacht, der Daemon der Partei und des 3. Reiches 
gewesen zu sein, der im Hintergrund wirkend, die "Naziverbrecher" zu 


ihren behaupteten Missetaten inspiriert habe, der aber auch selbst durc 
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schwere Verbrechen hervorgetreten sei und das Rechtsempfinden cer Voelker 
der Welt verletzt habe. 

Zu Beginn dieses Prozesses wurde eirmal seitens der Anklavebehcerde 
gesagt: "Wir muessen unglaubliche Vorfaelle durch zlaubwuerdige Beweise 
festlegen". Es klinst vielleicht absurd, wenn ich saze: ich mocchte diesen 
Satz zu Gunsten des Angeklasten ROSENBERG in Anspruch nehmen, Die ver- 
haeltnismaessig kurze Reweisaufnahme gegen ROSENBERG und die wenigen Fr- 
waehnungen seiner Person bei de.ı spaeteren Verhandlungen gegen die anderen 
Inzekla sten wren in doppelter Hinsicht cine Sensation, Es sind zunaechst 
einmal die Senssticnen auszeblicben: keine interessanten iussagen, keine 
interessanten Dokumente zezen ihn, es wurde nıchts bekundet von der Per- 
soenlichkeit und der Wirksamkeit des ün;eklazten, wo man haette sagen 
koennen: "Endlich also die ersehnte Aufklaerun:, der typische Verschwoe- 
rer und Intrigant, wie immer: hinter cer falschen Maske, eine unmo ali- 
sche Persoenlichkeit, ein echter Naziverbrechers" Beim \nscklarten ROSEN- 
BERG hat sich auch nichts ergeben von einer Entwicklung ins 
Verbrecherische waehrend des Kriezes; er ist auch dann noch, als man 
ranchss Wort, manche Tat mit der demoralisierenden Atmosphaere des Krie- 
ges haette rechtfertigen cder doch erklaeren kvennen, das geblieben, was 
er war: Ein Mann, der wohl zu wenig ruecksichtslose Energie, wohl such 
zu wenig Schlacue und dinlomatisches Geschick besessen hat, aber ein 
Mann von Anstand und gutem Willen. Das ist 
das unglaublich Erscheinende am Falle ROSENBERG. Meine Aufgabe als Ver- 
teidiger ist es, Ihnen darzulegen, dass er diese Linie tatsaechlich ein- 
gehalten hat, und dass das, was ich bei ROSENBERG als Nanstaendis" be- 
zeichne, auch vor cen Begriffen ces internationalen Rechts jewissens 
bestehen kann. 


Der dokumentarische Film, der in diesem Saale gezeigt wurde und der 


den "Aufstieg und das Fnfe des Nationalsoaialismus" zeigen sollte, beginnt 
mit 
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einer Rede ROSTNBTRGS ueber die Mntwicklung der Partei bis zur Macht- 
uebernahme. Er schildert cort auch die Muenchner Erhebung und fuehrt aus, 
er habe am Morgen des 9, Novembers 1923 in der Ludwigstrasse in Muenchen 
die Polizeiautos mit den Maschinengewehren sich versammeln esehen und 
er habe gewusst, was dem Zug zur Feldherrnhalle drohe., Trotzdem sei er 
in cen vordersten Linien mitmarschiert, Dieselbe Stellung nimmte mein 
Klient auch heute ein vor der Anklage der An lagevertreter der vereinten 
Nationen. Er will nicht, dass er so hingestellt werde, als habe auf sei- 
ne Buecher und auf seine Reden und Schriften niemand gehoert. Er will 
auch heute als kein anderer erscheinen, als er einstmals war, ais ein 
Kaempfer fuer Deutschlands starke Stellung in der Welt und zwar eines 
Deutschen Reiches, in dem nationale Freiheit sich mit snzialer Gerech- 


tigkeit einigen sollte, 


II. 


ANGRIFFSKRITG GEGEN DIE SOWJET-UNION 


Sod 


ROSENBERG ist ein Deutsch-Balte von Geburt, lernte schon in seiner 
Jugend russisch sprechen, machte nach der Uebersiedlung der Technischen 
Hochschule Riga nach Moskau im l. Weltkrieg in Moskau sein Fxamen, in- 
teressierte sich fuer die russische Literatur und Kunst, hatte russische 
Bekannte und empfand es als raetselhaft, dass das russische Volk, von 
DOSTOJEWSKI als "Gottes-Traeger-Volk" bezeichnet, von dem Geist des ma- 
terialistischen Marxismus ueberwaeltigt wurde, und er fand es unbegreif- 
lich und ungerecht, dass den vielen Voelkern Osteuropas, die vom Zaris- 
mus gerade auch noch im 19. Jahrhundert erobert worden waren, das Selbst- 
bestimmungsrecht zwar oft versprochen, aber nie freiwillig gegeben wor- 
den ist. ROSENBERG gewann die Ueberzeugung, dass die bolschewistische 
Revolution sich nicht nur gegen zeitweilige politische Erscheinungen 


richtete, sondern gegen die ganze nationale Ueberlieferung, gegen die 
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religioesen Veberzeugungen und gegen die alten baeverlichen Grundlagen der 
Voelker Osteuropas und gegen den Gedanken des Privatcigentums ueberhaupt, 
Er kam Ende 1918 nach Deutschland und sah die Gefahr einer bolschewisti=- : 
schen Revolution auch in Deutschland, er sah die gesamte geistige und ma- 
terielle Kultur des Abendlandes gefaehrdet und glaubte im Kampf gegen die- 
se Gefahr als Anhaenger HITLFRS seine Lebensaufgabe gefunden zu haben, Es 
war ein politischer Kampf, gegen fanatisch und wohl organi- 
sierte Cegner, denen internationale Hilfsquellen und internati:male Ruek- 
kendeckung zur Verfuegung standen und die nach dem Grundsatz handelten: 

"Schlagt die Faschisten, wo ihr sie trefft!" So wenig aber aus letzterer 
Parole militasrische Angriffsabsichten der Sowjets gegen das faschistische 
Italien gefolgert werden konnten, so wenig bedeutete der Kampf der Natio- 
nalsozialisten gegen den Bolschewismus eine Vorbereitung zum Angriffskrieg 
gegen die UdSSR, Fuer den Angeklagten ROSFNBERG war eine militaerische Aus 
einandersetzung mit der Sowjet-Union, insbesondere ein Angriffskrieg gegen 
diese, so viel und so wenig wahrscheinlich als jedem deutschen oder aus- 
laendischen Politiker, der das Buch "Mein Kampf" gelesen hatte, Fs ist 
nicht richtig, wenn man behauptet, er war in Agressionsplaene gegen 
die Sowjet-Union irgendwie E ENEE er hat sich vielmehr oeffentlich 
fuer korrekte Beziehungen zu Moskau ausgesprochen (Dok. Ro.7b 5.147). 
ROSTNBERG hat niemals eine militaerische Intervention gegen die Sowjet- 
Union gefordert, wohl aber hat er umgekehrt den Einmarsch der Roten Armee 
in die Randstaaten, dann nach Deutschland g e fuerchtet, Als ROSE 
BERG im August 1939 den Abschluss des Nichtangriffspaktes zwischen dem 
Deutschen Reich und der Sowjet-Union erfuhr - er war von den vorbereitend: 
Besprechungen so wenig wie von sonstigen aussenpolitischen Massnahmen des 
Fuehrers informiert -, haette er zum Fuehrer gehen und dagegen protestie- 
ren koennen. Er tat dies n i c h t und hat auch sonst mit keinem Wort 


sich dagegen gewendet, was der Zeuge GOERING als Feststellung HITLERS 
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bestaetigt hat. 
ROSENBERG hat als Zeuge geschildert (Prot. v.16.4.46 S.7894), dass 
dann ploetzlich anfangs April 1941 zu HITLER befohlen wurde, der ihm 
erklaerte, er betrachte einen militaerischen Zusammenstoss mit der Sow- 
jet-Union als unabwendbar, Zur Begruendung nannte HITLER zwei Punkte: 
1, Die militaerische Besetzung rumaenischen Gebiets, naemlich Bessarabien: 
und der Nordbukowina ; 
2, die seit langem vor sich gehende ungeheuere Verstaerkung der Roten 
Armeen laengs der Demarkationslinie und ueberhaupt auf sowjet-russischem 
Gebiet. --- Diese Dinge seien so auffaellig, dass er die darauf bezueg- 
lichen militaerischen und sonstigen Befehle bereits erteilt habe und 
ROSENBERG in irgendeiner Form als politischen Berater einschalten werde, 
ROSFNBERG stand hier, wie er als Zeuge weiter bekundet, einer vollzoge- 
nen Tatsache gegenueber, und ein Versuch ueberhaupt einmal darueber 
zu sprechen, wurde vom Fuehrer abgeschnitten mit der Bemerkung, dass die 
Befehle eben ergangen seien, dass kaum noch etwas an dieser Sache zu aen- 
dern sei. Daraufhin hat ROSENBERG ein paar seiner engsten Nitarbeiter zu- 
sammengerufen, weil er ja nicht wusste, ob die militaerischen Ereignisse 
sehr bald oder spaeter kommen wuerden, und hat ueber eine Behandlung der 
politischen Probleme einige atmierte gemacht bezw, machen lassen. Am 
20. April 1941 erhielt ROSFNBFRG von HITLFR einen vorlacufigen Auftrag, 
eine Zentralstelle fuer die Bearbeitung der Ostprobleme zu errichten und 
mit den entsprechenden obersten Reichsbehoerden Fuehlung in diesen Ange- 
legenheiten zu nehmen (Dok.Nr. 865-PS, USA-143). 

Wenn diese Darstellung ROSENBERGS selbst nicht genuegt zur Wider- 
legung der Behauptung der Anklage, ROSENBFRG treffe "die persoenliche 
Verantwortung fuer die Planung und Ausfuehrung des Angriffskrieges gegen 
Russland" (BRUDNO am 9,1,46, Prot.S.2278), er aei sich ueber "den an- 
greiferischen, Dana Charakter des bevorstehenden Krieges im 


klaren gewesen" (RUDENKO v.17.4.46 Prot.S.8016), wenn man vor allem 





ch 


1) 


-0011 


nicht gelten lassen will, dass ROSENEFRG von einem bevorstehenden 
Angriffskrieg der Scwjet-Un ion gegen 
Deutschland ueberzeugt war, so moechte ich noch 
vier Punkte zum Beweis der Richtigkeit der Angaben des Angeklagten an- 


fuehren. 


l. ROSENBETG war nicht zugezogen zu der bekannten Besprechung in der 


Reichskanzlei am 10. November 1937 (Hossbach-Dokument " $Nok. Nr, 386-PS, 


US\-25) als HITLFR zum ersten Male seine Kriegsabsichten offenbarte; dies 
war zu der Zeit, als ROSTNBFRG noch politische Geltung hatte ccer doch 

zu haben schien. Wenn je, dann haette er damals tie Rolle ces intimen 
politischen Inspirators spielen muessen, 

2, LIM-FRS het als Zeuge vor diesem Gerichtshof bekundet, dass alie gros- 
sen Fntschluesse HITTFR a 11 ein gefasst hat, so auch dien Fnt schluss 
des Krieges gezen Russland (Prot.S.7363). 

3. GOFRING hat am 16.3.1946 ver diesem Gericht auf meine Frage ueber den 
Finfluss ROSEN3FFSS ueber die aussenpulitischen Ent schlussse HITTERS 
geantwortet: "Ich glaube, dass das Aussenpolitische mt der Partei nach 
der Wachtergreifunz vom Fuehrer in aussenpolitischen Fragen nicht ein ein- 
ziges Mal gehoert wurde und dafuer nur geschaffen war, um gewisse aussen- 
politische Fragen, die innerhalb der Partei auftauchten, zentral zu be- 
arbeiten. Hinzugezogen zur politischen Entscheidung nach der Machtueber- 
nahme wurde ROSENBERG, soviel ich weiss bestimmt nicht". Das hat auch 

der Zeuge NEUR.TH am 26.6.1946 hier bestactizt. 

Als 4. ‘rgument moechte ich noch h-nweisen auf den "Kurzen Taetigkeits- 
bericht des Aussenpolitischen Amtes der NSDAP", (Dok. Nr.003-PS, USA-603). 
Dort ist in Kuerze vom "nahen Osten" die Rede in einer so harmlosen Weise, 
dass darueber kein Wort zu verlieren ist, Auch in den vertraulichen [ee : 
richten OO4-PS und 007-PS ist won Vorbereitungen gegen die Sowjet-Union 


nicht die Ree. 
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Nicht wie in einem gewoehnlichen Strafprozess handelt es sich hier 
um die blosse Feststellung von Rinzeltatsachen; das Gericht hat die 
schier unloesbare Aufgabe geschichtliche Komplexe zu erforschen und hier- 
ueber zu urteilen; eine nicht geringe Rolle spielen dabei die geistigen 
und seelischen Hintergruende bei den einzelnen Angeklagten und eine nicht 
geringe Rolle spielt die moralische Wertung ihrer Handlungen durch das 
Gericht, Schon bei dem ersten von mir behandelten Anklagepunkt: Verant- 
wortlichkeit des Angeklagten ROSENBERG fuer den Angriffskrieg gegen die 
Sowjet-Union, sehe ich die Unmoeglichkeit ein, in dem bescheidenen Rah- 
men eines kurzen Plaidoyers erschoepfende Beitraege liefern zu koennen; 
das Cericht wird nicht nur auf Grund von Beweisen und Argumenten, son- 
dern besonders auf Grund eizener gerechter Intuition seine Entscheidung, 


ob schuldig oder nicht, faellen muessen, 


* 


III, 


VERWALTUNG IM OSTEN, 


Tg waere ein zu leichtes und zu oberflaechliches und daher ungerech 
tes Verfahren wollte man sagen: 1.) Das Gebiet im Osten war Aurch einen 
Angriffskrieg okkupiert,also war alles, was die deutsche Verwalt ung 
dort getan hat, verbrecherisch; 2.) ROSENBFRG war als Reichsminister fue 


die besetzten Ostgebiete der verantwortliche Minister,a 1 so muss er 


fuer alle Verbrechen, die dort geschehen sind, bestraft werden, minde- 


stens fuer das, was im Rahmen der Zustaendigkeiten und Befugnisse der 
Verwaltungsorgane vor sich ging. Ich werde darzulegefi haben, dass diese 


Auffassung aus rechtlichen und tatsaechlichen Gruenden nicht richtig ist 
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l. Allgemeines, 


ROSENBERG war der Organisator und die oberste Spitze der Verwaltung 
des Ostens. Am 17.7.1941 wurde er zum Reichsminister fuer die besetzten 
Cstgebiete ernannt. Er hatte auftragsgemaess bereits vorher weitere vor- 
‘bereitende Arbeit in den Fragen des osteuropaeischen Raumes geleistet 
durch Fuehlunmahme mit den in Betracht kommenden Reichsstellen (Dok.Nr. 
1039-PS, USA-146), Er hat seine Dienststelle fuer die zentrale Bearbeitung 
der Fragen des osteuropaeischen Raumes geplant und aufgebaut (Dok.Nr. 
1024-PS, USA-278). Er hat die vorlaeufige Instruktion fuer die Reichs- 
kommissare entwerfen lassen (Dok.Nr.1030-PS, USA-144), hat die 
programtische Rede vom 20.6.1941 zehalten (Dok. Nr.1058-PS, USA-14") und 
hat ver allem an der Fuehrerbesprechung vom 16.7.1941 teilgenommen 
(L-221, USA-317). 

In Gegenwart von ROSFNBERG, TANNERS, KF ITEL und BORMANN sagte HITIER 
damals, man duerfe die wahre Zielsetzung des Krieges gegen Russland nicht 
vor der ganzen Welt bekanntgeben, die Anwesenden muessten sich darueber 
klar sein, dass wir nie mehr aus den neuen Ostgebieten herausgehen wuer- 
den, es werde ausgerottet werden, was sich uns entgegenstellt, die Bil- 
dung einer militaerischen Mach; westlich des Ural duerfe nicht mehr in 
Frage kommen, nie duerfe ein anderer Waffen tragen als der Deutsche. 
HITLER proklamierte die Unterwerfung und Ausnutzung der Ustgebiete, und 
setzte sich mit diesen Aeusserungen in Gegensatz zu dem, was ROSENBERG 
ihm vo r h e r ueber seine Plaene im Ysten ohne Widerspruch HITIERS 
geaeussert hatte. 

HITIER hatt e also vielleicht ein Versklavungs- und Ausbeutungs- 
programm. Nichts liegt naeher und nichts ist leichter zu sagen als: schon 
bevor ROSENBERG sein Ministerium antrat, hat er also die Ziele HITLFRS im 
Osten gekannt, naemlich 1.) ihn zu beherrschen, 2.) ihn zu verwalten, 3.) 
ihn auszubeuten, also ist er mitschuldig nicht nur eines Verbrechens der 


Verschwoerung gegen den Frieden, er ist auch mitverantwortlich fuer die 
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Verbrechen gegen die Menschlichkeit, welche in den Ostgebicten veruebt 
werden sind, denn ROSENBERG hat ja im Osten die voilstaendige Macht, die 
hoechste Autoritaet besessen, 

Die Frage der autematischen Verantwortlichkeit ROSENBFRGS als ober- 
ster Chef der Ostgebiete werde ich de iure und de fact spaeter behandeln, 
Zunaechst moechte ieh mich der Frage seiner individuellen 
Verantwortlichkeit PE Sie koennte man aus einem 
doppelten Grunde herleiten; a) weil er angeblich den Angriffskrieg gegen 
die Sowjet-Union mitvorbereitet habe; ich habe schon ausgefuehrt, dass 
diese Behauptung unrichtig ist. ROSENBERG hat weder ideell noch faktisch 
an der Vorbereitung des Angriffskrieges mitgewirkt; b) weil er den Fro- 
berungsplan HITLERS dadurch unterstuetzte, dass er Plaene machte, Reden 
hielt, die Verwaltung organisierte, -—— Wenn ein Minister oder ein Feld- 
herr auf Weisungen des Staatsoberhauptes fuer spaetere Eventualitaeten 
Plaene ausarbeitet oder vorbereitende organisatorische Massnahmen trifft, 
so kann diese Taetigkcit auch dann nicht als verbrecherisch angesehen 
werden, wenn dadurch die Interessen anderer Laender beruehrt werden, und 
selbst dann nicht, wenn die Plaene, Vorbereitungen und Massnahmen fuer de 
Fall cines Krieges sind, Nur dann, wenn der betreffende Minister oder 
Feldherr auf Dinge hinarbeite t, die nach gesundem Men- 
schenverstand und internationalem Anstands- und Gerechtigkeitsgefuehl als 
verbrecheriäi sch bezeichnet werden muessen, kann er individu- 
ell verantwortlich gemacht werden, ROSFNBFRG hat fortgesetzt durch Wort 
Tat bewiesen, dass die ueberkommenen Anschauungen von Rechtlichkeit auch 
seine Anschauungen sind und dass er sie durchzusetzen gewillt ist, Seine 
Situation ist allerdings besonders schwierig gewesen, da sein oberster 
Chef in seinen Ideen, Zielen und Absichten sich schliesslich jenseits der 
Grenzen bewegt hat, und dass noch andere starke Kraefte am Werk waren, di 
ROSFNBERGS gute und fairen Absichten durchkreuzten und sabotierten, wie 


BORMANN, HIMMLER und der Gauleiter Erich KOCH, So erleben wir das 
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eigentuemliche Schauspiel, dass ein Minister regiert, der die Intentie- 


nen des Staatsoberhauptes teils nicht verstehen und nicht billigen kann, 


teils gar nicht kerint, und dass andererseits ein Staatsoberhaupt einen 


Minister ernennt und fungieren laesst, der zwar ein alter und treuer po- 
litischer Mitkaempfer ist, mit dem er aber keinerlei inneren Kontakt mehr 
hat. Es waere verfehlt solche Konstellationen ohne weiteres mit demokra- 
tischen Begriffen von Ninisterverantwortlichkeit zu beurteilen. ROSENBERG 
konnte nicht einfaeh zuruecktreten, er fuehlte in sich aber auch die 
Pflicht, fuer die ihm richtig und anstaendig erscheinende Ansicht zu 
kaempfen. 

Wenn es wahr waere , dass ROSENBERG ein Sklavenhalter, 
der verbrecherische Ausbeuter und Nissetaster im Osten gewesen ist,. dann 
haette er am 20.6.1941 oder bei der Besprechung am 17.7.1941 oder bei 
irgendeiner sonstigen oeffentlichen oder nicht oeffentlichen Gelegenheit 
sich vielleicht folgendermissen geaeussert: "Ich begruesse es, dass der 
Vernichtungskampf gegen die Sowjet-Union endlich beginnt; unser Ziel muss 
sein, 30 Millionen Slaven zu vernichten, was wir noch uebrig lassen, muss 
Sklavendienste tun, fuer uns, das Herrenvolk, Wir werden die slavischen 
Voelker biologisch schwaechen, wo wir nur koennen, durch uebermaessige 
Arbeit fuer uns, durch Raub ihrer Sinder, durch Einfuehrung von Seuchen, 
durch Verweigerung der aerztlichen Hilfe; wir werden sie auf tiefstem 
kulturellen Niveau halten und vor allem dafuer sorgen, ass jegliche In- 
telligenz ausgerottet wird, usw. ..." Solche Aeusscrungen moegen a 
dere getan haben, ROSTNBERG jedenfalls nicht. Aus allen seinen 
Akten, aus allen, was er geredet und geschrieben hat, konnten solche 
Aeusserungen nicht herausgefunden werden, wohl aber das Gegenteil, vor 
allem aber was seine Amtsfuehrung und sein tatsaechliches Verhalten 
n i c ht von diesem Geist beseelt, 

Bei seiner Rede vom 20.6.1941 sagt ROSFNBFRG, dass es Pflicht der 


Deutschen sei zu ueberlegen, dass Deutschland nicht alle 25 Jahre um 
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seinen Bestand im Osten zu kaempfen habe; Er wuenscht aber k e ines- 
wegs Vernichtung der Slaven, 5 ¢n dern Foerder 
ung aller Voelker Osteuropas, und f erderung, nicht Vernichtung ihrer 
Bigcastaatlichkeit. Er forderte (Dok.Nr.1058-PS; USA-147), "freundschaft- 
liche Gesinnung" fuer die Ukrainer, Sicherung der "nationalen und kul- 
turellen Existenz" fuer die Kaukasier; er betonte, dass wir selbst bei 
einem Kriege, "keine Feinde des russischen Volkes" scien, dessen grosse 
Leistungen wir anerkennen, Ertrat ein fuer das "nationale Selbstbe- 
stimmungsrecht der Voelker" ~ einen der ersten Punkte der ganzen Sowjet- 
Revelution selbst. Dies war seine bis zum Schluss mit Zaehigkeit vertre- 
tene Idee. In jener Rede findet sich auch der Passus, der ihm von der An- 
klagebehoerde besonders zur Last gelegt wird, dass die deutsche Volkser- 
naehrung in diesen Jahren zweifelJ6s an der Spitze der deutschen Forder- 
ungen im Osten stehen wird, und dass die Suedgebiete und Nordkaukasien 
einen Ausgleich fuer die deutsche Volksernachrung zu schaffen haetten. 
ROSENBERG fachrt dann woertlich fort:"Wir sehen durchaus nicht die Ver- 
pflichtung ein, aus diesen Veberschussgebieten das russische Volk mitzu- 
ernaehren. Wir wissen, dass das eine harte Notwendigkeit ist, die ausser- 
halb jeden Gefuchls steht. Zweifellos wird eine sehr umfangreiche "vaku- 
ierung notwendig sein, und dem Russentum werden sicher sehr schwere Jahre 
bevorstehen. Inwieweit dort Industrien noch erhalten bleiben sollen, ist 
einer spaeteren Entscheidung vorzubehalten". Dieser Passus steht ganz un- 
vermittelt und isoliert in der langen Rede, Man spuert deutlich: er ist 
hincingepresst, es ist nich die Stimme ROSENBERGS. ROSENBERG ve r k ù n- 
det hier. kein eig >s Progranm,snndern 
ate lhe nur Tettau open fest, die euse-o m 


halb seines Willens liegen, In den ersten Richt- 


linien des Ostministeriums (Dok.Nr. 1056-PS, USA-605) wird die Trnachrung 


der Bevoelkerung als besonders vordringlich bezeichnet, ebens@ ihre Ver- 


sorgung mit allen aerztlichen Hilfsmitteln, 
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jep echte Rosenberg tritt dagegen in der Besprechung vom 16.7.1941 
hervor, als cr gegenueber den Plaenen HITLERS an die Universitaet Kiew 
erinnerte, an die Selbstaendigkeit und kulturelle Foerderung der Ukraine, 
als er sich gegen die vorgesehene Vollmacht der Polizei und vor allem 
sich gegen die Finsetzung des Gauleiters Erich KOCH in der Ukraine wehrte 
(Dok.Nr,. 1, 221). à 

Man wird sagen: Was nuetzen Widersprueche und Proteste, was 
nuetzen geheime Vorbehalte und scheinbares Eingehen auf die Intentionen 
HITLFRS, jedenfalls hat auch ROSENBFRG mitgemacht, Deru ist 
auch er verantwortlich, --- Wie und wieweit ROSFNBERG die Politik im 
Osten mitgemacht hat, was er n i c h t getan hat, wie er sich dagegen 
gewehrt hat, was er selbst geplant und gewuenscht h:t, werde ich spaeter 
noch im einzelnen darlegen, um ihn gegen den schweren Vorwurf der Verant- 
wortlichkeit fuer die behauptete Ausbeutung und Versklavung des Ostens 


zu verteidigen. Hier moechte ich nur auf folgendes hinweisen, Es war 


keineswegs aussichtslos, auch leidenschaftliche Ausfuehrungen HITLERS 


zunaechst widerspruchslos hinzunehmen in der Hoffnung und in der Absicht 
spaeter doch noch das Gegenteil zu erreichen, Entgegen jener Aeusserung 
HITLERS; "Nie darf ein anderer im Osten Waffen tragen, als der Deutsche" 
dauerte es z.B. nicht lange, dass unter Befuerwortung ROSTNBERGS Freiwil- 
ligenlegionen aus den Voelkern des Ustens aufgestellt wurden, und entge- 
gen HITLFRS Ende 1941 ein Toleranzedikt fuer die Kirchen im Osten 
(Dok.Nr. 1517-PS). Wenn ROSFNBFRG auch zunaechst nichts fuer die Autono- 
mie der Ystvoelker erreichen konnte, so hielt er doch auch in dieser 
Hinsicht an seinen Plaenen fuer die Zukunft fest. Zunaechst nahm er sich 
der dringenden Agrarfrage an. "Ts wurde eineAgrarordnung fer- 
tiggestellt, die aml5.2.1942 dem Fuehrer vorgetragen werden konnte und 
von ihm in unveraendeter Form genehmigt wurde, 

Sie war nicht ein Instrument der Ausbeu- 


tun sondern ein Akt freiheitlicher Gestaltung der Agrarverfass 
E 3 g g ung 
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mitten in dem furchtbars“en aller Kriege. Mitten im Krieg erhielten die 
Ostlaender aber nicht nur eine neue Agrarverfassung, sondern auch Land- 
maschienen, Der Zeuge DENCKER hat in seiner eidesstattlichen Versicherung 
folgende Lieferungen in die besetzten sowjetischen Gebiete einschliesslich 


der ehemaligen Randstaaten bekundet: 


Stueckzahl Wert in RM er 
Ackerschlepper, 40-50 PS ca. 7.000 ea. 45.000 000. 
Dreschmaschinen ca, 5.000 ca. 20.000 070. -— 
Bodenbearbeit ungsgeraete ca. 200.000 30.000 000. -= 
Gasgenerrtoren fuer deutsche ca, 21,.000 35.000.000,.— 
und russische Schlepper 
Erntemaschinen ca. 35.000 15.000 000.-- 
Ersatzteile fuer deutsche und 
russische Traktoren und Land- 
maschinen ca. 10,000 000.-- 
Sensen und Sicheln ea. 10,000 000.-=- 
Sonstiges (Handgeraete, Werkzeug, ca, 15.000 _000,.-= 
Treibriemen usw. ) 

Insgesamt : a. 180.000 000. 


Ich glaube nicht, dass man sagen kann, diese Lieferungen seien in 
Ausbeutungsabsicht geschehen, R SHNBERG hat also auch hier segensreiche 
Aufbauarbeit geleistet, 

Ich behandle des weiteren zunaechst die Frage der automatischen 


Verantwortlichkeit ROSENBERGS als Ostminister, also die Frege an 


GEB strafrechtlichen Haftung auf Grund seiner Aubootellung, 


2, Automatische Verantwortlichkeit (strafrechtliche Haftung)? 

ROSENBERG wurde am 17.7.1941 zum Reichsminister fuer die besetzten 
Ostgebiete ernannt. Als Territorielshoheiten wurden zwei Reichskommissa- 
riate gebildet: O s t land, (Estland, +ettland, Litauen und Weiss- 
ruthenien) unter dem Reichskommissar LOHSE und Ukraine unter dem 
Reichskommissar KOCH. Die Reichskommissariate wurden in Generalbezirke 
und in Gebiete eingeteilt. Das Ostministerium war von Anfang an nicht als 


gross ausgebaute Verwaltungsbehoerde gedacht, sondern als eine Zentrale, 
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als eine oberste Instanz, die sich auf Rahmenverordnungen und grundsaetz- 
liche Weisungen beschraenken sollte und im uebrigen fuer die Sicherung 
der ganzen Material- und Personalnachschubs sorgen sollte. Die eigent- 
liche Regierung war Sache desReichskommissars,er war 
der Souveraen in seinem Gebiet, 

Von besonderer Bedeutung ist weiter, dass ROSENBERG als Ustminister 
nicht d ie Spitze der gesamten Ostverwaltung war, sondern dass mehrere 
Spitzen neben einander bestanden. Der Beauftragte fuer den Vierjahresplan 
GOFRING, war verantwortlich fuer die Wirtschaftslenkung aller besetzten 
Gebiete und war in dieser Hinsicht dem Ostminister vorgesetzt, denn 
ROS*NBERG durfte wirtschaftliche Verordnungen nur mit Zustimmung GOERINGS 
erlassen. Der Chef der Deutschen Polizei HIMMLFR war allein und aus-r 
schliesslich zustaendig fuer die polizeiliche Sicherung der besetzten 
Ustgebiete; im Ostministerium selbst bestand ueberhaupt keine Polizei- 
abteilung, auch nicht bei den Reichskommissaren, Die Zustaendigkeit 
ROSFNBFRGS war weiter ausgehoehlt durch den "Reichskommissar fuer die 
Festigung Deutschen Volkstums" HIiGLFR, ferner durch SPEER zu dessen Gun- 
sten die gesamte Technik aus der Ostverwaltung dureh Fuehrer-Erlass aus- 
gegliedert wurde und durch GOFBBELS, der die Propaganda auch in den Ost- 
gebieten fuer sich in Anspruch nahm. Auf das wichtige Gebiet des Arbeits- 
einsatzes, der SAUCKEL unterstellt wurde, werde ich spaeter zu spreehen 
kommen, 

ROSENBERG war aber immerhin verantwortlicher Mini- 
ster fuer die besetzten Ustgebiete, Hiezu ist folgendes zu betonen: 
ROSENBERG wird in diesem Prozess nicht polit is c h verantwort- 
lich gemacht, denn der Hohe Gerichtshof ist kein Parlament; er wird auch 
nicht staatsrecht lich verantwortlich gemacht, das 
Hohe Tribunal ist auch kein Staatsgerichtshof, es geht auch nicht um die 
zivilrechtliche Haftung des Angeklagten, sondern einzig um seine 6 t raf 


rechtliche Haftpflicht, um seine Verantwortlichkeit fuer die 
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behaupteten eigenen Verbrechen und fuer die Verbrechen anderer, Ich brau- 
che nicht naeher auszufuehren, dass fuer eine strafrechtliche Haftung und 
Verurteilung dem Angeklagten nachgewiesen sein muss, dass er schuldhaft 
und rechtswidrig einen strafbaren Tatbestand verwirklicht hat, und dass 
er fuer ein Nichtstun, also eine Unterlassung, nur bestraft werden kann, 
wenn er die Rechtspflicht hatte zu handeln, u n d wenn infolge seiner Un- 
taetigkeit der verbrecherische Erfolg eingetreten ist, wenn er also die 
faktische Moeglichkeit hatte, den verbrecherischen Erfolg zu verhindern. 
Von ausschlaggebender Bedeutung erscheint mir, dass ROSENBERG fuer 
die besetzten Ostgebiete Minister, aber kein Souveraen war. 
Souveraene waren die Reichskomiissare in den riesigen Territorien "Ost- 
land",und "Ukraine", Die Linien der kommenden staatsrechtlichen Neuge- 
staltung dieser Gebiete waren noch nicht sichtbar, aber cins stand fest: 
Der Reichskommissar war die oberste Spi- 
ze, er war es ZB, der bei wichtigsten Massnahmen, wie Erschiessung von 
Bewohnern eines Gebietes wegen Sabotageakte, das Recht der endgueltigen 
Entscheidung hatte (Dok.Nr, EC-347, USA-320, Prot.S.2285). Das Reich, 
also teils das Ostministerium, teils andere Stellen hatten das Recht der 
grundsaetzlichen Gesetzgebung und Oberaufsicht. Die Stellung ROSENBERGS 


als MfdbO. kann man in Abwandlung des bekannten Ausspruches des franzoe- 


sischen Staatsrechtslehrers Benjamin CONSTANT; "Le roi regne, mais il ne 


gouverne pas" folgendermassen umschreiben: "Le ministre gouverne, mais il 
ne régne pas". Ts bestand eine Souveraenitaet des Reichskommissars mit 
einer zentralen Oberaufsicht des Ostministers aehnlich gewissen Dominien 
des Englischen Empire. Niemand wuerde es heute einfallen den zustaendigen 
englischen Minister vor ein Tribunal zu stellen, weil ein Gouverneur in 
Indien ein Eigeborenendorf hat bombardiern oder niederbrennen lassen, 

Ich komme also zu dem Ergebnis, dass eine automatische, strafrecht- 
liche Verantwortlichkeit ROSENBERGS wegen Nichthinderung von Verbrechen 


im Osten schon deshalb nicht besteht, weil er zwar die Oberaufsicht hatte, 
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aber nicht souveraen war, dies waren die beiden Reichskommissare. 

Es muss weiter gefragt und kurz untersucht werden, ob der Angeklagte 
fuer eine verbrecherische Ausbeutung und Versklavung der Voelker des 
Ostens und vielleicht fuer weitere Verbrechen eine individuelle 
Verantwortung, also individuelle Schuld trifft, Wie 
wer seine Haltung, welches waren die Generallinien und die allgemeinen 
Tendenzen seiner Politik, was hat er positiv getan und was hat er ge- 


hindert oder doch zu hindern versucht. 


Individuelle Verantwortlichkeit (strafrechtliche Schuld)? 


a) Senerallinien und allg. Tendenzen in der Ostpolitik ROS*NBERGS 


Indenbaltischen Laende rn wurden lanceseigene Ver- 
waltungen (Direktorien) eingesetzt unter deutscher Obersufsicht, Die 
deutsche Verwaltung wurde vom Ri‘fdbO. verpflichtet, weitzehendes Yer- 
staendnis fuer alle erfuellbaren "uensche entgegenzubringen und ein gu- 
tes Verhaeltnis zu den baltischen Voelkerr zu erstreben; die Baltenlaen- 
der hatten freies Rechts-, Schul- und Kulturwesen und waren lediglich 
im politischen, wirtschaftlichen und polizeilichen “ebiet beschraenkt. 
Die Agrarreform im Baltikum nach dem Krieg 1914-1918 war fast ausschliess 
lich auf Kosten des 700jaehrigen de ut s ce hen "igentums durchge- 
fuehrt worden. Trotzdem hat ROSENBERG als Ostminister durch Gesetz die 
Reprivatisierung der zum Teil schon von der Sowjet-Union seit 1940 
kollektivierten Bauernhoefe angeordnet und durch diese Rueckgabe der 
einst dend e ut sc hen Eigentuemern fortgenommenen Bodens das denk- 
bar groesste Entgegenkomien des Deitschen Reiches zum Ausdruck gebracht. 
Der Zeuge RIFCKT hat das ebenso wie die schon erwaehnte Agiarordnung aus- 
druecklich testactigt (Prot.S. 8032ff.). 

Im Gzneralbezirk W +: issruthe ni en wurde unter dem Gene- 


ralkomni ssar KÄBI Ale selbsteendige Verwaiting angebahnt. Fs wurde der 
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treissruthenische Zentralausschuss" gegruendet, ferner ein weissruthe- 
nisches Hilfswerk und cin weissruthenisches Jugendwerk, Als eine weiss- 
ruthenische Jugendabordnung von einem Besuch aus dem Reich zurueckgekehrt 
war, sagte KUBE, er werde sich weiter wie ein Vater der weissruthenischen 
Jugend annehmen, In der folgenden Nacht wurde er ermordet, die Politik 
wurde jedoch nicht geaendert. --- Ich bemerke hier nebenbei, dass die 
eigentlich russischen febiete zwischen Narwa und Leningrad und 
um Smolensk die ganze Zeit ueber unter Militaerverwaltung verblieben wa- 
ren. Desgleichen die Bezirke um Charkow und die Krim. 

Was die Ukraine anlangt, so hatte ROS*NBERG die Absicht, in 
kuerzester Zeit der Ukraine eine weitgehende zentrale Selbstverwaltungs- 
hoheit zu geben, aehnlich den Direktorien in den Baltenlaendern, verbun- 
den mit einer ausgesprochenen Foerderung der kulturellen und erzieheri- 
schen Beduerfnisse des Volkes. Nachdem ROSENBERG anfaenglich glaubte an- 
nehmen zu koennen, dass HIT!FR diese Auffassung billigste, zewann eine 
andere Auffassung die Ueberhand, die glaubte alle Äraefte der unmittel- 
baren Kriegswirtschaft zufuehren zu muessen. Nur eines konnte ROSFNBERG 
erreichen und durchsetzen; dieneue Agrarordnung vo 15. 
Februar 1942, die einen Uebergang von der Kollektivwirtschaft der Sowjet- 
Union zur persoenlichen “usnutzung, dann zum baeuerlichen Eigentum vor- 
sah. Am 23.6.1943 erschien in Trgaenzung hierzu die Eigentums- 
Deklaration, it ihrer Durchfuehrung konnte zunaechst wegen 
des widerstandes des Reichskommissars KOCH nicht tegomnen werden, dann 
aber machten die militacrischen Freignisse allem weiteren ein Ende, Den 
Inhalt -iner weiteren grundsaetzlichen Verordnung bildete eine allgemei- 
ne Schulrezelunz, die ROSENBERG ausarbeiten liess, weil der Reichskommis- 
sar fuer die Ukraine dies selbst z u t u n ablehnte. ROSFNBERG sah Volls- 
schulen und hoehere Fachschulen vor, der Reichskommissar legte Protest 
ein. Aus Anlass des sich immer mehr verschaerfenden Konfliktes zwischen 


ROSENBERG und dem Reichskommissar KOCH gab HITL™R im Juni 1943 die 





H1280 - 0023 


folgende schriftliche Anweisung: Der Reichskommissar duerfe keine Ob- 
struktion ueben, der RMfdbO, solle sich jedoch auf das Grundsaetzliche 
beschräenken und bei seinen Verfuegungen dem Reichskommissar fuer die 
Ukraine vorher eine Stellungnahme ermoeglichen, was praktisch ein Koer- 


dination KOCHS n e b e n ROSENBERG bedeutete, 


b) Zeuge LAMMERS. 

Die eigenartige staatsrechtliche Stellung ROSTNBFRGS als RMfdbO, 
und seine immer schwaecher werdende politische Position het cer Zeuge 
LAMVERS bei seiner Vernehmung am 8.4.1946 (Prot.S. 7374) zeschildert, Ich 
moechte folgende markante und besonders wichtige Bekundungen des Zeugen 
hervorheben: Nie Machtstellung des Rl'fdbO. war durchloechert durch die 
Wehrmacht, durch GOFPING als den Beauftragten fuer den Vierjahresplan, 
durch HIMMIFR als Chef der deutschen Polizei, durch Hs) IFF. als Reichs- 
kommissar zur Festigung des de" schen Volkstums (Umsiedlungsmassnahmen), 
durch SAUCKTL als Ceneralbevollmaechtigten fuer den Arbeitse.nsatz, durch 
SPEFR auf dem Cebiet der Ruestung und Technik und schliesslich durch die 
Meinungsverschiedenheiten mit GOFBBF1S als Propagandaminister. Weiter 


war ROSENBERG ein.eschraenkt dadurch, dass fuer die besetzten Ustgebiete 


zwei Reichskommissare LOHSE und KOCH eingesetzt waren. Der Hoehere SS- 
und Polizeifuchrer war zwar dem Reichskommissar "persoenlich und unmittel- 
bar" unterstellt, konnte aber, wie LA MFRS bekundet, in fachlicher Be- 
ziehung keine Befehle von ROSFNBFRG oder vom Reichskommissar erhalten, 
sondern nur von HIMMLER. --- LAVVFRS sagt weiter: ROSENBERG hat im Osten 
immer eine gemaessigte Politik treiben wollen, erwarzweifellos 
gegen > Politik der Ausrottun g” und 
gegen eine Politik der Deportatio n’, die 
anderweitig vielfach gepredigt wurde. Fr hat sich Muehe gegeben, die 
Landwirtschaft in Ordnung zu bringen durch die Agrarordnung, das Schulwe- 
sen in Ordnunz zu bringen, die Kirchenangelegenheiten, die Universitaeten 


und die Schulen. ROSFNBFRG ist nur schwer durchgekommen, weil vor allem 
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der eichskommissar fuer die Ukraine die Befehle ROSTNBERGS einfach nicht 
befolgt hat. ROSFNBERG war fuer die Herstellung einer gewissen Selbstaen- 
digkeit der Ostvoelker, ganz besonders lag ihm die kulturelle Betreuung 
derselben am Herzen. Die Meinungsverschiedenheiten zwischen KOCH und 
ROSTNBTRG hat Baende von Akten gefuellt, HITLER bestollt ROSENBERG und 
KOCH bei sich zusammen und entschicd, die beiden sollten sich jeden Menat 
einmal treffen u:d sich miteinander ins Benehmen setzen. Der Zeuge LAMMERS 
sagt mit Recht, dass es fuer ROSMNBERG als dem vorgesetzten Vinister eine 
unertraegliche Zumutung war, sich mit dem ihm unterstellten Reichskommis- 
sar in jedem Fall ins Einvernehmen setzen zu muessen; in der Folgezeit 
stellte sich heraus, dass trotz des Treffens eine Einigung doch nicht 
zustande kam, und dass dann letzten Fndes doch Herr KOCH beim Fuehrer 
recht bekam, ROSENBERG wurde, so sagt LANMFRS schliesslich, zum letzten 
Mal Fnde 1943 vom Fuehrer empfangen, und vorher hatte er auch schon immer 
tarke Schwierigkeiten, beim Fuehrer anzukommen, Sitzungen des Reichs- 


kabinetts fanden schon seit 1937 nicht mehr statt, 


c) ROSTNBFRG und KOCH 

HITLFRS Ideen gingen immer mehr nach der Richtung BORWANN-HIN.IFR. 
Der Osten wu le das suchs feld . Fuer die- 
sen Kreis schien es, wie erst heute ganz deutlich ist, hoffnungslos, bei 
ROSTNBERG Verstaendnis zu erhoffen fuer die von ihnen gewollte Entwick- 
lung des Reiches, ROSNEFRGhatte keine Ahnung ueber den 
Umfang des Kampfes gegen ihn, Seine Auseinandersetzung mit dem Reichs- 
kommissar KOCH, dem Fxponenten HI! 1™=RS und BORMANNS, ist ein Beweis die- 
ser Unkenntnis, ist aber auch cin voller Beweis fuer die Integritaet 
ROSENBERGS, 

Am 14.12.1942 hat ROSENBERG eine Instruktion an den Reichskommissar 
fuer die Ukraine erlassen (194-PS, Ro.11); die anderen sind leider nicht 
gefunden worden, ROSENBERG fordert in ihr von den Verwaltungsfuehrern 


anstaendige Faltung und Gesinnung, er fordert Cerechtigkeit und 
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menschliches Verstaendnis fuer die Bevoelkerung, die in Deutschland von 
jeher den Traeger einer gesetzlichen Yrdnung gesehen habe; der Krieg habe 
zwar furchtbare Haerten, aber jedes Vergehen muesse gerec h t geprueft 
und beurteilt werden und duerfe richt ungebuehrlich hoch bestraft werden; 
es sei auch durchaus ınzulaessig, dass deutsche Dienststellen in veraecht- 
lichen Redensarten der Bewoelkerung gesenuebertraeten, Herr sei man nur 
durch entsprechende Haltung und Handlung, nicht aber durch aufdringliches 
aeuss2res Cebaren; die eigene Haltung muesse den anderen Achtung wr 

den Deutschen abringen, diejenigen Verwaltunssfuehrer, die sich ihrer 
Aufgabe nicht wuerdig gezeigt haetten, die die ihnen anvertrauten “emter 
m.ssbreucht und durch schaedliches Betragen sich unserer Uniform unwuer- 
dig gezeigt haetten, seien entsprechend zu behandeln, vor Gericht zu 
stellen oder nich Deutschland abzutranspcrtieren. 

Das Fecho, das solche Erlasse bei KOCH gefunden haben, ergibt sich 
aus dessenMemorandum vom 16, 3. 1943 (192-PS, Ro.14). KOCH 
schreibt: "Fs sei befremdend, dass nicht nur korrekte, sondern liebens- 
wuerdige Umzanzsformen, gepaart mit einer nicht nachlassenden Hilfsbe- 
reitschaft den Ukrainern gevzenueber gefordert werde. Fs werde weiter von 
ROSENBERG Achtung vor dem hochentwickelten Bewusstsein des ukrainischen 
Volkes verlangt und es sei nach ROSENBERG ein hohes Nass kultureller 
Selbstverwaltung fuer die Ukraine zu wuenschen Voelker von der Groesse 
wie das ukrainische koennten nicht in dauernder Abhaengigkeit 'zehslt en 
werden, der Ostfeldzug sei cin politischer Feldzug unc kein wirtschaft- 
licher Raubzur. KOCH spricht dabei segenueber ROSENBERG in zynischer Wei- 


se von einem Hoehepunkt der 
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Beziehungen seines Hauses gegenueber der ukrainischen Tmigration, Noch 
andere Frlasse ROSENBERGS werden von KOCH kritisiert, So ein Erlass vom 
18.6.1942, dass von ROSENBMii: insgesamt 2,3 Millionen Reichsmark fuer 
ukrainische Schulbuscher zu Lasten des Haushaltes des Reichskommissariats 
beschafft wuerden, ohne dass vorher nit KOCH ueberhaupt Verbindung auf- 
genommen worden sei, Es sollten 1 Million Fibeln, 1 Million Lesebogen, 
200 000 Schulbuecher, 300 000 Sprachbuecher, 200 000 Rechenbuecher in 
einer Zeit beschafft werden, in der fuer deutsche Schulkinder kaum das 
notwendigste Papier zur Verfuegung steht. 

Weiter sagt KOCH: Fs ist nicht notwendig, dass durch mehrfache Er- 
lasse Ihres Ministeriums und durch fernmuendliche Vorstellung immer wie- 
der hingewiesen wird, dass joder Zwang bei der Arbeiterwerbung zu unter- 
bleiben hat, und dass sogar vom Ostministerium verlangt wird, dass bei 
jedem Fall von Zwangsanwendvng dem Winisterium zu berichten sei, Durch 
einen weiteren Frlass sei KOCH zum Vorwurf gemacht die Schliessung von 
Fachschulen veranlasst zu haben und dass ROSENBERG den -Generalkommissaren 
eine andere Schulpolitik ‘ef -n habe, unter Umgehung seiner, des 
Reichsskommissars, 7ustaendigkeit, 

KOCH schliesst dann mit comebeeriher Drohung, dass ihm als alten 
Gaulciter der Weg zum Fuchrer nicht verboten werden koenneé. 

So viel herausfordernde Kritik an ROSTNEFRG, so viel ungewolltes 
Lob und so viel Be we iss fuer die absolute Anstaendigkeit seiner 
Haltung und die weitsichtige und stantsmaennische Amtsfuehrung als Chef 
der Ostverwaltung} 

Fin letztes Dokument aus dem Kampf ROSPNBERGS gegen KOCH ist der 
Rericht betreffend den Reichskommissar KOCH und das Waldgebiet von Zuman 
vom 2, April 1943 (032-0S, worueber ROSENBERG als Zeuge erschoepfende 
Auskunft gegeben hat).Cerade hier hat sich die Gewissenhaftigkeit 


ROSENBERGS besonders deutlich gezeigt ( Prot.S. 7930 u. S. 8019-8021). 
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d) ROSENBFRG und BORMANN 

Uhd nun eine andere Szene, die wir an uns noch einmal vorucberzichen 
lassen muessen, weil die Anklage ihr ein besonderes Gewicht beilegte: 
BORMANN schreibt im Juli 1942 an R SPNBERG, ROSENBERG antwortet; ein 
Dritter, Dr. -M‘RKULL Mitarbeiter ROSFNBFRGS in seinem Ministerium schreikt 
eine Kritik dazu (Prot.S. 79715). Nach der Darstellung Tr, MarkULLS 
ist der Sinn des nicht mehr in original vorhandenen Briefes BORMANNS 
zugespitzt folgender gewesens Die Slaven sollten fuer uns arbeiten, so- 
weit wir sie nicht brauchen, sollen sie sterben, Gesundheitsfuersorge 
sci ueberfluessig, dic slavische Fruchtbarkeit sei unermuenscht, die 

t, wenn sie bis 100 zaehlen koennen, 

Jeder Gebildete sei ein gukuenftiger Feind, Die Religion liessen wir 
ihnen als \blenkunsmittel; an Verpflegung sollten sie nur das Notwen- 


dige mi V ı dis Herren, wir kaemen zuerst. 


ten Mitarbeiters HITILTRS konnte es fuer 


ROSTNRE"G nur eine Antwort geben; sche inbare Zustimmung 


`] 


unddscheinbares Nachse ben. ~— Im Schosse des Ostmi~ 
nisteriums erhoben sich wegen dicser merkwuerdigen scheinbaren Gesinnungs 
aenderune ihres Chefs erhebliche Sorgen, die im Memorandum Dr, MARKULLS 
vom 5.9.1942 zum ‘usdruck kommen. ROSENBERG hat als Zeuge bekundet und es 
kann bei unbefangenem Durchl.osen dieses Schriftstueckes keinem Zweifel 
unterliegen, dass er nur zur Beruhigung HITLFRS und BORMANNS zugestimmt 
hat. Er wolite sich schuetzen, gegen einen Anzriff aus dem Fuehrerhaupt— 
quartier, den ROSTNBERG mit Sicherheit erwartete, weil er mehr fuer die 
Ostvociker tit@ls fuer das Deutsche Volk, weil er mehr Aerzte verlangte, 
als das Deutsche Volk fuer seine eigenen Kranken hatte usw, Das MARKULI- 
Memorandum ist ein denkbar unverdnechtizes Spiegelbild der Persoenlich- 
keit und des Wirkens ROSTNBERGS, denn es beschwoert der besorgte Unterze- 
bene den Geist seines Ministers, so wie er ihn in der Praxis seiner Amts- 


fuchrung kennen und licben gelernt hat, gegen ein fremdes Phantom, das al 





NN 


dessen Stelle getreten zu sein scheint, Fs heisst da, dass jene Gedanken- 
zaenge zwar mit der Politik des Rei¢hskomaissars KOCH uebereinstimmen, 
nicht aber mit den Frlassen des "inisters und der Auffassung von minde- 


stens 80 Prozent der auf den Vinister hoffenden Gebietskommissare und. 


Sachbearbeiter, wonach man das Volk im Osten anstaendig und verstnendnis- 


voll behandeln muesse, dass es eine ueberraschend hohe kulturelle Besabın 
besitze, dass die Arbeitsleistung zut sei, dass wir aber im Bezriffe 
seien ein kostbares Kapital anDankbarkeit, L i eb e und 
Vertrauen zu verwirtschaften, Der Gegensatz zwischen Minister und 
Reichskommissar sei in allen obersten Reichsbehosrden bekannt, und man 
wisse, dass das Ministerium se ine Politik g os 
gen die Reichskomm issare nicht durchs et 
zen koenne und dass die Reichskommissare das Ostministerium fuer 
vollkemmenueberfluessig halten; das Bormann'sche Schreiben 
wuerde die gesamte bisherige Politik des Ministers desavouieren und man 
habe den Eindruck, dass KOCH gesen den Winister bei HITLER recht bekom- 
men hat; das Yinisterium habe seit seiner Gruendung einen steigenden 
Machtverlust zu beklagen, Die hoeheren SS- unc Polizeifushrer lehnen es 
ab, den G.neralkommissaren die normalen Fhrenrechte wie Meldung ete, zu 
erweisen; eine Kompetenz des Ostministers nach der anderen wuercen sei- 
tens anderer obersten lteiehsbehoerden herausgeloest, in den Berliner 
Dienststellen werde offen davon zesprochen, dass der Umbau des Ministe- 
riums in einem blossen Fuehrungsstab zu erwarten sei, Das Reicnsministe- 
rium fucr die besetzten Ostzebiete geniosse andererseits um der Per- 
soenlichkeit seines Leiters willenin 
der oOeffentlichkeit einen ausserordent- 
lichen Kredit, 

Dr, MARKULL beschwoert den Minister, bei seinen u r sprue ng- 
lichen Konzeptionen zu verbleiben, der unzlueckselige 


Herrenkomplex sei ebenso abzulehnen wie die Meinung, die Intelligenz sei 
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volksfremd. Dem Wirken geistiger Kraefte muesse Rechnung getragen werden; 

Deutschland muesse ein "gerechter Richter" sein und die voelkischen 

und kulturellen Rechte der Voelker anerkennen. Dies sei die 
Konzeption des Ministers,die- 
fortgesetzt werden 

ROSFNBERGS Haltung aenderte sich auch tatsaechlich ni e h t, gera- 
de jetzt gab er die grosse Schul-Verordnung in Arbeit, Spaeter erreichte 
er die Wiederoeffnung vor allem der medizinischen Fach-Hochschulen, Bis 


os dann zum Konflikt vor dem Fuehrer im Mai 1943 kam, 


4, Abschiedsgesuch 


Am 12,10,1944, reichte ROSFNBERG ueber LAMMERS sein Abschiedszesuch 


an den Fuehrer cin (Dok,Nr, No.i4), weil die deutsche Ostpolitik im all- 


gemeinen und die politische psychologische Behandlung der Ostvoelker im 
besonderen seiner von Anfang an vorgetragenen Anschauung entgegengesetzt 
blieb. seinem Plan der Autonomie der Ostvoelker und ihrer kulturellen 
Entwicklungsmoeglichkeiten inmitten der gesamt « :ropaeischen Konzeption 
einer Voe lke rfamildie des Kontinents, Er war nun innerlich 
fertig und sah ein grosses staatsmaennisches Programm gescheitert, Er 
konnte ueber die Versklevungs- und Ausbeutungspolitik, di. in seinem 
Lande getrieben wurde lediglich Memoranda seiner internen Mitarbeiter 
entgegennehmen oder bestenfalls mit Leuten wie KOSH einen aussichtsles 
gewordenen Federkrieg fuehren, Er war nicht stark genug gewesen gegen 
das, was mit Blindheit geschlagene Kraefte im Osten an Plaenen verwirk- 
lichen wollten, und er war ohnmaechtig gegen ihr Wirken, webei ihm da=- 
mals noch alle polizeilichen und militaerischen Befehle unbekannt waren, 
die hier dem Gericht vorgelegt worden sind, 

Als ROSENBFRG einmal bei HITLFR an die Frrichtung der Universitaet 

er 

Kiew erinnerte, sagte HITLER scheinbar zu; als ROS"NBE™G draussen und/mit 


GOT RING allein war, sagste HITLER: "Der Mann hat auch besondere Sorgen. Es 
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gibt jetzt wichtigere Dinge fuer uns, als Universitaeten in Kiew". 
(Prot. v.16.3.46 vorm.10-13.00 Uhr). 

Keine Episode beleuchtet besser als alle Dokumente das Thema: 
ROSENBERG und die Wirklichkeit im Osten, und das andere Thema: ROSENBERG 
als angeblicher Inspirator HITLERS, 


Nachdem ROSFNBFRG auf sein Abschiedsgesuch keine Antwort erhielt, 


hat er mehrfach versucht, HITLYR persoenlich zu sprechen, Es war umsonst, 


+ 


IV. 


ARBEITSEINSATZ IM OSTEN, 


Herr DODD hat am 11.12,1945 gesagt: "Das System des Hasses, der Bar- 
barei und der Verleugnung persoenlicher Rechte, welches die Yerschwocrer 
zur Staatsphilosophie Deutschlands erhoben hatten, ist den nationalsezi- 
nlistischen Herren zefolst, als sie Furopa ueberrannten, Die auslaend- 
dischen {rbeiter wurden die Sklaven des Herrenvolkes, wurden millionen- 
weise deportiert und versklavt", Und General RUDTNKO sagte am 8.2.1946 
(Prot.S, 4116): "In den langen Reihen ruchloser Verbrechen seitesn der 
deutsch-faschistischen Besatzungstruppen nimmt die Zwangsdeport ierung 
friedlicher Buerger in Sklaverei und Leibeizensehaft in Deutschland eine 
besondere Stellung ein", Fuer die unmenschlichen und barbarischen Ver- 
ordnun;en, Verkuendungen und Refehle der Hitlerregierung, deren Herausga- 
be die Durchfuchrunz der Deportierung von Sowjetmenschen in duetsche | 
Sklaverei zum Zwekee gehabt hatte, seien insbesondere GOFRING, KFITEL, 


ROSFNBFRG und SilickrT. verantwortlich. 


1, Zustaendigkeit SAUCKELS. 
Ueber dis formale und individuelle Verantwortlichkeit ROSENBERGS 
als RMfdbO, habe ich mich schon geacussert. Ich habe auch schon ausge- 


fuehrt, dass auf dem Gebiet des trbeitseinsatzes nicht ROSENBERG, sondern 
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SAUCKFL als Generalbevollnnechtirter fuer den ‘rbeitseinsatz die oberste 
Spitze und der Verantwortliche gewesen ist auf Grund des Fuehrererlasses 
vom 21.3.1942 (S. z.B. Dok.\r.580-PS u.Schrb. des RMfdbO. an cie RK. 

vom 6.3.1942). S/UCKTL war auf seinem Gebiet ROSENBERG also ueberreordnet 
Am 3.10.1942 z.B. schrieb er an ROSENBERG (Dok.Nr.017-PS, USA-180) : 

"Der Fuchrer hatté neue drinzlichste Programme fuer die Ruestung gestellt, 
die den beschleunizten Einsatz von 2 Yillionen weiterer fremilaendischer 
Arbeitskraefte erforderlich machen, Der Fuehrer hat mir daher in Durch- 
fuehrung seines Erlasses vom 21.3.1942 fuer meine weiteren Aufgaben 
neue Vollmachten erteilt,und mich ine 
besonder ermaechtigt, nach me 

messen alle Wassnahmen im Reich .., und in den be- 
setzten Ostgebieten zu treffen, ĉie den geordneten Arbeitseinsatz fuer 
die deutsche Ruestungswirtschaft unter allen Umstaenden zewachrleistef}', 
In seinem "Programm fuer den Arbeitseinsatz" vom 24.4.1942 (Dok.Nr.016- 
PS, USA-168) betont er, dass alle technischen und verwaltunemaessicen 
Vorgaenge des Arbeitseinsatzes der ausschliesslichen Zustaendigkeit und 
Verantwortlichkeit des Generalbevollmaechtigten fuer den i.rbeitseinsatz, 


den Landesarbeitsaemtern und den Arbeitsaemtern obliegeg-Die Verteidi sun: 


SAUCKELS ist nicht meine Aufgabe, ich darf aber darauf hinweisen, dass 


auch er nic ht mit Hasszefuehlen und Versklavungsabsichten an seine 
grosse und schwere Aufgibe herangegangen ist, In seinem soeben erwaehn- 
ten Progr:mm fuer den Arbeitseinsatz z.B, sagt er u.a,: "Es ist alles 

zu vermeiden, was ueber die kriezsbedingten Einschraenkungen und Haerten 
hinaus den fremden Arbeitern und Arbeiterinnen den Aufenthalt in Deutsch- 
land erschweren oder gar unnoetig verleiden koenne Es entspricht daher 
dem Gebot der Vernunft, ihren Aufenthalt und ihre Arbeit in Deutschland, 
ohne uns selbst etwas zu vergeben, so ertraeglich wie 
moeglich zumachen ", Jn diesem Punkt waren SAUCKEL und 


ROSENBERG der gleichen Anschauung. 
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Fs ist auch nicht meine Aufgabe. darzulegen und zu beweisen, dass 
tatsaechlich viele Hunderttausende von fremdvoelkischen Arbeitern in 
Deutschland ein gutes Los getroffen haben, ja dass es tatsaechlich un- 
zaehligen besser ergangen ist als in ihrer Heimat, sondern ich habe mich 
nur mit den dem Angeklagten ROSENBERG zur Last gelegten Missstaenden zu 


befassen. 


2. Zentralstelle fuer die Angehoerigen der Ostvoelker, 

Der Krieg wurde immer intensiver in seiner Totalita:t und Brutali- 
taet, auch der deutsche Arbeiter und der Deutsche ueberhaupt hatte 
alles andere eher als ein Herren dasein; 
auch der Deutsche wurde in weitestem Umfang, soweit er nicht zum Heere 
eingezogen wurde, durch Arbeitsverpflichtung zur Arbeit eingesetzt, muss- 
te lang und schwer arbeiten, wurde von seiner Familie getrennt, musste 
sich vielfach mit schlechter Unterkunft begnuegen, .esonders infolge 
der fortschreitenden Zerstoerungen der Wohnungen durch den Luftkrieg, 
auch er wurde strengstens bei Arbeitsverweigerung oder Arbeitsversaeumnis 
bestraft. 

Dass auch der auslaendische Arbeiter von dieser Totalitaet und Bru- 
talitaet des Krieges erfasst wurde, sicherlich in mancher Hinsicht noch 
schwerer als der deutsche, kann ganz gewiss nicht ROSENBERG zur Last ge- 
legt werden, weder in rechtlicher noch in moralischer Hinsicht. Er sruen- 
dete in seinem Ministerium die Zentralstelle fuer An- 

r Ostvoelkesr, die von Vertrauensleuten 
aller Ostvoelker besetzt war, die weder polizeiliche Aufgaben noch son- 
stige Zustaendigkeiten in der Arbeitsverwaltung hatte, jedoch der Fuer- 


sorge fuer die Angehoerigen der Ostvoelker diente., In ihrem Bericht vom 


30.9.1942 (Dok.Nr. O84—PS, USA-199), weist sie auf allerlei Missstasnde 


hin: dass die Unterbringung, Behandlung, Verpflegung, Entlohnung der 
Ostarbeiter vielfach zu starker Kritik Anlass gebe; es habe sich zwar 


vieles zebessert (Stichtaz 1.10.42) die Gesamtlage der Ostarbeiter sei 
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aber immer noch unbefriedigend, ROSTNBERG solle daher mit HITI.FR Rueck- 
sprache nehmen mit dem Ziel, diesen selbst um ein energisches Eingreifen 
zu bitten, insbesondere HIN IFR veranlassen seine allgemeinen Bestimmun- 
gen ueber die Behendlung der Ostarbeiter ausser Kraft zu setzen, die 
Parteikanzlei und die Partei arweieen in der Menschenfuehrung der Milli- 
onen ehemaliger Sowjetbuerger sich der Verantwortung vor der Geschichte 
bewusst zu sein und den Reichsminister auch an den Massnahmen zu betei- 
ligen, die dieimReich einzesetzten Ustarbeiter betreffen; schliess- 
lich wird vorgeschlazen, die Zentralstelle fuer Angehoerige der Ostvoel- 
ker beschleunigt auszubauen, damit sie als der verlsengerte Arm des 
Reichsministeriums Ost im Reich und als Vertretung der hier lebenden 
fremdvoelkischen Personen aus den besetzten Gebieten ihre Belange schlag- 
kraeftig wahrnehmen kann, In diesen Sinne, neemlich im Sinne sozialer 
Betreuung und menschlicher Fuersorze wurde im Ostministerium fuer die 


Ostarbeiter zewirkt. 


3. ROSTNBERG und SAUCKEL. 

Zur Widerlegung der Anklage, dass ROSENBERG als ein Vertreter des 
Systems des Hasses und der Rarbarei, der Verleugnung persoenlicher Rech- 
te und der Versklavung tnetig gewesen sei, muss ich noch weiteres anfue- 
gen. ROSENBERG erhielt weitere schlechte Berichte, so am 7.10.1942 einen 
Bericht ueber schlechte Behandlung ukriinischer Facharbeiter (O54-PS, 
USA-198); es wurden Nissstrende bei der Yerbung und Uebeistaende auf dem 
Transport hervorzeh ben; die Arbeiter wuerden nicht selten nachts aus 
den Betten zeholt und bis zum Abtransport in den Kellern eingesperrt; Be- 
drohunzen und Schlaege durch die Dorfmilizen seien ^n der Tagesordnung; 
mitgebrachte Lebensmittel wuerden nicht selten durch die Milizen den 


Facharbeitern abgenommen; waehrend des Transportes nach Deutschland kae~ 


men Nachlaessigkeiten und Vebergriffe durch die Begleitkommancos vor,usw. 
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ROSFNBERG hatte keinerlei Machtbefugnisse hier Abhilfe zu schaffen, 


Aber er versuchte es mit dem Brief vom 21.12.1942 an S.UCKEL (018-PS, 
USA-186). ROSTNBFRG hebt zunaechst seine grundsaetzliche Vebereinstimmung 
mit SAUCKEL hervor, aber schon nach einigen taktischen und hoeflichen 
Floskeln beschwert er sich eindringlich und ernst ueber die im Arbeits- 
einsatz angewandten Methoden: "Ich muss aus der mir fuer die besetzten 
Ostzebiete obliegenden Ver:ntwortung heraus mit allem Nachdruck darum 
bitten, dass zur Erfuellung der befohlenen Kontinsente Handhabungen aus- 
zeschlossen werden, deren Duldung und Folgen eines Tayes mir und me i- 
nen Mitarbeitern zur Last gelegt werden 
koennen", 

Weiter erklzert ROSE BFRG, dess er den Reichskommissar fuer die 
Ukraine ermaechtist hate, soweit erforderlich, von seinem Hoheitsrecht 
Gebrauch zu machen und fuer die Absteliung von Werbemethocen Sorge zu 
trazen, die den Interessen der Kriegsfuehrung und Kriegswirtschaft in 
den besetzten Gebieten zuwiderlaufen, Es muesse ihn, ROSFNBENG und die 
Reichskommissare befremden, dass er in zahlreichen Faellen mit Wassnahmen, 
die von den Zivilbehoerden haetten abgesprochen wercen muessen, erst durn 
die Polizei oder durch andere Stellen erfahren habe „.. Ohne die Abstim- 
mung Cer beiderseitigen \iuensche sei es ihm, ROSENBERG, leider nicht 
moeglich eine Mitverantwortung fuer die Folgen, die sich aus den ge- 
schilcerten Tatbestaenden ergeben zu uebernehmen, Zum Schluss drueckt 
ROSFNBERG den Wunsch aus, es moege im beiderseitigen Interesse diesen 
Zustaenden bald e Ende & ei et werden 

ROSFNBERG hat es auch mit muendlicher Rueckspräche mit SAUCKFL ver- 
sucht und sich von diesem ehe lassen, dass SAUCKEL alles tun 
werde, um eine anstaendise Reselung dieser Fra:en herbeizufuchren. (3 
sprechung vom 14.4.1942, Dok.\r. 020-PS, Ro. 9). Es lag ausserhalb der 
Kraefte und Macht ROSFNBFRGS mehr zu tun, Sein geheimer und von hoech- 


ster Stelle zestuetzter Widersacher war der Reichskommissar KOCH, der ja 
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einer der Hauptschuldigen fuer die grausamen Methoden der Werbung und 
des Einsatzes der Ostarbeiter zewesen ist und gegen den sich ROSENBERG 
nicht durchsetzen konnte (S. des gleiche Dokument), 

Wenn der Herr Anklaeger (BRUDNO am 9.1.46, Prot.5.2277/78) dem An- 
geklagten vorwirft, er habe zwar dagegen protestiert, aber nicht aus 
Menschlichkeits;ruenden, sondern auf Grund politischer Zweekmaessirkeit, 
so kann ich hierzu nur sagen, dass man ohne triftigen Grund meines Fr- 
achtens auch einem Angeklagten ROSFNBERG nicht jede menschliche Qualitact 


absprechen darf, 


4. " Heuaktion ", 

Als Beispiel besonderer Bestialitaet des Angeklagten wird von der 
Anklage wiederholt auf die sogenannte He ua ktion hingewiesen 
(031-PS, USA-171). Fs handelte sich hier um die Absicht der Heeresgruppe 
Mitte 40 bis 50 000 Jurendliche aus dem Operationszebiet zu evakuieren, 
weil sie eine erhebliche Belastung des Operationsgebietes darstellten 
end ausserdem zum grossen Teil ohne elterliche Betreuung waren, Es soll- 
ten hinter der Front unter einheimischer Betreuung Kinderdoerfer errich- 
tet werden; mit einem solchen Kinderdorf hatte man bereits gute Erfah- 

sen gemacht. Man hoffte ueber die Organisation TODT als einer auf 
Grund ihrer technischen und sonstigen Moerlichkeiten besonders geeisne- 
ten Organisation die Jugendlichen in erster Linie dem deutschen Handwerk 
als Anlernling zuzufuehren, um sie nach zwei Jahren Ausbildung als Fach- 
arbeiterkraefte zu verwenden, ROSENBERG als EMfdbO. war zunaechst dagegen, 
da er befuerchtete, dass die Äktion als Kinderverschleppung angesehen 
werden koennte und andererseits die Jugendlichen keine wesentliche Sta 
kung der militaerischen Kraft darstelle) Der Chef des Fuehrungsstabes 
Politik trat nochmals an ROSFNBERG heran, dass die Heeresgruppe Mitte 
entscheidenden Wert darauf leste, dass die Kinder nicht durch den Gene- 


ralbevollmaechtigten fuer den Arbeitseinsatz in das eich gelangen, 
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sondern durch die Dienststelle des Reichsministers Ost, da sie 

nur dann glaubte,die Gewaehr fuer eine 
korrekte Behandlung zu haben, Die Heeresgruppe 
wuenschte, dass die Aktion unter loyalsten Bedingungen durchzefuehrt 
werde und wuenschte besondere Reveln hinsichtlich der Betreuung, des 
Postverkehrs mit den Fltern usw, Bei einer eventuellen 
Wiederbesetzung les Gebiet es koennte dann das 
Vstministerium die Jugendlichen zurueckfuehren, die dann beim Aufbau des 
Gebietes mit ihren Eltern zusammen sicherlich ein politisches Positivun 
darstellen wuerden, Zur Begruendung des nochmaligen Ersuchens an den Mi- 
nister wurde dann schliesslich noch angefuegt, dass die Jugendlichen fuer 
den Gegner zwar keine wesentliche Staerkung der militaerischen Kraefte 
darstellen, dass es aber auch auf die Minderung der biolozischen Kraft 
des Gegners auf weite Sicht ankomme; in diesem Sinne haetten sich nicht 
nur der Reichsfuchrer SS, sondern auch der Fuehrer geaeussert. ROSENBFRG 
hat dann schliesslich der Aktion zugestimmt. —— Hierzu ist zu sazens Ts 
handelte sich um ein Gebiet, das ROSFNEERG garnicht verwaltungsmaessigz 
unterstand; erwollte nicht fremdes Volkstun 
zerstoeren, wenn ihm auch u.a, als Begruendung eine biologische 
Schwaechung - als von ihm nicht anerkannter Grund - vorgetragen worden 
war, sondern er wollte die Kinder erzichen, ausbilden lassen um sie mit 
ihren Fltern gemeinsam spaeter wieder in ihre Heimat zu bringen, D a s 
ist ungefachr das Gegenteil von dem,was 
dem Angeklagten als Verbrechen zur Last 
gelegt wird, ROSENBERG hat spaeter (Spaetsommer 1944) die Jun- 
kerswerke in Dessau, in dem etwa 4 700 weissruthenische junge Handwerker 


beschaeftigt waren,und ein weissruthenisches Kinderlager besucht, Die 


Handwerker waren alle einwandfrei gekleidet, waren fleissig, wurden be- 


stens behandelt und vertrugen sich mit den deutschen irbeitern sehr gut. 


Die Jugend erhielt von russischen Lehrerinnen, wie ROSENBERG sich durch 
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Augenschein ueberzeugte, Sprach- und Mathematikunterricht, Die Kinder wur- 
den in ihrem Waldlager von weissruthenischen Muettern und Lehrerinnen be- 
treut, Im uebrigen wurde die Zahl von 40 000 nie erreicht, sondern kaum 
die Haelfte davon, 

Der Versuch der Anklaze, in diesem Beispiel in besonderer Wise das 
Menschliche zu Ungunsten des Angeklagten anklingen zu lassen, kann meines 
Erachtens keinen Erfolg haben, Denn gerade dieses Beispiel verpflichtet 
mich auf folrendes besonders hinzuweisen: Wir befanden uns mitten im Krieg, 
der von beiden Seiten mit furchtbarer Intensitaet gefuehrt wurde, Ist cer 
Krieg nicht selbst eine "unzeheuerliche Bestialitaet"? Die "Winderung der 
biologischen draft der Voelker" ist wahrhaftig ein treffender Ausdruck fue} 
Ziel und Zweck des ganzen Krieges, denn hierauf geht das Sinnen und Trach- 
ten beider Kricgsparteien. Es waere ein unmoeglicher Gedanke, bei der 
Beurteilung der Taten der Angeklagten dies vergessen zu 


wollen, und die Angeklagten nicht nur fuer die Entfesselung des 


ges, sondern auch (dafuer, dass der Krieg seinem Wesen nach ein grosses 


Verbrechen der Menschheit gegen sich selbst und gesen die Gesetze des Le- 


bens ist, 


5. Voelkerrechtliche 

Die Anklagebehoerde bezeichnet ROSFNBERG auch insofern als schuldig, 
als er die unmenschlichen und barbarischen Verordnunzen herausgegeben habe, 
welche die Durchfuchrune der Deportierung von sowjetischen Menschen in die 
deutsche Sklaverei zum Zweck hatte; ich bin deshalb zur Eroerterung der 
Frage veranlasst, ob die Arbeitspflichtverordnung vom 19.12.1941 und die 
sonstigen Erlasse ROSENBERGS ueber die Arbeitspflicht der Bewohner cer 
Ostzebiete voelkerrechtswidrir waren, 

Die von ROSENBERG verwalteten Ostzebiete waren kric,criseh besetzt 
worden, Durch diese occupatio bellica erlanzte Deutschland die tatsaech- 


liche Herrschaft und hatte Hoheitsrecht wie auf seinem eigenen Gebiet, 
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Wachrend nach frueherer vocelkerrechtlicher Auffassung der Okkupant unbe- 
kuemmert um Recht und Gesetz nach Willkuer schalten und walten konnte, be 
seitigte die neue Entwicklung ces Voelkerrechts das Machtprinzip und ver- 
half dem Humanitaets- und Kulturprinzip zum Siege; die ehedem unbeschränk 
te Gewalt verwandelte sich also in beschraenktes Recht des Okkupanten, 
insbesondere hat die Haager Landkriegsordnung R e chtspflichten 
des Okkupanten statuiert. Andererseits ist es aber auch nicht so, dass 
die LKO. nur einzelne Rechte des Okkupanten aufstellt, sondern sie setzt 
lediglich Schranken des an sich unbes ch'r aenkten 

des Okkupanten zur Ausuebung aller aus dep Gebietshoheit 
im besetzten Gebiet fliessenden Befugnisse fest. Fs ergibt sich also fol- 
ender voelkerrechtlich anerkannter Grundsatz: Massnahmen des Okkupanten 
im besetzten Gebiet sind insoweit rechtsmaessiz¢, als nicht ein nachweis- 
barer Rechtssatz des Kriersvoelkerrechts ent;esensteht, DDeVermu- 
t ung spricht also fuer die Befugnis des Okkupanten zur unbeschraenk- 
ten Ausuebuns aller aus der Gebietshoheit fliessenden Pefugnisse, Nach 
einheitlicher Auffassunz der Voelkerrechtszelehrten handelt der Okkupant 
kraft orizinaeron, allein durch das Voelkerrecht zewaehrleisteten und 
inhaltlich bestimmten eigenen Rechts im Interesse seiner 
eigenen Kriexsfuehrun g, sowie zun Schutz der im be- 
setzten Gebiet befindlichen Zivilbevoelkerung (S.HEYLAND im Handbuch des 
Voelkerrechts, herauszezeber: von STIER-SOMLO 1923, Seite 7f£.). Die Bin- 
wohner des besetzten Gebietes haben nur dem Okkupanten, nicht mehr dem 


feindlichen Souveraen enueber Gehorsamspflicht, der Wille des Okku- 


panten ist im besetzten Gebiet herrschend und ausschlaggebend, der Okku- 


pant ist Vollstrecker seines eigenen Willens; fuer die Ausuebung seines 
Hoheitsrechts sind fuer ihn lediclich seine eigenen Interessen masszebenc 
er darf daher auch den Interessen dus feindlisahan Staates zuwiderhandeln 


(HEYLAND a.0. Seite 13). 
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Die Zulaessigkeit der zwangsweisen Frfassung von \rbeitern im be- 
setzten Gebiet wird im Hinblick auf Artikel 52 der Haager Lanckriersord- 
nung verneint, Hier wird bestimmt, dass unter den Einwohnern des besetz- 
ten Gebietes Dienstleistungen gefordert werden duerfen; 
die Inanspruchnahme muss sich auf die Bedürfnisse des Besatzunesheeres 
beschraenken, im Verhaeltnis zu den Hilfsquellen des Landes stchen und 
solcher Art seien dass sie nicht fuer die Bevoelkerun; die Verpflichtune 


enthaelt, an Kriezsunternehmunzen gegen ihr Vaterland teilzunehmen. Ich 


kann aus dieser Bestimmung durchaus nicht ein Verbot der zwangsweisen Fr- 


fassuns von Arbeitskraeften in den besetzten Gebieten entnehmen, ich 
glaube im Gezenteil, dass die Zulaessigkeit einer Arbeitsdienstpflicht 
daraus ohne weiteres entnommen werden kann. Die Einsetzung in die Sriegs- 
wirtschaft entspricht zweifellos den Beduerfnissen des Besatungsheeres 
und bedeutet, meines Frachtens ebenso zweifellos n ic ht einen Einsatz 
zu Kriessunternehmunsen. Ob die Dienstleistungen nur im eigenen Heimat- 
land gefordert werden duerfen, oder ob die Verpflichteten auch zum Zweck 
der Dienstleistungen in das Heimatgebiet der Besatzungsmacht transpor- 
tiert werden duerfen, darueber enthaelt die LKO. keine Bestimmung. Fs 
zilt daher der allgemeine Grundsatz, dass die Vermutung fuer die Nefur- 
nis des Okkupanten zur unbeschraerikten Ausuebung a 1 le r aus der Ge~ 
bietshoheit fliessenden Befugnisse spricht. 

Wenn man sich auf den richtigen Standpunkt stellt, dass das Krie gs- 
voelkerrecht die Tendenz zur Humanisierung des Krieges und zur Beschraen- 
kunz der Rechte der Kriegfuehrenden haben soll und in dieser Richtung 
weiter zu entwickeln ist, so muss man andererseits beackten, dass die 
rauhe Wirklichkeit des Kriezes die entgegengesetzte Tendenz hat, Der 
heutige Krieg ist keineswegs mehr der Krieg, wie man ihn sich 19.7 vor- 
gestellt hat; der Krieg hat sich zu einem totaler. Krieg, zu einem Ver- 
nichtungskampf auf Leben und Tod entwickelt, in welchem die letzten und 


entlegensten physischen und seelischen Kraefte des Volkes mobilisiert 
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werden, und dessen Verlust, wie das Beispiel Deutschlands zeigt, totale 
Kapitulation und voellize Vernichtung seiner staatlichen kistenz bedeu- 
tet, 

Kann man da behaupten, dass dem Deutschen keich in diesem Kampf auf 
Leben und Tod nicht das voelkerrechtlich anerkamte Grundrecht 
der Selbsterhaltun g zuzubilligen war (S. STRUPP im Hand- 
buch des Voelkerrechts, heraus «geben von STIFR-SONLO, Stuttzart 1920 
3,Abteilung, "Das voelkerrechtliche Delikt" Seite 128f.); es stand zwei- 
fellos die Exi sten z des Staates auf dem Spiel, es lag also ein 
Notstand vor, der zum Zwangseinsatz von Arbeitskrasften berechtigte, 
selbst wenn es voelkerrechtlich nicht gestattet gewesen wae re. Es 
liegt im Wesen jener grossen Anomalie, die sich Krieg nennt, bezruendet, 
dass im weitesten Umfang, sobald der Kriegszustand hergestellt ist, im 
Interesse des Kriegsziels, der Niederringung des Gegners, Voelkerrecht 
ausser Kurs gesetzt wird (STRUPP a.0. Seite 172). Mit den Fortschritten 
der Kultur ist zwar in stzendig wachsendem Masse eine Milderunyz der Zuf- 
fassung eingetreten, wonach alles im Krieg bis zur Vernächtun des Geg- 
ners erlaubt sei, immerhin stellt das Kriegsrecht noch heute einen Kom- 
promiss zwischen den Erfordernissen der militaerischen Notwendigkeit mit 
ihrer prinzipiellen Schrankenlosizkeit, u n d gelaeuterten Hunanitaets- 
und Zivilisationsanschauungen dar, Und eines steht jedenfalls fest, d ass 


echter N: st and auch gegenueber den Bestimmunzen der Haager 


LKO geltend zemacht werden kann, In den Verhandlungen, die der Schaffung 


des Artikels 46 der LKO. voranrin:en wurde im Plenum der Konferenz woert- 
lich ohne Widerspruch erklaert: "Lefrestrictions sauraient entraver la 
libert& d'actions des belligérants dans certaines eventualites extremes"; 
es wird also fuer die aeussersten Notfaelle die Berufung auf Notstand gu~ 
gelassen, Dass eine solche Berufung auf Notstand im Falle der unnittel- 
baren Existenzgefaehrdung auch demAngreifer 


nicht versagt werden darf, ist anerkanntes Voelkerrecht (STRUPP Seite 170) 





In 


V. 


JUDENVFRFOLGUNG, 


Entzegen der Annahme der Anklage ist ROSENBERG in keinem Fall der 
Inspirator einer Judenverfolzunz gewesen, wie ueberhaupt nicht einer der 
Fuehrer und Schoepfer der von der Partei und vom Deutschen Reich erfolg- 
ten Politik, wie die Anklage sagt (WALSH am 13.12.1945 Prot.5.124). 
ROSENBERG war sicher ein ueberzeugter Antisemit, der seiner Veberzeugung 
und ihrer Begruendung in Schrift und Rede Ausdruck gegeben hat. Der An- 
tiscmitismus steht bei ihm jedoch nicht im Vordergrund seines Wirkens. 

In seinem Buch "Blut und Fhre", Reden und Aufsaetze 1919-1933 hat von 

64 Aufsaetzen 2.B, nur ein einzirer eine Ueberschrift mit dem Hinweis auf 
das Judentum. Das gleiche gilt fuer die beiden anderen Baende seiner Re- 
den. Fr fuehlte als seine geistigen Ahnen den Mystiker Meister ECKTHART, 
GOETHE, LAGARDE, Houston Stewart CHAMBERLAIN; das Antijuedische war fuer 
ihn ein negatives Moment, sein hauptsaechliches und posit ives 
Streben ging auf Verkuendung einer neuen deutschen Geisteshaltung und 
einer neuen deutschen Kultur. Weil erdie se nach 1918 ge faeh 

de t sah, wurde er Gegner des Judentums, Selbst so verschiedene Per- 
soenlichkeiten wie von PAPEN, von NFURATH, R..FEDER bekannten sich auch 
jetzt zur Anschauung, dass die Ueberfremdung durch das juedische Element 
im ganzen oeffenblichen Leben cerart war, dass hier eine Aenderunz her- 
beigefuehrt werden musste, Als besonders wichtig aber erscheint mir, dass 
die Art seines Antisemitismus eine geistige und vor allem vornehme war; 
auf dem Parteitag 1933 z.B. sprach er ausdruecklich von einer rit t er- 
lichen boesung der Judenfraze, Aeusserunsen wie "Wir muessen die Ju- 
den vernichten, wo wir sie finden; wir werden Eingriffe vornehmen, die zu 
einem sicheren Erfolg fuehren, Wir muessen uns alles Mitrefuehls ent- 
ledizen", haben wir von ROSFNBERG nie gehoert, Die Anklage selbst zi- 


tiert folgendes als prorramatische Acusserun? ROSENBERGS: 
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"Die Judenfraze wird nach der selbstverstaendlichen Ausscheidung der Ju- 
den aus allen oeffentlichen Stelieneine entscheidende 
Loesung; erfahren durch Einrichtunz 
Ghetto s" (WALSH, Prot.S. 1236, Dok,Nr. 1028-PS, USA-273). Es ist 
kein Zufall, dass ROSENBERG nicht beteiligt war am Judenboykott 1933, 
nicht herangezogen wurde zur Bearbeitung der Jucengesetze 1933/34/35 usw, 
(Ausbuergerung, Eheverbot, Fntziehung des Wahlrechts, ussehliessung aus 
allen bedeutenderen Stellen und \emtern usw.). Fr war vor allem auch nicht 
beteilict an der Judenaktion von 1938, nicht an Synagozenzerstoerungen une 
antisemitischen Demonstrationen, Fr ist auch nicht Drahtzicher im Hinter- 
grund gewesen, der etwa die kleinen Leute zu Aktionen vorzeschickt oder 
befohlen hat, "ROSFNRFRG ist allerdings der getreue Juenger HITLERS ge- 
wesen, der cie von HITLER, ausgezebenen Parolen auffaengt und weiter 
gibt. Etwa die Parole: "Die Judenfrage wird erst dann „eloest sein, wenn 


der letzte Jude Deutschland und cen europaeischen Kontinent verlassen hat) 


ea 


nma = 
oder/die Parole von der Ausrottung deg Juden!" 


v i Sg 
Usbertricbene Worte ze- 


n 
. 


hoerten seit je zum Propazandaruestzeug des Nationalsozialismus, eine 
Hitlerrede ohne Beschimpfun; seiner innen- oder aussenpolitischen Gegner, 
ohne Vernichtungsdrohunzen war kaum denkbar, Nach jeder Rede HITLERS gab 
es ein millionenfaches Echo, anzefan en von GOFBBELS bis zum letzten 
Redner der Partei in einem kleinen Dorfwirtshaus; es kehrten immer die 
gleichen Saetze und die zleichen Worte wieder, die HITLER gebraucht hatte; 
ater nicht nur in allen politischen Reden, auch in der deutschen Presse, 
in allen Leitartikeln und Aufsaetzen, bis nach Wochen oder Monaten eine 
neue Rede kam, die ein neues Fcho gleicher Art ausloeste, ROSENBERG hat 
hiervon keine Ausnahme gemacht. Er sprach wie alle die Parolen HITLERS 


einmal auch de von 
nach, auch die von der "Loesung der Judenfrage” der "Ausrottung deg 


tums 
n usw, Vermutlich hat er sich dabei soviel und so wenig Gecanken 


Juden 
wie die meisten Anhaenger HITLFRS gemacht darueber, dass all diese 


Worte eigentlich unklar sind und einen unheimlichen Do ppelsinng, 
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haben, dass miemlich damit eine wirkliche Aussiedlunz gemeint sein kann, 
aber auch die physische Vernichtung und der Judenmcrd. == = ee 

Abseits vom Wissen und Willen des Deutschen Volkes, aber auch ab- 
seits vom Wissen und Willen des allergroessten Teils der Fuehrerschaft 
der Partei wurde seit dem Jahre 1941 ein Massenverbrechen auszebruetet 
und zur Ausfuehrung gebracht, das alle menschlichen Verstandes- und Mo— 
ralbezriffe hinter sich laesst. Die "Judenfrage" "entwickelte" sich weiter 
und wurde nun einer sozenannten "Endloesung" zugefuehrt. Das Gericht 
wird die Fraze entscheiden muessen: Ist auch ROSENBERG, der besonders 
markante Exponent der Partei, der Reichsminister fuer die besetzten Ge- 
biete, fuer die Judenmorde, insbesondere die Judenmorde im Osten verant- 
wortlich; ist er also Judenmoerder ? Ocer muss man 
erkennen und ihm zugestehen, dass er zwar haarscharf am Abgrund steht, 
dass aber doch ausschliesslich aeussere Umstaende zu dem allen gefuehrt 
haben, Umstaende die ausserhalb seiner Verantwortung und seiner Schuld 
lieren, 

Ich glaube mit voller Ueberzeugung sagen zu koennen, dass ROSENBERG 
niemals offen oder versteckt auf die physische Vernichtung der Juden hin- 
gewirkt hat. Sicherlich ist seine Zurueckhaltung und Maessigung keine 
blosse Taktik gewesen, Das Abgleiten des Antisemitismus ins Verbrecheri- 
sche geschah ohne sein Wissen und Wollen. Die Tatsache allein, dass er 
Antisemitismus zgepredist hat, ee pe wenig seine Bestrafung als 
Judenmoerder, als man ROUSSEAU und MIRABEAU fuer die spaeteren Greuel der 
franzoesischen Revolution verantwortlich machen darf, So sehr der erste 
Anschein dazu verleiten moechte, kann eine verbrecherische Schuld auch 
nicht aus seiner Stellung als Reichsminister fuer die besetzten Ostzebie- 
te abgeleitet werden. Wie schon auszefuehrt, kann der "verantwortliche 
Miniet,er" nicht ohne weiteres fuer strafbare Handlungen in seinem Ge- 
schaeftsbereich oder Territorium verantwortlich gemacht werden. Eine 


strafrechtliche Verantwortlichkeit 
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besteht nach dem Deutschen Strafgesetzbuch Par. 357 dann, wenn ein Amts- 
vorzesetzter eine strafbare Handlung seiner Untergebenen w issent- 
1 i c h geschehen laess u n d wenn = diese Frgaenzung geben die Kommen- 
tare-der Vorgesetzte in der Lage ist die 
Tat zuverhindern H 


Ich moechte an hand der hierfuer vorgelesten Dokumente die Frage 


seiner Verantwortlichkeit eroertern: 


l, Die Judenaktion S 1 u Z k (Dok. Nr. 1104-PS, USA-483). 


Am 27. Oktober 1941 wurde durch ein Polizeibataillon in Staerke von 
i, Kompagnien in Sluzk unter den dortigen Juden ein furchtbares Blutbad 
anzerichtet, weil der Kommandeur von seiner vorzesetzten Stelle einen 
Auftraz erhalten hatte die Stadt ohne Ausnahme von Juden freizumachen, 
Der Gebietskommissar erhob sofort schaerfsten Protest dagegen, verlangte 
die Aktion sofort einzustellen und hielt die Polizeibeanten, soweit er 
konnte, mit zezogenem Revolver in Schach; er berishtete an den General- 
kommissar KUB® in Weissruthenien in Minsk, der wegen der "bodenlosen 
Schweinerei" zezen die beteiligten Offiziere Strafantraege beim Reichs- 
kommissar Ostland LOHSE stellte, Dieser berichtete an das Reichsministeri- 
um Ost mit der Bitte, ge moegen von hoeherer Stelle Sofortmassnahmen er- 
eriffen werden, Der RMfdbO, schickte den gesamten Bericht an den Chef der 
Sicherheitspolizei und des SD HEYDRICH mit dem Frsuchen um weitere Ver- 
anlassung. 

Infolge des raffinierten Systems, eine dem zustaendigen Verwaltungs- 
chef nicht verantwortliche und nicht einmal zum Bericht verpflichtete 
Polizei zu etablieren, war ROSENBERG in diesem wie in anderen derartigen 
Faellen zu irzendwelchen weiteren Massnahmen nicht imstande. Er war 
nicht Vorgesetzter der Polizei und konnte hoffen, dass die Weitergabe 
der Meldung an HEYDRICH zenusgen wuerde, solche nach seiner Auffassung 


regionalen Exzesse der Polizei abzustellen, Aus der Empoerung aller 


Verwaltunzsstellen ueber die gemeldeten Vorfaelle ergibt sich, dass sie 
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keine Ahnuns davon hatten, dass es kein Exzess war, sondern eine von 
HEYDRICH und HIMMLER b e fohlene Aktion, Bei aller Ablehnung 
HEYDRICHS und HIMMLFRS k o n n t e auch ROSENBERG etwas derartiges nicht 
vermuten, 

2. Ebenfalls aus dem Oktober 1941 stammt das Dokument Nr. 3663—PS, 
in welchem der "eichsminister fuer die besetzten Ostzebiete", unter- 
zeichnet "im Auftrag Dr, LFIBRANDT" den Reichskommissar Ostland zum Be- 
richt darucber auffordert, dass seitens des Reichssicherheitshauptamtes 
Beschwerde darueber gefuehrt wird, dass der Reichskommissar Ostland 
Judenexekutionen in Libau untersagt habe, worauf der Adressat geantwor- 
tet hat: "Ich habe die Judenexekution in Libau untersagt, weil sie in 
der Art ihrer Durchfuehruns nicht zu verantworten waren", Es fol:t eine 
Bitte um weitere Weisungen, &u diesem Dokument, das vom Abteilungsleiter 
LEIBRANDT unterzeichnet ist und in keiner Hinsicht auf ein Wissen des 
Angeklagten ROSENBERG hinweist, ist vorsorglich kurz folgendes zu sagens 
Es hat nicht den Sinn eines Vorwurf e s des Reichsministers Ost, 
dass die Judene»ekutionen nicht fortgesetzt worden seien, sondern be- 
deutet lediglich die Weitergabe einer Beschwerde an das Neichssicherheits 
hauptamt mit der Aufforderung zum Bericht, Vermutlich war die Beschwerde 
damit berruendet, dass der Reichskommissar Ustland in die Zustaendigkeit 
des Reichssicherheitshauptamtes eingezriffen habe, und vermutlich ist 
die Aufforderung zum Bericht indiesem Sinne ergangen. In dem 
Schreiben vom 18.12.1941 hat ja auch der Reichsminister Ost gezeichnet 
"Im Auftrag BRAEUTIGAM" den Reickskommissar Ostland gebeten auftauchende 
Frazen unmittelbar mit dem Hoeheren SS- und Polizeifuehrer zu regeln, 

3. Das Dokument Nr. 3428-PS betrifft ein Schreiben des Generalkom- 
missars fuer Weissruthenien an den Reichskommissar fuer das Ystland. Es 


ist ein erschuetterndes Dokument ueber Massenausrottungen von Juden in 


Weissruthenien; fuer die Anklage gegen ROSENBERG ist aber daraus nichts 


zu entnehmen, denn die entsetz’ichn Vorkommnisse koennen ihm ja nur dann 
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zur Last zelert werden, wenn er davon Kenntnis hat- 
t e , und es pflichtwidri: unterlassen hat, dagegen einzuschreiten, Fuer 
eine solche Senntnis ergibt sich auch hier kein Anhaltspunkt, 

Die Behauptung, ciese Dokumente seien bei ROSENBERG zefunden worden, 
entspricht cen Tatsachen nicht, da sie ja cen Reichskomuissar in Rig a 
als Adressaten haben. Die Abzeichung R., als ROSENBERGS Initiale identi- 
fizieren zu wollen, weil dem Ank’rerer offenbar RCSENBERGS Kenntnis der 


Dinge selbst mehr als zweifelhaft war, ist ebenfalls missluncen, 


4, In der "Aktennotiz fuer den Fuehrer vom 18.12.1941" (Dok.Nr.001-85, 
USA-282) hat der Anceklagte fol.ences vorzeschlagen, was ich woertlich 
zitierenmuss: "Die Attentate auf deutsche Wehrmachtsanzehoerize haben 
nicht aufzehoert, sondern werden fortgesetzt. Fs tritt hier ein einceu- 
tiser Plan in Erscheinung, die deutsch-franzoesische Zusammenarbeit zu 
stoeren, Deutschland zuVerzcgeltunesmassnahmen zu 
zwingen und damit eine neue Abwehr seitens der Franzosen Deutschland g 
genueber hervorzurufen, Ich reze beim Fuehrer an doch an Stelle von 
100 Franzosen jeweilig 100 oder mehr juedische Bankiers, Kechtsanwaelte 
usw. erschiessen zu lassen", —— Es ist nicht meine Aufgabe hier ueber die 
Zulaessizkeit von Geiselerschiessunzen zu sprechen, sicher ist aber wohl 
eines, dass ROSENBERG von der Zulaessigkeit einer solchen Massnahme ueber. 
zeugt war. Dann aber muss dies: Anregungindiesem 
Rahmen aufgefasst wercen und kann sicherlich nicht als selbst aen- 
di g e Aufforderung zum Mord gewertet werden. Die Anregunzg ist uebrizens 
ohne jede Folgen geblieben; in seinem Antwortschreiben vom 31,12.1941 ist 
LAMMFRS im Auftrag des Fuehrers nur auf den Vorschlag betr, Verwertung 


juecischer Wohnungseinricht ungen, nicht aber auf die Geiselerschiessungen 
benss AU h nicht mehr 
ROSEN bE nq. 

Ich moechte gerade an dieser Stelle daran erinnern, dass ROSTNBERG 


ueberhaupt zurueckzekommen (Dok.Nr. 1015Y-PS) £ 


als Zeuge bekundet hat, das Gericht habe einmal einen Gebietskommissar 
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im Osten deshalb zum Tod verurteilt, weil er bei einer juedischen Familie 
sich Wertsachen erpresst hatte und das Urteil sei auch vollstreckt worden, 
Ich bitte es nicht als abwegice Verteidisserarzumentation zu betrachten, 

wenn ich sage: Erhellt nicht daraus zur Evidenz, dass: ROSENBERG 
verbrecherische äktionengegen die Juden 


verabscheut hit t 


5. Das Dokument R-135, USSR-289 betrifft den Bericht des General- 
kommissars in Weissruthenien in M i n s k vom 1.6.1943 ueber die Vorzaenze 
im Gefaenpnis von Minsk betreffend Goldplomben, an den Reichskommissar 
fuer das Ustland, der den Bericht! mit staerkster Entruestunz weiterrze.:eben 
hat, 

Bei seinem Verhoer vor dem Hohen Gericht am 16.4.1946 hat der Ange- 
klage sich hierzu schon erklaert, ich moechte dies in Kuerze wiederholen: 
Er war am 22.6.1943 von einer Dienstreise aus der Ukraine zurueckvekehrt 
und fand eine lenge von Vormerkunzen ueber Besprechun en, viele Briefe 
und vor allen Dingen den Fuehrererlass ven Mitte Juni 1943 vor, in wel- 
chem ROSFNBFRG angewiesen wurde, sich nur auf das Grundsaetzliche in der 
Gesetzrebun: zu beschraenken und sich nicht um Einzelheiten zu kuemmern, 
Herr ROSFNB"RG hat den Brief nicht gelesen, er muss aber annehmen - er- 
innern kann er sich daran nicht - , dass der Brief ihm von seinem Buero 
vorzetraren worden ist, vermutlich wurde ihm im Laufe des Vortrares ueber 
viele Schriftstuecke mit-eteilt, dass wieder eine »rosse Beschwerde zwi- 
schen Polizei- und Zivilverwaltung vorliege, und vermutlich hat ROSENBERG 
gesagt, geben Sie das dem Gauleiter MEYER oder geben Sie das dem Polizei- 
offizier als Verbindunzsmann, um diese Dinge zu pruefen. Die furchtbaren 
Einzelheiten waeren ROSFNBERG sonst sicherlich im Gedaechtnis zeblie ben.-- 

Niemand ist darueber ireend-inen Augenblick im Zweifel, dass die 
furchtbaren Verbrechen, cie aus den Dokumenten hervorgehen und all das 
viele sonstige Fuerchterliche, was mit keinem Dokument belegt werden kann 


und doch geschehen ist, nach Suehne verlangt, niemand ist darueber im 
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Zweifel, dass nicht nur die kleinen Henkersknechte, die auf hoeherem 
Befehl handelten, bestraft werden sullen, sondern auch und vor allem die- 
jenigen, die Befehle gegeben haben, und diejenigen, die fuer die Misse- 
taten verantwortlich sind, ROSFNBERG hat keinen Judenmordbefehl gezeben, 
so viel steht wohl fest, ist er aber dennoch verantwortlich 
fuer die furchterlichen Morde? 

Kein handschriftliches Zeichen des Angeklagten ist auf einem der 
Morddokumente festzustellen, es war aber auch in keinem Fall festzustel- 
len, dass er von den Vorgaengen ueberhaupt Kenntnis gehabt hat. Koennen 
wir aber af vermutete, auffwahrscheinliche Kent- 
nis hin ueber ROSENBERG den Stab brechen? ROSFNBERG hat keineswegs die 
Absicht ein feices und falsches Versteckspiel hinter seinen Referenten 
und Beamten zu treiben, aber erinnern wir uns, mit welch raffiniertem 
System die sogenannten Judenexekutionen nicht nur vor der Oeffentlichkeit, 
sondern sogar vor den hoechsten Mitarbeitern HITLERS geheim zehalten wur- 
den} Ist es nicht rs. oe A scor glaubhaft, dass man sogar und gera- 
de vor ROSENBERG ein Versteckspiel getrieben hat? Die Gedanken und Ab- 
sichten keines Fuehrers der NSDAP. lagen wohl so offen und klar vor aller 
Welt zu Tage, wie gerade die des Schriftstellers ROSENBERGS, bei keinem 
wusste man so genau, dass er das Unmenschliche, Verbrecherische mit 
Empoerung ablehnen wuerde, 

Gehen wir aber einen Schritt weiter und nchmen zweitens den Fall an, 
dass ROSENBERG volle Kenntnis gehabt hat von diesem groessten Verbrechen 
= es ist das nicht bewiesen, aber man koennte es annehmen, vermuten = 
ist er dann achverantwortlich ? Eizenartig, ja raffiniert 
war auch, wie wir wissen die ressortmaessige Zustaendickeit und damit die 
Verantwortlichkeit in den Oststaaten gestaltet, Der gesamte Komple: der 
Polizei war aus dem Einflussbereich ROSENBFRGS herausgezozen, die oberste 
Spitze war HIMMLER und unter ihm HEYDRICH. Von ihren Befehlen und Mass- 


nahmen hatte ROSENBERG rezelmaessiz keine Kenntnis und keine Ahnung. Die 


\ 
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nachgeordneten Polizeifuehrer und Polizeiorgane waren sachlich ihren 
polizeilichen Vorgesetzten und sonst niemandem unterstellt und verant- 
wortlich. Es war ganz gleich, ob ROSFNBFRG von den Massnahmen der Poli- 
zei etwas wusste oder nicht, er konnte daran so wenig aendern wie irgend- 
ein anderer Volks<enosse im 3, Reich, Yan koennte einwenden: Doch, 

er haette Gegenvorstellungen bei HIVMLER oder HITLER erheben koennen, er 
haette zuruecktreten koennen. Sicherlich haette er das tun koennen, Der 
entscheidende Moment ist aber nicht, cb er das haette tun koennen, sondem 
entscheidend ist, ob er wahrscheinlich damit Er- 
folg zehabt haette. Also, ob er damit die Exekutionen haet- 
te verhindern koemen, Denn nur in einem solchen 
Fall koennte seiu: Verantwortlichkeit 
auf GrundseinsUnterlassens bejaht werden 
und nur in einem solchen Fall koennte man von Kausalitaet sprechen, ohne 
welche eine strafrechtliche Schuld nicht denkbar ist, Man kann weiter 
sagen immer unter der Fiktion des Wissens ROSFNEFRGS um diese Dinge: dann 


haette ROSENBERG wenigstens zegen die Reichskommissare einschreiten koen- 


nen, die offenbar in diese Dinge verstrickt waren, --- Wir wissen, dass 


die Verwaltungsorganisation und die Verteilung der endgueltigen Zustaen- 
digkeit im Osten mindestens unklar war. Die Reichskommissare waren sou- 
veraene Herren ihres Gebietes, die ueber Geiselerschictssungen und son- 
stige Verzeltun;smassnahmen von zroesster Tragweite selbst in letzter 
Instanz entschieden. Und wie waren die tatsaechlichen Machtbefugnisse? 
Wenn der Reichskommissar mit ROSENBERG nicht zufrieden war - und er war 
es meistens nicht - dann zing er zu HITLER, Glaubt jemand ernsthaft, dass 
ROSENBERG bei einer Meinunesverschiedenheit mit KOCH wegen der Judenexe- 
kution bei einer Vorsprache bei HITIER recht bekommen haette? Es fehlt 
also wiederum an der Kausalitaet, die zu einer rechtmaessigen Verurtei- 


lung unbedingt erforderlich waere, 
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Zu einer rechtmaessizen Verurteilung zehcert ein objektiver und 
subjektiver Tatbestand, Die nationalsozialistischen Strafrecht- 
ler sprechen von einem Taetertyp und erklaerten es unter Umstaenden fuer 
ausreichend, wenn cer Taeter einem Typ, Z.B, cem Typ eines Diebes, eines 
Zuhaelters, eines Moerders. entspreche. Diese Auffassung konnte sich n.cht 
durchsetzen, weil man dadurch jeden Bocen unter den Fuessen in cer Praxis 
les Strafrechts verloren haette, Man kann aber Cie Lehre vom Taetertyp zu 
einer Art Ce ;enprobe verwenden, und ich moechte es tun, in-em ich frazes 

ROSTNBFRG der Typ eines 'Judenmoerders? Kann man diese Frase mit gu- 
Gewissen bejahen, dann tat sich das Gericht bei cer Beurteilung des 
estens unklaren und undurchsichti;en Tatbestandes zu Ungun- 
n ces Angeklagten leichter. Ich bin der suffassun:, dass ROS”N- 
BERG nicht der Typ eines Jucenmoercers ist, auch nicht cer Typ eines 
intellektuellen Judenmoerders, und dass er als solcher auch nicht ver- 


urteilt werden kann, 


VI. 


BINSATZSTAB ROSENBERG. 


1. Anklaz:e. 
Nicht weni er als drei Anklae cer sind ze cen ROSENBERG. in diesem 


J 


Prozess aufzetreten mit der Anschuldiguns Dine der Kunst und issen- 
schaft in Ost und West in groesstem Umfang systematisch »estchlen zu ha- 
ben (STOREY 18.12.45, Prct.S. 1409, CERTHOFER 6.2.46, Prot.S.3945, 
SMIRNOW 15,246 u. 21.2.46). Ich muss mich zunaechst zegen einige offen- 


sichtlliche V eb ert ret bauncgoem und Un erech ti ¢- 


keiten wenden, sc die Behauptung, dass sich die Taetizkeit 


des Soncerstabes im Westen uf oe ffentliches und pri- 


yate s Fizentum chne Unterschiede erstreckte (Prot.S.3951), dass das 


was Deutschland an Kunstrezenstaenden sich aneignete, die Schaetze des 
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Metropolitanmuseums in New York, des britischen Museums in London, des 
Louvre in Paris und der Tretinkowzalerie zusammen uebertrifft (Prot.S.1423) 
als unrichtig muss ich ferner die Behauptung bezeichnen, dass das "Pluen- 
derungsprogramm" ROSENBERGS den Zweck hatte die besetzten Laender um den 
ganzen Bestand von Jahrhunderten von Kunst und Wissenschaft zu berauben, 
Schliesslich setzt die Anklage die Aktion ROSENBERGS in Ge ensatz zu den 
Kunstpluenderungen in frueheren Kriegen; sonst sei Eisenliebe, Eitelkeit, 
Geschmack und persvenliche Neigung des Froberers das Motiv zu solchen 
Pluenderungen zewesen, waehrend die Nationalsozialisten in erster Linie 
die verbrecherische Absicht gehabt haetten Wertrese rv en aufzu- 
speichern (Prot.S. 3965). Ich glaube, dass es nicht notwendig ist auf die 
Kunstpluenderunz frucherer Zeiten bis herauf zu Nå OLEON einzugehen, weil 
sich die voelkerrechtlichen Auffassungen und Reveln inzwischen geaendert 
haben, aber ein doppeltes moechte ich doch bemerken: a) Wie viele der 
beruer esten der Kunstwerke in den beruehmtesten Galerien. in der Welt 
sind wohl auf kriererischem und wie viele wohl auf friedlichem Weg dort 
hinzekommen? b) Ich kann es ruhig hinnehmen, wenn die Anklaezer dem Ange= 
klagten ROSENBERG die Freude an der Kunst, die Leidenschaft des Kunstbe- 
sitzes als moegliches Motiv seiner Handlungen absprechen, denn ROSTINBFRG 
war ueberhaupt kein Kunstraeuber, kein Kunstpluenderer, Er hatte nicht 
die Absicht die Kunstwerke sich oder einem anderen zuzueisnen. 

Wie war der Sachverhalt? 


ROSENBERGS Finsatzstab wurde im Westen und im Osten taetiz, er hatte 


2 Aufgaben: 1.) Bibliotheken, Archive,usw, nach Material zu untersuchen, 


das fuer die geplante "Hohe Sci.ul." der Partei geeignet war, dieses Ma- 
terial zu beschlagnahmen und zwecks Erforschunz abzutransportieren, 2.) 
solche Kultureueter zu erfassen, die im Besitz oder Eizentum von Juden 
waren oder herrenlos oder nicht einwandfrei zu klaerender Herkunft, Die 
Anklage sagt: Das wahre und einzige Motiv, der wahre und einzige Zweck 


dieser "Erfassung" war Raub und Pluenderung, von einer beebsichtirten 
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blossen "Sicherstellung" koenne keine Rede sein, 


2. Im Osten. 

Am 20.8.1941 schreibt ROSENBFRG an den Reichskommissar Ostland, er 
wolle ausdrucklich untersagen, dass irgendwelche Kulturgueter ohne Geneh- 
mizunz des Reichskommissars von irzendwelchen Stellen fortzefuehrt wer- 


den (Dok.Nr, 10150-PS). Das Oberkommando des Heeres hat im Einvernehmen 


mit ROSENEFRG am 30.9.1942 einen uefehl erlassen (Dok.Nr.1015N-PS) 


in dem es heisst: "Von Ausnahmefaellen abgesehen, in dener Jie Sicherung 
sefaehrdeter Kulturzuster dringlich ist, wird deren vorlaeufiger Verbleib 
an Ort und Stelle angestrebt", Spaeter heisst es; Die Truppen und alie 

im Operationsgebiet eingesetzten militaerischen Dienststellen sind 
unveraendert anzewiesen wertvolle Kul- 
turdenkmaeler nach Moeglichkeit zu sch 
n e n und vor Zerstoerunzen und Beschaedizun:en zu bewahren", In dem Be- 
richt "Sonderstab Bildende Kunst" (Arbeitsbericht ueber die Zeit vom 
Oktober 1940 bis Juli 1944, Dok. Nr,1015B-PS, RF-1323) heisst es, dass 
sich in den besetzten Ostgebieten die Taetigkeit des Sonderstabs Bilden- 
de Kunst auf eine wissenschaftliche und fotographische Frfassung der 
oeffentlichen Sammlungen beschraenkte und ihre Sicherung und Betreuung in 
Zusammenarbeit mit den militaerischen und zivilen Dienststellen geschehen 
sei, es heisst dort weiter, dass im Zug der Raeumunz der Gebiete einige 
Hundert wertvolle Ikone und Gemaelde,usw. in Zusammenarbeit mit einzel- 
nen Heereszruppen geborzen und in ein Bergungslazer ins Reich gebracht 
worden seien, - Schliesslich hat am 12.6.1942 ROSENBERG ein Rundschreiben 
an die obersten Reichsbehoerden erlassen, in dem es heisst: "In den be- 
setzten Ostsebieten ist eine Reihe von Dienststellen und Einzelpersonen 
mit der Berzunz von Kulturguetern erfasst, sie arbeiten nach verschie- 
denen Gesichtspunkten und unabhaenzig voneinander. Es ist zur Verwaltung 
dieser Gebiete unbedingt erforderlich, dass ein Ueberblick ueber die 


vorhandenen Kulturgueter geschaffen wird, Ausserdem muss angestrebt 
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werden, dass sie in der Regel vorlaeuf ig an 
Ort und Stelle verbleiben, Ich habe deshalb cine 
Zentralstelle zur Frfassung und Bergung von Kulturguetern im 
Osten als Sonderdezernat in meinem Ministerium errichtet", 
ROSENBERG stand also nachwe 
andpunkt,dass die Kulturzueterim 
de bleiben muessen und nur ween des Rueckmarsches cer 
deutschen Armeen sind einige Hundert wertvolle Ikone und Bilder nach 
Deutschland gebracht worden, === 
Kulturzueter,, bewegliche wie unbewezliche, sind im Krieze ebenso der 
Gefahr der Vernichtung auszesetzt wie alle anderen Werte, ROSENBFRG hat 
vezen unnoetige Zerstoerungen, Diebstaehle und Sit inlepungeh einen Rie- 
gel vorgeschoben, er hat die Sicherstellung der Kultur werte z ent ra- 
e r t und durch seinen Einsatzstab im Osten und Westen das Er- 
forderlich vornehmen lassen (S. z.B. den Bericht ABFLS ueber die Biblio- 
thek in Minsk 076-PS, USSR-375). Es entspricht durchaus voelkerrechtli- 
cher Rechtsansch vonfS. SCHOLZ, Privateigentum in besetzten und unte- 
setzten Feindesland, Berlin 1919 Seite 36), dass nicht nur fuer Schonung, 
sondern auch fuer Sicherung und Bergung von Kulturschutzgezenstaenden 
seitens der Okkupanten gesorgt wird, soweit dies nach Kriegslaze moeg- 
lich ist; ja, es wird sogar als Kulturp fl ic ht des Besetzenden ange- 
besonders wertvolle Kunstge;enstaende aus der Feuerzone zu retten 
und so gesichert wie mœ zlich unterzubringen; unter Umstaenden kann es 
nach voelkerrechtlicher Auffassung Recht und Pflicht des Okkupanten wer- 
den, Gerenstaende von besonders wissenschaftlichem oder kuenstlerischem 
Wert im Bergunginteresse in sein eigenes Heimatland abzufuehren, Fine 
unzulaessizge sai.sie (Artikel 56 Absatz 2, LKO.) ist 
n ‚aenn darunter sind nur kül- 
i l ehe, hicnt kulturfreundliche 


zu verstehen (S, SCHOLZ a.a.0.Seite 37), 
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Schliesslich verweise ich auf das Dokument Nr. 1109-PS, einen Bericht, 
nt zerettete wissenschaftliche Institute bereitstuencen, beim ernofften 
neuen Einmarsch sofort wieder in die Ukraine zurueckzefuehrt zu werden. Auch 
aus diesem klaren Wortlaut eine Pluenderung herauszulesen, halte ich fuer 
gaenzlich unmoeglich, 

Sicherlich sind im Osten grosse hengen und bedeutende Werte an Kultur- 
cuetern durch unmittelbare Kriegseinwirkunz, oder durch mutwillige Zerstoe- 
runz, Pluenderungen vernichtet worden, Es waere eine grundsaetzliche Ver- 
kennung der wahren Sachlage und eine grosse Ungerechtigkeit, wenn man diese 
Verluste auf das Konto des Einsatzstabes Roserberg und seines Chefs schrei- 


ben wuerde, denn sein Wirken ging gerade in gecenteiligerRichtung, 


3. Im Westen. 

Im Westen (S, die Aussage Robert SCHOLZ vom 19.5.46 Dok,Nr. Ro,41) war 
der Sachverhalt anders gelagert, aber auch hier kann meines Frachtens dem 
Angeklagten nicht Pluenderung und Kunstraub vorgeworfen werden. Als im Som- 
mer 1940 die Pariser, mit Ausnahme der Juden wieder zurueckgekehrt waren, 
kam man auf den Gedanken, der nunmehr herrenlosen Wohnungen, 
Haeuser und Schloesser nach Buechern und Bibliotheken ing durchforschen und 
dieses wissenchaftliche Material, soweit von Interesse, nach Deutschland zu 
bringen, Von verschiedenen Wehrmachtsteilen kam die Meldung, dass besonders 
in juedischen Schloessern Kunstsammlungen vorhanden seien, deren unver- 
sehrten Bestand man bei einer laengeren Besetzung nicht garantieren koenne, 
Darauf hat ROSFNBERG den Vorschlag gemacht, dass sein Einsatzstab auch 
auf die Kunstzegenstaende sein Augenmerk richten und sich ihrer annehmen 
duerfe, was von HITLFR dann angeordnet ER Was hat der Einsatzstab mit 
diesen Kunstwerken getan? Er hat eine genaue Kertothek mit Vernaerk des je- 
weiligen Eigentuemers jedes Bildes hergestellt, die Kunstwerke fotographiert, 
wissenschaftlich begutachtet, soweit notwendig fachmaennisch repariert, 
sorgfaeltig verpackt und nach den Bayerischen Schloessern Neuschwanstein und 


Chiemsee transportiert, Aus Gruenden der Luftgefahr wurden sie daın in 
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einem alten oesterreichischen Bergwerk untergebracht. ROSENBERG hat be- 
sonderen Wert darauf gelept, dass die vom Einsatzstab betreuten Gegen- 
staende ge schlossen aufbewahrt und nicht vermischt werden mit 
den grossen Einkaeufen, die HITLER fuer die beabsichtigte Linzer Galerie 


gemacht hat. 


War das Pluenderung, Raub, Die 
Pluenderung ist wahllose und mutwillige Wegnahme von Gexenstaenden in 
Situationen allgemeiner Not und Gefahr, Raub die Wegnahme mit Gewalt, 
Diebstahl die Wegnahme ohne Gewalt. Immer muss die Absicht vorhanden ge- 
wesen sein, den Gezenstand sich oder einem anderen rechtswidrig zuzueig- 
nen, Welche Absicht hatte ROSENBFRG? Er hat nie geleugnet, dass er und 
seine Mitarbeiter die Ho f f nun g hatten, dass die Bilder in Deutsch- 
land bleiben wuerden, vielleicht als Kompensation oder als Pfand fuer die 
Friedensverhandlungen, seine Ab si c ht aber ging lediglich dahin die 
Ge-enstaende zu beschlagnahmen und sicherzustellen, und nachgewiesener- 
massen ist es bis zum Schluss offen geblieben und keine grundsaetzliche 
Entscheidung darueber getroffen worden, was mit den beschlagnahmten Sa+ 
chen geschehen solle, Ganz bestimmt hatte ROSENBERG nicht die Absicht, 
die Sachen sich oder einem anderen rechtswidrig zuzueigren, Wenn ROSEN- 
BERG ein Kunstpluenderer gewesen waere, haette er sicherlich nicht ge- 
naue Aufzeichnunsen ueber Datum und Ort der Beschlagnahme und ueber den 
amen des Besitzers gemacht. Vorsorglich moechte ich aber noch darauf 
hinweisen, dass die Sachen infolge der Flucht ihrer Eigentuemer her - 
renlo s waren und dank die Frage cer Nerrenlosizkeit und die Frage 
der Rechtmaessigkeit ihrer Inbesitznahme durch ROSENBERG nicht nach nor- 
malen Verhaeltnissen, sondern nach Massgabe der ausserzewoehnlichen 
Kriegsverhaeltnisse zu beurteilen ist. Wenn die Anklage behauptet, dass 
wahllos oeffentliches und privates Kunstgut geraubt worden ist, so 
moechte ich hierauf erwidern, dass nur juedischer Besitz’ und zwar wie „ 


bemerkt herrenlose Gegenstaende beschlagnahmt wurden, vor allem ist es 
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nicht richtig, dass auch staatlicher Besitz angegriffen worden sei. 
Schliesslich hat er nicht auf eine Faust gehandelt, sondern in Durch- 
fuehrung eines Staatsbefehls, und letztlich bitte ich es nicht unbeachtet 
zu lassen, dass ROSENBERG ohne jegliches ezoistisches Motiv gehandelt hat, 
nicht ein einziges Bild ging in seinen irivatbesitz ueber, nicht eine 
einzige Wark hatte er Gewinn bei dieser Transaktion von Millionenwerten 
und saemtliche Kunst- und Kulturzueter sind ja auch wieder aufgefunden 
worden, 

GOFRING hat die Arbeit des Einsatzstabes unterstuetzt und, wie er 
angibt, mit Zustimmung des Fuehrers einiges fuer seine Zwecke "abgezweigt4 
ROSFNBERG hat dies beunruhigt, weil der Einsatzst®b auf seinen Namen ging, 
und hat erklaert, dass er grundsaetzlich nichts auch den Museen abgeben 
will, seine Aufgabe sei lediglich zu registrieren und sicherzustellen, 
am Fnde solle der Fuehrer ueber diese Kunstwerke bestimmen, Gegen GOERING 
hat ROSENBERG nichts unternehmen koennen, er hat aber seinen Beauftrasten 
Robert SCHOLZ den Auftrag gegeben, wenigstens genau uregistrie- 
ren, was an GOFRING abgegeben worden ist und diesen ueber den Empfang 
quittieren zu lassen, was dieser auch getan hat, Ganz bestimmt ist also 
ROSFNBFRG nicht die Absicht nachzuweisen, die Kunstgegenstaende sich 
oder einem anderen rechtswidrig zuzueignen. Robert SCHOLZ hat ferner be- 
staetizt, dass ROSENB"TRG auch allen seinen Mitarbeitern verboten hat, 
irgendein Kunst- oder Kulturgut selbst nicht auf Grund einer amtlichen 
Taxation zu erwerben (Dok.Nr, Ro.4l). 

Die Anklagebehoerde sagt, dass mit dem Einsatzstab Rosenberg eine 
Bande von Vandalen in das Kunsthaus Europas eingebrochen sei, um hier in 
barbarischer Weise zu pluendern, Denkt man an die gewaltige Arbeit der 
Inventarisierung, Katälogisierung, der Restaurierung und wissenschaftli- 
chen Zuschreibung, und haelt man sich schliesslich vor Augen, dass all 
diese Kostbarkeiten sorgfaeltizst aufbewahrt wurden undden Krieg 


sicher besser ueberstanden haben, als 
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es der Fall gewesen waere, enn sich 
deutschen Behoerden nicht darum zekue 
mert haetten, dann glaube ich, dass man bei objektiver Re- 


trachtunz von allem eher als von "Vandalismus" sprechen kann, 


4. Moebelaktion. 


ROSENBERG wird noch besonders die Pluenderung von Mobilar zur Last 


gelegt, er habe 79000 juedische Wohnungen, darunter in Paris 38000 ihres 


Inhalts beraubt und nach Deutschland gebr: cht. Unstreitiz erfolgten diese 
Massnahmen zu Gunsten von Bombenseschaedi,ten, in den durch cen Luftkrie;; 
zerstoerten Staedten wurcen fuer die Obdachlosen neue Wohnunsen einge- 
richtet, 

Fs entsprach der nationalsozialistischen “entalitaet und es ist si- 
cherlich moralisch zu verurteilen, dass sich cie Beschlagnahme auf jue- 
disches Ei entum beschraenkt hat, Wesentlich ist inces die Frase cer 
Rechtmaessigkeit der Beschla;nahmun;; ueberhaupt. Ich habe es in meinen ge- 
samten Ausfuehrun:en vermieden unc moechte es auch an dieser Stelle nicht 


tun: eine schwache iechtsposition mit Kriersnotstand entschulcicen zu 
Į : 


p 
f 


wollen, denn wie ein Voelkerrecht Sagt, der "Notstand ist der Hebel, 
mittels dessen man das zesamte “Ariersrecht aus dJen Angeln heben kann", 
Ist aber nicht in diesem Fall dcch der Rechtferticun-scsrund der Staats- 
u n d Krie-snotwendigkeit gegeben, brachte nicht der Bombenkriez eine 
"hochzradige und all.:emeine ict" nach Deutschland? Man koennte einwendens 
Die Not haette behoben wercen koennen curch bedingunzslose Kapitulation. 
Meines Frachtens kann aber durch diesen Hinweis auf becingungslcvse Unter- 


‘es lieiches 


werfun.:, Preiszabe der eizenen Existenz und Unabhaenzi.keit c 
und seiner cigenen Lehensinteressen, dem an. cklagten dieser ftechtferti- 
zunzserund nicht wieder genoumen werden, Die Inanspruchnahme feindlichen 
Privateigentuns geschah in Ausuebung eines ueber die Rechtssaetze des 


Kriersrechts erweiterten, durch Notstand gerecht fertigten H e ; u isi 


tionsrechtes..Ich wae zu behaupten, dass dieses Verfahren 
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der Moebelbeschlasnahme im Hinblidk auf die verheerenden Wirkungen des 


Sombenkriegs gezen Deutschland ni c h t widersprochen hat "den Gebracu- 
chen unter zesitteten Voelkern", "den Gesetzen der Menschlichkeit" und 
"den Forderungen des oeffentlichen Gewissens" (Martensche Klausel in der 
Praeambel des Abkommens betreffen/die Gesetze und Gebraeuche des Land- 
kriegs, siehe SCHOLZ a.a.0. Seite 173). 


* 


Vil. 


NORWEGEN-UNTERNEHNEN, 


Die Anklage bezeichnet ROSENBERG und R.EDEK als die tatkraeftizsten 
Verschwoerer beim Norwezen-Unternehmen und spaeter in der zleichen Sache 
ROSFNBERG als einen "Haendler im Hochverrat". Die Auffassunz der Anklage 
und auch die Vermutung der jetzigen Norwegischen Recierune (Norwegischer 
Bericht vom 3.10.1945 Dok.Nr. TC-56) zehen offenbar dahin, dass das Aus- 
senpolitische Art cer Partei, an Cessen Spitze ROSENBERG stand, und 
QUISI ING, in .e ‚enseitiger Konspiration den Krieg gesen Norwe-en ange- 
zettelt haetten., Ich .laube, dass von den bisher behandelten Anklasen ge~ 
zen ROSENBELG keine weniger becruendet ist als diese Ankla.'e, Auf Grund 
der wenigen Urkunden, die dem Gericht vorgele:t worden sind, konnte der 
Fall meines Frachtens .anz zweifelfrei zu Gunsten ces Anzeklagten aufge- 
klaert wercen, 

Es bestand ein "Aussenpolitisches amt" cer Partei, (A,P,A,), dat 
Aufgabe hatte, auslaendische Besucher ueber die nationalsozialistische Re- 
wecunz zu unterrichten, eventuelle Anre/unsen an die amtlichen Stellen 
weiterzuleiten und im uebrizen als eine Zentrale der Partei fuer aussen- 
politische Frage zu funsieren. Das besondere Interesse, und ich darf wohl 
sagen die besondere Sympathie, der fuehrenden maenner von Fartei und Staat 

alt den nordischen Staaten; zerade in dieser Richtung legte das A.P,A, 


den Hauptakzent auf das k u 1 t u rpolitische Gebiet. Die schon bestehend: 
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Nordische Gesellschaft wurde ausgebaut, es wurden die Gedenktaze grosser 
nordischer Forscher und Kuenstler in Deutschland festlich begangen, es 
wurde ein grosses nordisches Musikfest abgehalten usw. Fine eigentliche 
politische Note erhielten die Beziehungen erst durch das Erscheinen 
QUISLINGS, den ROSENBERG im Jahr 1933 erstmals gesehen hatte und der dann 
im Jahre 1939 - also sechs Jahre spaeter - nach der Tagung der Nordischen 
Gesellschaft in Luebeck ROSENBERG wiederum aufsuchte; er sprach von der 
Gefahr europaeischer Verwicklungen und aeusserte die Befuerchtun:, dass 
Norwegen in Gefahr schwebe hineingezozen zu werden. Er befuerchte dann 
vor allem eine Aufteilung seines Landes dergestalt, dass die Sowjet-Union 
den Norden, Enzland Suednorwegen besetzen wuerde, 

QUISLING erschien im Dezember 1939 nochmals in Berlin bei ROSENBERG, 
Dieser vermittelte eine Unterredung beim Fuehrer. HITI.EX erklaerte, dase’ 
ihm eine voelli: neutrale Haltung Norwegens am liebsten waere und dass er 
nicht die Absicht habe, den Krie;sschauplatz zu erweitern und noch andere 
Nationen in den Konflikt hineinzuziehen, er werde aber gegen eine weitere 
Abschnuerung und Bedrohung Deutschlands sich zu wappnen wissen, Um ge 
die zunehmende feindliche Propaandataeti;keit cin Gegengewicht zu 
fen, wurde QUISLING eine finanzielle Unterstuetzun seiner auf dem gross- 
germanischen Gedanken fussenden Bewegung zunesarb, 

Die militaerische Bearbeitung der nunmehr auf,senommenen 

Fragen wurde einem militoerischen Sonderstab uebertra.;en, die politische 
Bearbeitunz sollte ROSENBERG uebernchmen, der zur Aufrechterhaltung cer 
Verbindung mit QUISLING seinen Mitarbeiter SCHEIDT bestimmte, —— HiGELIN, 
ein norwezischer Vertrauensmann QUISLINGS, uebermittelte im Januar 1940 

an ROSENBERG weitere beunruhigende Nachrichten ueber den behstieteten 
Neutralitaetsbruch der Norwegischen Regierung, die ROS FNBERG 
an HITLER weiterrab, Nach dem "Altmark"~Zwoschenfall 
verschaerfte der in norwegischen Rerierun;skreisen verkehrende HAGFLIN 


seine Wornunzen. Die Alliierten untersuchten schon die norwegischen 
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Hafenstaedte auf Lande- und Transportmoezlichkeiten, die Norwezische Re- 
gierung wuerde sich auf jeden Fall mit papiernen Protesten begnuesen, 
und QUISLING liesse mitteilen, dass jede Verzoezerun: der deutschen Ge- 
»enaktion ein ausserordentliches Risiko bedeute. W jiederum hat 
RO 3E > he è gen eofort an BIT=- 
LER ueberzeben. Haette er dies n icht getan, sc wacre dag 
geradezu Verrat gegenueber seinem Lande zewesen. Am 9.4.1940 erfolgte der 
deutsche Gezenschlag, den ROSFNBERG wie jeder gewoehnliche Staatsbuerger 
aus cem Rundfunk und der Zeitung erfuhr. W e diploma- 

chen nech an militae YVorber ele 

g e n ist ROSENBERG nach Se inen erwaeé« n 
pflichtgemaessen keldunze ‚e j zt 
wor 

Sollte noch ein Zweifel darucber bestehen, dass ROSENBERG im Falle 
Norwe:en nur ein Nachrichtenvermittler an HITLER gewesen ist, kein In- 
spirator, Verschwoerer oder Verraeter, so moechte ich auf zwei Dokumente 
verweisen. Zunaechst auf das Dokument Nr, C-65, gie Aktennotiz ROSFNBFRG 
betreffend den Besuch QUISLINGS, Fs ist offenbar die von HITIFR bei 
ROSTNBERG angeforderte Auskunft ucber QUISLING, Waere ROSENBE'G in in- 
timeren Beziehunzen zu QUISLING gestanden, dann haette er HITLER sicher- 
lich zern darueber berichtet. Gehoert hatte ROSFNRERG lediglich von einem 
ebenso phantastischen wie praktisch undurchfuchrbaren Putschplan 
QUISLINGS (Resetzun; wichtiger Zentralsteilen in O s 1 o durch eine 
ploetzliche Aktion, unterstuetzt durch besonders ausgesuchte uni in 
Deutschland ausgebildete Norwezer, dann Herbeirufung der deutschen Flotte 
durch eine neugehildeto norwezische itegicrung). Weniger phantastisch 

x 

war allerdings ROSENBERG eine fruechere Yitteilun QUISLINGSerschieren, 
wonach - unter Angabe der Namen - Offiziere der Westmaechte Norwesen 
als Konsularbeamte bereisten, die Wassertiefen bei Landungshacfen fest- 


stellten und sich nach Querschnitten und Hoehen von Fisenbahntunnels 
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erkundisten, Dies war der wa hre un 

Grund fuer alles,was ROSENBFE Ginder 
Norwegenangelegenhe it unternahm, Das zweite 
Dokument ist der Bericht betreffend: "Die politische Vorbereitung der Nom 
wegenaktion" (Dok,Nr. 004-PS, GB-1305), ein Bericht ROSENEFRGS an Hess ver 
17.6.1940; auch in liesem internen Bericht findet sich nichts, was der 
eigenen glaubwuerdigen Darstellung ROSENBERGS abwiche, was ihn als Krie;;s- 
anstifter und Hochverraeter erschienen liesse, 

ROSENBERG wurde zu keiner politischen oder militaerischen Besprechung 
hinzugezogen, die Norwegen betraf. Was hat also ROSENBERG Verbrecherische: 
getan? War es verbrecherisch, dass er versucht hat "Ei-fluss in Norwegen 
zu gewinnen" (TC-56) oder dass in seiner Kenntnis Subsidien an QUISLING 
dureh das Auswaertis Amt gegeben wurden? Schliess- 
lich moechte ich noch darauf hinweisen, dass ROSENBERG in der Folgezeit, 
nach gelungener Operation, in keiner Weise mit einem Amt oder einer Funk- 
tion in Bezuz auf Norwegen betraut worden ist, ja dass die Bestellun?z 
eines Reichskommissars fuer Norwezen ohne eine Fuecehlunsnahme mit ihn 


erfolgte, 


77 


Kurz erwaehne ich im Anschluss hieran noch den Fall des rumaenischen 
Ministers GOCA. Dieser besuchte ROSFNBFRG, der einen Freund Deutschlands 
auch freundlich empfing. Dass ROSENBERG bei der Verschmelzung der An- 
haengerschaften wn GOGA und Prof. CUZA diesem empfahl, Abstand 
von seinen radikalen antijuedischen Programmpunkten zu nehmen, kann doch: 
nicht im Frnst auch noch als belastend angesehen werden. Im uebrigen 
mischte sich ROSFNBEV3 in die ja rein rumaenische Partei nicht ein, dic 


den Namen "Christlich-Nationale Partei" trug, dem Staatsoherhaupt gegen- 


ueber streng loyal war und s ic h auf rein gesetzlichen Bahnen bewegte. 


Nachdem,sei es auf Grund der Forderungen der britischen und franzoe- 
sichen Cesandten oder auch sus anderen Cruenden der rumaenische Koenig 


GOGA entliess, hoerte auch eine weitere Verbindung auf. Das war 19378 
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ANTONFSCU hat ROSFNBF?G nicht zekannt und kei erlei Beziehungen zu 
ihm gepflegt. 


Im uebrigen vermerke ich nur, dass die Welt keinerlei Einwendungen 


erhebt, wenn etwa Vertreter der sozialdemokratischen rarteien aus allen 


Staaten auf internationalen Kongressen zusammenberaten. Wie sollte man 
einen Vorwurf erheben koennen, wenn ein Deutscher deutschfreundlich : 


sinnte Auslzender empfaengt und sie auch seiner Sympathie versichert. 


* 


vIll. 


KIN CH ‚HEN! ba ba ty RFC LG NG, 
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Die Anklage hat behauptet, ROSFNBFRG habe zemeinschaftlich mit 
BORMANN die Verfuegungen fuer die religioesen Verfolgungen erlassen und 
die anderen verleitet, an diesen Religionsverfolgungen teilzunehmen, Es 
ist indes keine einzige Verfuegung dieser Art bekannt geworden. Vorgelest 
wurden lediglich Schreiben ROWWANNS, teils an ROSTNBERG, teils an andere 

lien, aus denen in keiner “eise eine Belastung ROSFNBFERGS entnommen 
werden kann. ROSTNEF”G erhielt vielmehr immer wieder Vorwuer f « 
so einmal, dass ROSFNBERG sich HIT PR gegen ueber lobend ueber ein Buch 
des Keichsbischofs MUFTIFR geaeussert habe (Dok. Vr.. 100-P5, USA-691). Fin 
anderes Val, dass ROSEIEFRG dem Keichsbischof MUELLER den Auftrag erteilt 
habe, Richtlinien fuer die Cedanken des kelizionsunterrichts in den Schu- 
len auszuarbeiten (Dok.Nr. O98-PS, USA-350). Wieder ein anderes Mal, cass 
ROSENBERG eine stark christliche Schrift des Generals von RABENAU ge- 
fc#rdert habe, 

ROSTNBFRG hat selbst als Zeuge bekundet (Prot.S.7874), dass er eine 
Kirchenaustrittspropagauda abgelehnt und niemals staatlich-polizeiliche 
Machtmittel gegen seine theologischen und wiss senschaftlichen Cegner auf- 
gerufen habe, er habe insbesondere niemals die Polizei zur Unterdrueckung 


der Cegner gegen seinen "Nythus" benuetzt. Im Dezember 1941 hst er als 
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Reichsminister fuer die besetzten Vstgebiete ein Kirchentoleranzedikt 
erlassen (Dok.Nr.1517-PS u. 294-PS, USA-185), mit Verhaftung, Tepertie- 
rung von Pfarrern, Verfolgung der Kirchen hatte ROSENBERG nichts zu tun, 
Fr war auch weder an den Unterhondlungen ueber das Konkordat mit dem Va- 
tikan noch bei der Finsetzung des protestantischen Reichsbischofs betei- 
list worden, ebenso wenig aber war er irzendwie beteiligt an den kirchen- 
feindlichen Massnahmen, die von der Polizei spaeter durchgefuchrt wurden; 
niemals war er an den sonstigen Verwaltungs- oder gesetzgeberischen Vass- 
nahmen gegen die Kirchen beteiligt. Aus dem, was ROSTNBERC in religions~ 
philosophischer Hinsicht dachte und aussprach eine Verschwoerung zur 
machtpolitischen Unterdrueckun der elision konstruieren zu wollen, ist 
mangels jeglicher Unterlagen meines Trachtens eine Unmoezlichkeit, Dies 
einzige dahin deutende Dokument (130-PS, USA-672) wurde von der ånklage 
selbst zurueckgezogen, ehe ich mich zenvetigt sah, darauf hinzuweisen, 
dass es sich hierbei um eine gegen ROSFNBERG fabrizierte Flu;schrift 
handelte, 

Sein Buch "Mythus des 20. Jahrhunderts", das angeblich fuer die 
Umformung der Konfessionen im Sinne eines germanischen Christentums 


fasst ist, richtet sich im uebrigen im haurtsaechlichen an jene, die be- 


reits mit den Kirchen gebrochen hatten. "Kein verantwortungsbewusster 


Deutscher", sagt ROSTNEFRG darin einmal, "darf die Forderung cuf Verlass: 
der Kirchen an jene richten, die noch glaeubig an ihnen haengen" (Dok.Nr. 
90.7, Dok.Buch I Seite 122 ), Fin anderes “al: Nie vermoege Wissen- 
schaft echte lelision zu entthronen (siehe Vorstehendes Seite 125), 
Seine Schrift richtet sich nicht an das heutige kirchenglaeubize Geschleehl 
um es etwa im Durchläufen seiner eingeschlagenen inneren Lebensbahn zu 
hindern, wohl aber an jene, die mit dem Kirchenglauben schon gebrochen 
haben. ‘Dok, Nr. 0.7, Nok.Buch I Seite 125). 

In seinen “eden ist er defuer eingetreten,, dass die Partei nicht 


berechtigt sei ueber metaphysische Dinge Normen aufstellen zu wollen, die 
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die Unsterblichkeit in negativer Weise zu behandeln usw. Nach seiner Be- 
auftragung fuer die Ueberwachung der weltanschaulichen Frziehung hat er 
in seiner Berliner Rede vom 22.2.1934, ausdruecklich erklaert: "Keinem Na- 
tionalsozialisten ist es gestattet, religioese Diskussionen in der Uniform 
seiner Bewegung zu fuehren", und gleichzeitig ausgesprochen, dass von al- 
len Gutwilligen eine Befriedung des ganzen politischen und geistigen Le- 
bens in Deutschland anzestrebt werden muesse (Ro.7a, Dok,Buch Seite 130). 
Dass auch hier die Entwicklung in andere Richtung gegangen ist, entspringt 
nicht dem Willen und nicht dem wirken ROSENBERGS. 

Im uebrigen brauche ich nur kurz darauf hinzuweisen, dass es sich 


doch um ein 1000jaehriges Problem des Verkaeltnisses der kirchlichen zu 


der sogenannten weltlichen Macht handelt, Kampf der Kaiser, Koenige und 


Paepste im Mittelalter; franzoesische Revolution und Priestererschiessung; 
BISMARCKS kirchliche Auseinandersstzungen; die laizistische Gesetzgebung 
der franzoesischen Republik unter COMBES. Alles Dinge, die vom Stendpunkt 
der Kirche als Verfolgung, vom Standpunkt der Staaten und Voelker als 
notwendige Massnahmen bezeichnet wurden, Schliesslich hat die Sowjet- 
Union die Kirche 25 Jahre unter schwerstem Druck gehalten, die Gebaeude 
oft gaenzlich anderen Bestimmungen uebergeben, Und gerade ROSFNRFRG 
musste es sein, der als Ostministsr durch ein Toleranzedikt die Freiheit 


aller Religionen wmiederherstellte. 
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IX. 


WELT ANSCHAUUNG UND_ALLGFNFINE POLITIC. 


Weltanschauung und Erziehung seien bloss das Mittel gewesen um zur 
Macht zu kommen und diese lacht zu festigen; Vereinheitlichung des Denkens 
sei ein wichtiger Teil im Programm der Verschwoerun gewesen; der jufbau 


der Wehrmacht sei nur moeglich gewesen im Zusanmenhang mit der weltänschau 


lichen Erziehung des Volkes und der Partei - so sagt die Anklaze ( BRUTINO 


am 9.1.1946, Prot.S. 2253ff). Und gegen RCSENBFRG gerichtet, sart die 
Anklage weiter: RUSENBE.GS Ideen bildeten den Grund der nationalsozia- 
listischen Bewegung; ROSENDERGS Beitrag dureh Formulierung; und Verbreitun; 
nationalsozialistischer Weltanschauung war grundlegend fuer die Ver- 
schwoerung und bildete ihre "philosophische Technik" aus, 

Ich ;laube, man wird sich hueten muessen, bei Beurteilung ces Falles 
ROSENFFRG gewissen primitiven Nenkweisen nachzuzeben und ihnen zum Opfer 
zu failen. Zunaechs t die Vebertreibun; des Begriffes We lt an- 
schauung und die unklare Verwendun dieses Be:riffes. Es war be- 
tenfalls politische Thiloscphie, welche die politischen Massnahmen 
HITLERS bezleitete und die HITIFI: selbst in seinen Buch "Mein Kampf" ver- 
kuendete, aber keine "Vel tanschauun" in einem umfassenden Sinne. Der 
Nationalsozialismus war zwar bemueht, sich eine eigene Teistesphiloscphie 
und eine eigene Weltanschauung zu schaffen, aber er hatte sie noch lange 
nicht ausgebildet. ROSTNIERGS "Mythus des 20. Jahrhum erts" ist ein 
Ver suce hhiezu, ist ein perscenliches Rekenntnis un! nicht ver- 
pflichtend fuer politische “assnahmen „ewesen; seine Phi csophie kann 
also auch nicht die weltanschauliche Grundlave des Nationalsozialismus 
zebildet haben. Es fehlt ausser eu w ollis der Deweis dafuer, dass eine 
gerade zeistige Linie, ein klarer geisti;er Kausalzusammenn- 
hang zwischen RCOENBE GS Auffassungen und den behaupteten und wirk- 


lichen Verbrechen besteht. Fan wol’e sich die iiuche nehr-n und das buch 
"Mythus" 
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einmal durchblaettern, um sofort zu erkennen, dass zwar hier im natio- 
nalsozialistischen Sinne philosophiert wird, dass es aber eine reine 
Fiktion waere zu behaupten, in diesem Buch sei cin angreitbares Prozram 
irgendwie dogmatisch formuliert, hier sei die Grundlage fuer die Taeti:- 
keit der verantwortlichen Leiter des Deutschen Reiches in divsem «eltkrie 
ze gewesen, 

Fin weiterer Fehler des Nationalsozialismus war vielleicht die mass- 
lose VereinheitlichungudVereinfechung; die 
wenschen wurden uniforniert, das Denken wurde uniformiert, es gab nur 
noch einen Finheitstypus des Deutschen; es gab angeblich auchnureine 


nationalsozialistische Idee und ei n e nationalsozialistische "eltan- 


schauung. Und trotzdem waren sich doch, wie es heute klar ist, die Fuehrer 


oft in wesentlichen Fragen nicht einig, ich erinnere nur an die Fragen 
der Kirchen und des "Christentums ueberhaupt, an die Ostpolitik. Auch hie 
besteht die Gefahr, diese Denkweise zu uebernehmen, lles mit einer Ein- 
heitsbrille zu betrachten und zu sagen: Eine Idee, eine PHilosophic 
eine Verantwortung, e in Verbrechen, e ine Strafe, Eine solche Ver- 
einfachunz waere ganz gewiss neben ihrer Primitivitaet ein schweres Un- 
recht auch gegen den Angeklagten ROSENBERG. 

Wenn man schlie slich hoert, wie die Änkl>zebehoerde gegen "das ger- 
manische Christentum", gegen "den heidnischen Blutmythus" sich wendet und 
die jeusserung ROSENBERGSanprangert: "Das ncrdische Blut ist jenes My- 
sterium, welches die alten Sakramente ersetzt und ueberwuncen hat", dan 
schliesst man einen Augenblick die Augen und ,laubt ein mittelalterliches 
Inquisitions;ericht zu schen, das ROSFNBERG als Ketzer zum Scheiterhaufen 
verdarmen soll, Dem Gericht kann jedoch sicher nichts ferner liegen, als 
Ideen der Intoleranz \taun zu geben, zunal hier, trotz aller Versus ele 
niger Anklaeger, nicht Weltanechaunngen, sondern Verbrechen zur Debatte 


stehen koennen, 
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Beim Angeklagten ROSFNBERG steht zur Debatte: ob er durch seine 


Lehre Verbrechen schuldhaft vorbereitet und gefoerdert hat. Die Anklage- 


behoerde hat hierfuer Argumente vorgebracht, aber es nicht bewiesen, ich 


kann das Gegenteil sehon mit dem Hinweis auf das Wirken ROSTN2FI? 

Osten beweisen, Waere er der Traeger und Kuender einer verbrecherischen 
Idee, dann waere fuer ihn selbst eine Gelegenheit gegeben gewesen, wie 
vielleicht noch nie einem Verbrecher in der Weltgeschichte, sich verbre- 
cherisch zu betaetigen. Ich habe ausfuehrlich dargelegt, dass das Tezen- 
teil der Fall war, Het sich aber der Traeger und Kuender der Idee selbst 
bei ausserordentlicher Gelegenheit in prs persoenlich und moralisch be- 
waehrt, dann kann auch s e ine Lehre als solche nicht unmoralisch und 
verbrecherisch sein, vor allem aber kann man ihm dann nicht wegen seiner 
Lehre als Verbrecher bestrafen; was ins Verbrecherische ausgeartete Per- 
sonen als angeblichen Nationalsozialismus praktiziert haben, dafuer kann 
nicht ROSENBFRG haftbar gemacht werden. Im uebrigen liegen ROSFNRFRGS 
Reden als Anwen dung seiner Lehre im Verlauf von 8 Jahren in drei 
Baenden als Zeugnis eines ehrenhaften Strebens dar. 

Gibt man also die falsche Finheitsvorstellung auf: E i n e Partei, 
e ine Philosophie, ei n e Weltanschauung, ein Verbrechen und man 
muss es angesichts der unbestreitbaren Tatsache, dass ROSFNBERG selbst 
keine Austil ungs- , Vernichtungs- und Versklavungspolitik im Osten 
betrieben hat, dann wird man erkennen muessen: Die Tatsaechlichkeit furcht 
barer zentraler Exekutivbefehle und ROSENBERGS Philosophie sind nicht 
identisch gewesen, und schon aus diesem Grund sind a 1 1 e Schlussfol- 
gerungen der Anklagebehoerde hinfaellig. 

Karl MARX lehrt, dass das Geschehen der Geschichte, dass die poli- 
tisch-soziale Wirklichkeit von dem mehr zufaelligen Spiel materialisti- 
scher Kraefte bedingt sei, Ob MARY daneben das selbstaendige Wirken des 
kenschen und der Ideen in der Geschichte anerkennt, ist mindestens zwei- 


felhaft. ROSENBERG hingegen betont mit Nachdruck die Wirksamk.it und 
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die Notwendigkeit hoechster Ideenin der Geschichte 
der Voelker, ROSFNBERG uebersieht aber nicht, dass jede Erscheinung in 
der Geschichte das Resultat einer Ge samt he it auftretender Kraef- 
te ist, Der Wille, die.Leidenschaften und die Intelligenzen der betei- 
listen +-enschen wirken zusammen zu einem menschlich nicht 
berechenbaren historischen Prone S s,Scwenig” 
wie schon einmal angedeutet, die Id e e n von VOLTAIRE und ROUSSTAU als 
die Yrsachen der franzoesischen Revolution, und die Parolen von Freiheit, 
Gleichheit und Bruederlichkeit als die Ursache des Jakobinerterrors er- 
kannt werden koennen, so wenig man sagen kann, MIRABEAU und SIFZE haetten 
diesen Blutrausch gewollt oder verschwoererisch geplant, so wenig kann 
man ROSENBERG als moralische oder gar kriminelle Schuld das zurechnen, 
was aus dem Nationalsozialismus durch seine Jahrzehntelange Entwicklung 
schliesslich geworden ist, Ich glaube also, es ist ebenso ungerecht wie 
ungeschichtlich, heute retrospektiv die mit den furchtbaren Zusammenbruch 
verbunden gewesenen negativen Erscheinungen des Nationalsozialismus einen 
von vornherein gewollten Plan zuzuschreiben, der wiederum auf die Ideen 
ROSFNBERGS zurueckgehe, 

Bei der Betrachtung des "irkens ROSFNBEEGS g-sellt sich also zu dem 
Irrtum einer der Wirklichkeit nicht entsprechenden Vereinheit- 
lichung der weitere Irrtum derMechanisie rung,es 
gibt weder einen liaschinenmenschen noch eine mechanische Geschichte; 
schliesslich aber ist die Konstruktion der Anklage auch eine absolut 
negative , sie sieht den Angeklagten vom Standpunkt politischer 
Polemik und ist beeindruckt von den Aufregungen der isenschen in dieser 
acusserst aufgeregten Zeit. Geen diese Ve e rrun gaer geistigen 
Zueze des Angeklagten muss ich mich noch kurz wenden. 

Die geistige Situation der Zeit nach dem l. Weltkrieg und schon 
der vorangehenden Zeit, aus der die Iceen des hngeklagten erwuchsen, sind 


uns allen nur zu gut bekannt: Die geistig-seelische Entwurzlun: des 
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Menschen durch das Zeitalter der Technik, sein Hunger und Durst nach 
neuem Geist und nach neuer Seele; "Freiheit" war die Parole und "neuer 
Anfang" der Willensimpuls der Jugend. Ihre Sehnsucht und ihre Begeiste- 
rung war die Natur, Die Gedanken und iwuensche dieser Generation gerieten 
inpoliti sche Bahnen durch die Gejensaetze von Reich und Arm, 
die von der Jugend als ungerecht empfunden wurden, und diesiezu ueber- 
bruecken suchte durch Sozialismus und Volksgemeinschaft; in Deutschland 
wurde die Entwicklunz ins Politische noch potenziert durch das nationale 
Unglueck von 1918/19 und den Versailler Vertrag; der ebenfalls als un- 
gerecht empfunden wurde, Die Idee, aus der Verbindung von Nationalismus 
und Sozialismus heraus die Geschichte Deutschlands weiterzubauen, zlueh- 
unbewusst in den Herzen von Millionen wie der unbestrittene, 
‚eheure Frfolg des Nationalsozialismus beweist. Die seelische Grundla- 
war der Wille zur aeusseren und inneren Selbstbehauptunz und die Liebe 
zu den Genossen ces eigenen Volkes und zu dem Volk selbst, das schon so 
viele Qualen und Leiden in der Geschichte hat erdulden muessen. "Blut 
und Bocen" war das Kampfwort fuer das Streben zu Natur und Volk; das 
"Fuehrerprinzip" war keine boesartige \iillkuer, sondern ergab sich nach 
den Versuchen auf Grund des Artikels 48 der Weimarer Verfassun: als 
selbstverstacncliche Notwendigkeit, und das Wort vom "Lebensraum" war 
kein Hassprinzip zegen andere Voelker, sondern ein Hinweis auf die 
schicksalhafte Tatsache, dass das Deutsche Volk sich seit Jahrhunderten 
bi 
an seinen Grenzen stoesst und keine genuegenden Abzugsmoeglichkeiten fuer 
seine Kraefte hat, 

All das ist nicht verbrecherisch gewesen, sondern naturhafte und 
schicksalhafte Nctwen 43 z keit 3 cin Verbrechen war auch nicht 
der Staat, den die Nationalsozialisten dann errichteten, denn was Millio- 
nen anstaendizer Menschen freiwillig besruessten und unterstuetzten, 


J 


kann kein Verbrechen Sein. 
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Der Wille zur Selbstbehauptung und die Liebe zum eigenen Volk und 
der ganze nationalsozialistische Ideenkomplex entwickelte sich dann in 
unerklaerlicher Weise zu einem rasenden Brand, primitivste Ueberlegungen 
der Vernunft wurden wie im Fieberwahnsinn auszeschaltet, es wurde in 
voellirer Verblendung alles aufs Spiel gesetzt und alles verloren, 

ROSFNBERG kann sich von jeder menschlichen und persoenlichen Schuld 

n diesem schuldhaft vnanderen verursachten und 
verschuldet en Umschwunz des Dramas frei wissen, Die Gewis- 
sensfragen, die er sich trotzdem immer wieder vorlegt,sind, obermehr 
fuer das haette tun koennen, was er als „crecht und wuerdig angesehen 
und vertreten hat, wo er Wesentliches unterlassen hat, wo er unzulaeng- 
lich gewesen ist, welchen negativen Erscheinungen, soweit er Kenntnis 
von ihnen hatte er noch mehr haette nachgehen koennen, Koennen solche 


Fragen, die sich jeder vom Unclueck Niedergeschmetteter stellt, als Be- 
weis seiner objektiven Schuld gelten? Ich glaube nicht, -- - 

Der franzoesische Hauptanklaeger Herr de MENTHON hat am 17,Januar 
1946 (Prot.S. 2765/66) erklaert, ich zitiere: "Wir befinden uns vielmehr 
einem systematischen Verbrechertum gegenueber, das direkt und zwangs- 
laeufig einer ungeheuerlichen Lehre entsprinst, mit vollem Willen der 
Fuehrer Nazideutschlands, À der nationalsozialistischen Lehre leitet 
sich das Verbrechen gegen den Frieden, drs sofort unternommen wurde, 
unmittelbar ab" (Fnde des Zitats). Ich muss zur Widerlegung dieser Be+ 
hauptung diese Lehre kurz vortra.en. 

Ich habe die naticnalsczialistische Weltanschauung - uebrigens wohl 
im Einklange mit wissenschaftlichen Bezutachtungen - eingereiht in die 
sogenannte Neuromantik, Diese schicksalhafte und geschichtsnotwendige 
Zeitstroemung, die seit der Jahrhundertwende als Reaktion gegen den Ra- 
tionalismus und das liaschinenzeitaiter durch die ganze Kulturwelt geht, 
unterscheidet sich von der alten Romantik dadurch, dass sie die natura- 


listische und biologische Betrachtung des Menschen und der Geschi ‘hte 
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in sich aufnimmt. Sie wird getragen von einem zuversichtlichen Glauben 
an Wert und Sinn des Lebens und der ganzen Wirklichkeit. Sie verherrlicht 
nicht das Gefuehl und nicht den Verstand, sondern die innerste Aktivitaet 
des Menschen, das Herz, den Willen, den Glauben.. Diese Philosophie be- 
kommt ihren nationalsozialistischen Einschlag dadurch, dass hier die ge- 
heimnisvolle Bedeutung der Voelker und Rassen fuer alles menschliche Er- 
leben und Schaffen betont werden. Im Volk, in der Gemeinsamkeit des Blu- 
tes, der Geschichte, der Kultur liegen die alleinigen Wurzeln der Kraft. 
Nur durch die Teilnahme an der Rewerung des Volkes und seiner Kraft dient 
der Finzelne und seinem Geschlecht, 

ROSFNBERGS wissenschaftlicher Beitrag zur voelkischen Weltanschauung 
besteht in seiner Darstellung dés Aufstiegs und des Untergangs der gros- 
sen geschichtlichen Gestalten, deren Urheber Rassen und Voelker sind und 
allen Gebieten der Sprache, der sitte, der Kunst, der Religion, der Phi- 
losophie und der Politik einen bestimmten Lebensstil gegeben haben. Der 
Gestaltungskampf des 20, Jahrhunderts geht nach ROSENBERG um die selb- 
staendige menschliche Persoenlichkeit. Ihren Kern bilcet nach Auffassung 
ROSENBERGS das Bewusstsein der Ehre. Der Mythus cer nationalen Fhre ist 
zugleich der Mythus des Blutes,. der Rasse, die den Hoechstwert der Ehre 
hervorbringt und traegt. Der Kampf um den Hoechstwert der Fhre ist daher 
zugleich ein geistiger Sampf mit anderen Systemen und ihren Hoechst- 
werten. So steht Intuition gegen Intuition, Wille gegen Wille. 

Ich erwaehne diese geistige Stroemung deshalb, um die eigenartige 
Tatsache im Nationalsozialismus zu erklaeren, dass verstandesmaessige 
politische Erwaegungen oft zurueckgestanden haben neben dem lathos des 
Willens und Glaubens. Bei ROSFNBERG ist diese Gefahr weniger in die Er- 
scheinung getreten. Indem er den "Boden", d.h. die Heimat und ihre Ge- 
schichte und das Bauerntum als Quellkraft des Volkstuns in den Nittel- 
punkt stellt, bleibt er im Bereich der Wirklichkeiten des Lebens. Ihm 
selbst vielleicht unbewusst, wurde er trotzdem von dok Sfr emun. empor- 


getragen. 
Fs erhebt sich die Frage, welche Auswirkungen hatte dies 
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Weltanschauung im politischen Leben? 

Fs ist deutlich, dass die Betonung des Willens und Glaubens den po- 
litischen Forderungen einen besonderen Nachdruck verlieh. Die deutsche 
politische Forderung ging nach dem Versailler Vertrag dahin der gehemm- 
ten Grossmacht Deutschlands wieder die Freiheit und Gleichberechti:ung 
unter den Voelkern zu schaffen. Das war das Ziel der deutschen Staats- 
ınaenner schon vor HITIFR. Die anderen Grossmaechte hatten gewisse Hemmun- 
sen, Deutschland wieder als Grossmacht anzuerkennen, ROSENBERG kaempfte 
dafuer, diese Hemmungen zu beseitigen, Seine Waffe war die Feder, Das 
Hohe Gericht hat mir die Vorlage eines Auszugs ueber die Reden und Schrif- 
ten ROSTNBERGS als Seweismittel bewilligt, Ich habe diese in meinem 
Dokumentenbuch I, Volumen 2 vorgelezt. Rei der Fuelle dieses Stoffes, 
und bei meiner /bsicht angesichts der Beschraenkunz meiner Zeit, nur das 
Wichtigste vorzutrazen, bin ich darauf angewiesen, dass das Gericht sich 
mit meinem Dokumentenbuch vertraut macht, Ich moechte in erster Linie auf 
die Wirkung dieser Werke auf ĉie deutsche Jugend aufmerksam machen, Ich 
darf an die Bekundunzen des Zeugen von SCHIRACH erinnern, Ich wiederhole 
woertlich: "Auf Jugendfuehrertagunzen auf denen ROSENBERG einmal im Jahr 
gesprochenhat, hat er meistens erzieherische, charakterbildende Themen 
gewaehlt,. Er hat ueber Einsamkeit und Kameradschaft z.B. zesprochen, 
erinner ich mich, ueber di. Persoenlichkeit und Ehre usw. Er hat auf 
diesen Fuehrertagungen gegen Juden keine Vortraese zehalten. Fr hat auch 
meiner Erinnerung nach das konfessionelle Problem bei cer Jugend, jeden- 
falls nach meiner Frinnerung nicht angeschnitten., Ich habe ihn meistens 
ueber solche Themen reden hoeren, wie ich eben einige nannte", (Fnde des 
Zitats). Tatsaechlich war auch die Haltung der deutschen Jugend besser 
als vor der Machtuebernahme. Der Muessigzang, aller Laster Anfang, hatte 
aufzehoert. Arbeit und Pflichterfuellung und ideale Bestrebungen, Va- 
terlandsliebe und der Wille vorwaerts zu kommen waren an ihre Stelle „e- 


treten. Das Verhaengnis war auch hier, dass durch die HITLER'sche 
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Politik diese Werte falsch eingesetzt wurden. 

Die Vorwuerfe der Anklage, dass ROSENBERG eingetreten sei, fuer cine 
Verschwoerunz gegen Cen Frieden, fuer Rassenhass, fuer die Beseitigung 
der Menschenrechte, fuer die Tyrannis, fuer eine Herrschaft des Schreckens 
der Gewalttaetiskeit und Rechtlosigkeit, fuer einen wilden Nationaiis- 
mus und Militarismus, fuer eine deutsche Herrenrasse, koennte ich schon 
mit dem Hinweis auf die 4uszuege aus dem "Mythus des 20. Yahrhum e 
widerlegen, die die Anklage selbst als Beweis fuer die Richtigkeit ihrer 
Behauptungen vorgelegt hat. 

Demgegenueber weise ich zur Widerlegung der Behauptung der Anklage 
im einzelnen auf folgende Tatbestasnde hin: 

Zum Nachweis des ehrlichen Rinzens ROSENBERGS fuer ein friedliches 
Zusammenleben der Voelker untereinander beziehe ich mich auf seine Rom- 
rede im November 1934 vor der Koeniglichen Akademie (Abgedruckt in "Blut 
und Ehre" Dok.Nr,Ro.7b, Seite 150). ROSENBERG-seeto mir; cs truenchener Ab 
kornen vom September 1938, in Temttieeuropaeisehen-Srossmaschte_sich, 
imsime seiner fomretezeetnigt natten, Ber cer Fosnepunkt seines polt= 
tischermötrebens—zewesen, ROSTNBERG hat in seiner fomrede auf die schick- 
selbestimmende Bedeutun: der vier Grossmaechte hingewiesen und ausgerufen, 
ich zitieres "Wer also im Frnst Europa als organische Einheit einer 
starken Vielfachheit und nicht als rohe Summation erstrebt, der muss die 
vier grossen Nationalismen als vom Schicksal uns gegeben anerkennen und 
deshalb bestrebt sein, der von ihrem Kern ausstrahlenden Kraft Erfuellung 
zu geben. Die Zerstoerung eines dieser Zentren durch irgendeine Macht 
wuerde kein "Europa" zur Folge haben, sondern ein Chaos herbeifuehren, 
in dem auch die anderen Nittelpunkte der Kultur untergehen muessten. 
Umzekehrt: erst cer Sieg der Ausstrahlunzen nach jenen Seiten, wo lie 
vier grossen Kraefte nicht gegeneinander stossen, wuerde staerkste Dyna- 
mik des schoepferischen Daseins, or.anischen Frieden, nicht explosiven 


Zwansszustand wie heute bedeuten, den kleineren Nationen dabei aber mehr 
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Sicherheit gewaehrleisten als es heute im Kampf gegen :lementere Kraft 
moeglich erscheint" (Fnde des Zitats). 

Dieser Linie ist ROSENBERG als Leiter des Aussenpolitischen Amtes 
der Partei treu geblieben, Er konnte sie leider nur durch sein Wort 
vertreten. Kein Zeuge konnte in diesem Gerichtssaal bestaetigen, dass 
ROSFNBERG einen Einfluss auf die tatsaechliche Aussenpolitik mag sie von 
NEURATH, von RIBBENTROP oder von GOFRING oder von HITIFR selbst gefuehrt 
worden sein, gehabt hat, Weder im oesterreichischen, noch im tschechi- 
schen, noch im polnischen, noch im russischen Komplex ist sein Name im 
Zusammenhang mit dem Vorwurf einer Beteiligung an Angriffskriegen ze- 
nannt worden. Veberall wurde er vor vollendete Tatsachen gestellt, Im 


Krieg gegen die Sowjet-Lnion bekam er'seine Auftraege erst, als der Krieg 


gegen Russland als eine akute Moeglichkeit bereits festgestellt war. Zum 
Norwegenfeldzug hat er nicht geschuert, sondern persoenliche Mitteilungen 
pflichtgemaess weitergeleitet, 

Was nun Rosenbergs Reden unc Schriften zum Problem der allgemeinen 
Aussenpolitik betrifft, so hat er den Anschluss der zwangsweise aus dem 
Reich ausgeschlossenen Vesterreicher als Forderung des von den Alliierten 
selbst verkuendeten Selbstbestimmungsrechts der Voelker vertreten, Die 
Revi -íon von Versailles war ein Postulat der Gerechtigkeit gegen eine 
Verletzung des Vertrages vom 11.11.1918. Die Vertretung einer deutschen 
Wehrmacht war angesichts der Nicht-Abruestunz “er anderen eine Vertei- 
digung der feierlich zugesagten Gleichberechtizung, 

Gerechterweise nun - und das war es, was Adolf HITIFRRo sen- 
berg auch persoenlich gesagt hat - ist es nicht Sache der anderen 
Voelker, die Lebensrechte des deutschen Volkes besonders hart zu vertreten, 
sondern die Pflicht der deutschen Nation selbst. Dazu brauchte sie eine 
feste Einheit, eine Veberwindung der alles .efaehrdenden sozialen 
Zwistizkeiten und eine Wehrmacht, was alles zusammen erst das Deutsche 


Reich wieder buendnisfaehi z machen wuerde. '/D as waren die 
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entscheidenden Punkte, die auch ROSENBERG bestimmten, 

Ich greife weiter cen Vaimu? des Rassenhasses auf. Die Ansichten 
ROSEN BERGS ueber die Rassenfrage waren das Frgebnis der Rassenforschun.en 
internztionaler Gelehrter, ROSENBFRG hat wiederhcelt erklaert = ich nehme 
auch hier wieder Bezug auf die im Dokumenten Ruch I, Volumen 2 = cass das 
Ziel seiner rassenpolitischen forderungen nicht Rassenverachtuns, sondern 
Rassenachtung war, Die Worte: "Der sittliche Leitzedanke einer erbze- 
setzlichen Auslezunz der Weltzeschichte zilt unserer Zeit und unserem 
Geschlechte und steht im vollen Finklan,: mit dem wahren Geist der moder- 
nen eugenischen Bewegung im Hinblick auf die Vaterlancslicbe, 

Frhaltunz und Entialtuny cer besten Erbkriefte in ceistizer, sittlicher, 
verstancesmaessiver und koerperlicher Hinsicht fuer unser Vaterland; nur 
sc koennen unsere Einrichtunzen fuer alle Zukunft unversehrt erhalten 
bleiben"; - sind cer Leitgedanke seincr Forderungen, aber sie stammen 
nicht von ihm, sondern von Henry FAIRISLD Osborn, Professor an der Co- 
lumbia Universitaet zum Werke seines wissenschaftlichen Kollegen Madison 
GRANT: "Der Untere’ng der rossen asse", Diese Forschunren fuehrten 
laenest vor dem dritten Reich zu eu:;senischen Gesetzzebuneen in anderen 
Staaten, insbesondere auch zum amerikanischen Finwanderun.szesetz vom 
26. Wai 1924,cas auf eine starke Eindacmmun.: der Einwanderun;. aus Sued- 


unc. Osteuropa abzielte und dafuer die Einwnnderun; aus Norc- und West- 


RUMPE A: genet Phe 


Auch čem anzeklacten ROSENBERG sin? es um die zeistige Erstarkunz 
und die Festigung des deutschen Volkes, ja der arischen Rasse, In diesem 
Licht bittet er seine Ideslo jie, vor allem die des "Mythus des 20.Jahr- 
huncerts" zu sehen, Seine Verkuendigung von der Bedeutun: der Na 
der Geschichte zielte nicht - ich bemerke das nochmals - auf Rassenver- 
achtuns, soudern auf Ressenbeachtung und Rassenachtung ab und er forderte 


die inerkennun, der rassischen Idee nur vom Deutschen Volk, nicht von den 
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anderen Voelkern. Er hit die arischer; Voelker als die Fuehrenden in 
der Geschichte betrachtet, Und wenn er dabei auch die Bedeutung anderer 


Rassen wie etwa die semitischen unterschaetzt hat, so hat er doch bei 


seinem Lobpreis der arischen Rasse nicht etwa bloss an das Deutsche Volk 


ia 


gedacht, sondern eben an die LUDA Ra d MEN Voelker ueberhaup” 


Ich verweise auf seine Romrede vom November 1932, 

Ich bewege mich im Rehmen der geschichtlichen Wahrheit, wenn ich 
darauf hinweise, dass der Anti judaimus kcine Erfindung ces Nationalso- 
zialismus ist. Die Jucdcenfro ze ist seit Jahrtausenden das Frem- 
denproblem der Welt. Sie hat einen irrationalen Einschlag, cer mensch- 
lich nicht be;reifbar ist. ROSTNBERG war ein ueberzeuzter Antisemit, der 
seiner Veberzeuzung und ihrer Begruendung in Schrift unc Rede Ausdruck 
eceben hat, Ich habe schon hervorgehoben dass selbst so verschiedene 
Persoenlichkeiten, wie von PAPEN, von NFURATH, RAEDER, sich auch jetzt 
zur Anschauung bekannten, dass die YVeberfremdun durch das juedische Ele- 
ment, im ganzen oeffentlichen Leben derart war, dass hier cine Aenderung 
herbeiefuehrt werden musste, Die konkreten Tatbestaende dieser Ueber- 
fremdun , Gie Tatsachen, dass “ie Juden in Deutschlan auf Angriffe ent- 
sprechend heimzuzahlen wussten, verschaerften vor cer Nachtuebernahme de: 
antisemitischen Kampf, 

Ich habe “em Gericht cine “luetenlese der juedischen literarischen 
ineriffe auf das nationale Enpfinden in dieser Zeit verlesen wollen, das 
Gericht hat diesen Antrags als unerheblich abgelehnt; da diese Aeusserun- 
‘en nicht Se,enstand der Seweisaufnahme waren,kann ich nicht darueber 
sprechen. Man tut aber ROS NSERG unrecht, wenn man behauptet ‚blinder 
Hass ge en das juedische Volk, habe ihn zu dieser Polemik geen Cie Jude 
setrieben. Er hatte tatsaechlich konkrete Tatbestaende fuer eine zer- 
setzende Taetizkeit von Juden vor Augen, 

Fs schien als ob das Farteiprorramm, dass die Juden unter ein 


grosszueziges Fremdenrecht ;sestellt werden sollten, Wirklichkeit werden 
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sollte. Zwar hat GOFBBELS damals einen Tag lang cen Boykott der Judenze- 
schaefte betrieben. ROSFNTERG hat aber in seiner Rede vom 28. Juni 1932 
zum Jahrestag des Vertrags von Versailles im Reichstagssitzunessaal in 
der Krolloper erklaert: Es sei nicht mehr nceti:, dass in der Reichshaupt 
stadt von allen Anwaelten 74 % Juden seien und dass die Krankenanstalten 


Berlins zu 80 bis 90 % juedische Aerzte haetten, Es wuerden etwa 30 % 


juedische Rechtsanwaelte in 3erlin auch genueen, In seiner hede auf dem 


Parteitag im September 1933 hat ROSENBERG dazu noch erklaert, ich zitie: 
"In ritterlichster Weise hat die deutsche Regierung jene Juden aus der 
prozentualen Neselun,; ausgenommen, die fucr Deutschland an der Front ze- 
kaempft oder einen Schn oder V ter im Kriege verloren haben! (Doki Nr. Ro. 
7b Nachtrag, Dok, Buch I, Seite 153a), In seiner Rece in der Krolloper 
hat ROSTNETRG zur Bewzruendun: dieser Massnahme ausgefuehrt, dass damit 
nicht ein ganzes Volk diskriminiert werden solle, scndern dass es not- 
wendig gewesen sei, dass unser deutscher Nachwuchs, der die Jahre ueber 
zehunzert und gebettelt habe, nun auch zu Arbeit und Brot kommen sollte, 
Aber er hat trotz seines scharfen Ge ensatzes zum Judentum nicht eine 

n 
„Ausrottung ces Judentums gewollt, sondern er vertrat als Nahziel die po- 
litische Ausbuerzerun;: des Judentums deh, sie Stellung les Judentums un- 
ter frem’enrecht und Frem’ınschutz Und er hat dabei dem Judentum eine 
prozentuale Beteili:ung an den nicht politischen Berufen zugestanden, 
die den Prozentsatz des juedischen Volkes in der ceutschen Bevoelkerung 
immerhin noch um ein mehrfaches ueberschritten haette, Sein Fernziel war 
allerdings die /uswanderung ces Judentums aus den arischen Voelkern ueber 
haupt. Er hat kein Verstaendn! = dafuer, welchen grossen Verlust eine sol- 
che Auswanderung fuer die arischen Voelker selbst in kultureller, wirt- 
schaftlicher und politischer Beziehung bedeuten wuerde, Aber man wird ih: 
immerhin zuzestehen muessen, dass er meinte, eine solche uswanderung des 
Judentums wuerde dem Judentum selbst nuetzlich sein, einmal weil es von 


allen antisemitischen Anfechtungen befreit wuerde, dann weil es in einem 





ho- INN IN 


-007 


eigenen Siedlungsraum vereinigt erst ganz und ungehemmt seiner Eigenart 


leben koennte. 

Die furchtbare Fntwicklung, welche die Judenfrage unter HITLER ge- 
nommen hat und welche diese als Reaktion gegen die Emigrantenpolitik 
rechtfertigte, beklagt niemand mehr als ROSENBERG selbst, der sich selbst 
den Vorwurf macht, dass er gegen die Haltung HITLERS, HIM LTRS und GOBE 
nicht ebenso protestiert hat, wie gegen KOCHS Wirken in der Ukraine, 
ROSFNBERG steht auch nicht an zu erklaeren, dass seine Anregung. bei HIT- 

bei den dauernden Ermordungen deutscher Soldatın doch nisht 100 
Franzosen, sondern 100 Juden zu erschiessen, trotz seines Glaubens an 
die formale Zulaessizkeit, ein aus dem Augenblicksgefuehl zeborenes Un- 
recht war, weil rein menschlich gesehen, Cie Voraussetzungen eines sol- 
chen Vorschlag.s, naemlich eine aktive Mitbeteilizung cer betreffenden 
Juden fehlte, Ich bin auf diesen Fall noch einmal zurueckzekommen, weil 
es meines Erachtens der einzize Fall ist, in dem ROSENBERG eine Vergel- 
tung durch den Toc von Juden wuenschte, Da hingegen muss mit groesster 
Entschiedenheit darauf hin,;ewiesen werden, dass kein Nachweis vorliegt, 
dass ROSENBERG von der Vernichtung von 5 Millionen Juden gewusst hat, 
Die /nkla.e wirft ihm vor, dass er noch im Jahre 1944 er zu einem inter- 
nationalen Antisemitenkongress Vorbereitunzen getroffen hat, die nur 
durch die Kriegsereiznisse nic.t mehr zustande kam, Was koennte ein 
solcher Kongress fuer einen Sinn gehabt haben, wenn ROSFN3ERG gewusst 
haette, dass die Juden in Europa in ihrer Mehrzahl bereits vernichtet 


waren ? 


ROSENBERG hatte kein Vertrauen zur Demokratie, weil sie in Deutsch- 
land eine grosse Zersplitterun; in den Parteien, einen sehr haeufigen 
ie Zierunzswechsel brachte und schliesslich eine arbeitsfachize Regierungs 


umbildun; unmoezlich machte, Fr hatte auch deshalb kein Vertrauen zur 
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Demokratie, weil ausserdeutsche demokr’tische Maechte ihre demokratischen 
Prinzipien in manchen Faellen nicht curchfuehrten, in denen sie Deutsch- 
land zugute gekommn waeren Ze., 1919 beim Änschlusswillen Ocsterreichs 


und spaeter bei der Abstimmung in Oberschlesien, Aber ROS™NBFRG wandte 


sich deswegen nicht der Tyrannis zu. Er hat zu Punkt 25 des Parteipro- 


zramms in seiner Erlaeuterung Seite 46 dazu gesagt: "Diese Zentralzewalt® 
- gemeint ist die des Fuehrers - "sollVolksvertretungen 
sowohl als die dem organischen Leben entwachsenen Staendekam- 
mern als Berater erhalten". (Dok.Buch III, Seite 6 - Dok. Nr.ko.3k), 

Und in seiner Rede auf der liarienburs am 30, April 1934 "Der Deutsche 
Ordensstaat" sagte ers Der nationalsozialistische Staat solle "eine 
Monarchie auf republikanischer Grundlase sein ... Der Staat wird von 
diesem Gesichtspunkt zus nicht ein zu vergoetternder Selbstzweck, ebenso 
wenig, wie der Leiter des Staates ein CAESAR, ein Gott oder ein Stellver- 
treter Gottes" (Dok.Duch I, Seitel3l, Dok.Nr. Ro.7a). 

In der Rede "Deutsches echt" vom 18.12.1934 betonte ROSINFERG; 
"Der Fuehrer ist in unseren Augen niemals tyrannischer Befehlshaber" 
(Dok.Buch I, Seite 135, Dok.Nr. 1ic.7a). Nur in sclehen Aeusserunzen 
war ein Protest vegen die Entwicklung zur Tyrannis moeglich, 

Die Entwicklung ist ueber ROSENAFIG hinweggesangen und entartet, 
ROSENBERG hat das selbst als Ostminister erfahren, ROSENBERG war eben ei: 
Idealist, aber er war nichtder skrupellose Mann, der den Staat oder den 
Fuehrer zu Verbrechen inspirierte Deshalb laube ich, dass auf ihn die 
Inklaze von Herrn JACKSON (Seite 8) nicht zutrifft, dass ROSENBERG 
zu den “aennern zehoert habe, die in Deutschland "Sinnbilder des Hassen- 
hasses, der Herrschaft des Schreckens und der Gewalttaetigkeit, der 


Vermessenheit und Grausamkeit cer Macht" zewesen seien, 
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Ueberschlaegt man ROSFNBFRGS Schriften, so finden sich vielmehr 
Acusserungen und Stimmun :en, Cie einen durchaus toleranten Findruck ma- 
chen. Fr sa;t Z.B. in seinem "Mythus" Seite 610 von der voelkischen Kir- 
che, die erstrebte:""ine Deutsche Kirche kann keine Zwan:ssaetze verkuen- 
den, an lie jeder ihr /nzchoerise zar bei Verlust der ewicen Seli ‘keit 
zu clauben vezwun.en ist} In cer itede "Weltanschauun., und Glaubenslehre" 
vom 5. November 1938 an cer Lniversitact lialle-Üitteberz forderte er 


> 


zezenueber allen Konfessionen Toleranz mit der Forderung 


"innere Achtung 


vor einem jeden echten Bekenntnis" (Dok.Zuch I, Seite 156, Dck.Nr.äo.7c) 


und in der lece "Um die deutsche Geistesfreiheit" vom 6.7.1935 trat er 
ebenso fuer die Cewissensfreiheit ein (Dok,Buch I, Seite 140, Dok.Nr.Re. 
7a). Fs ist kein Dokument vorgelegt worden, das einen Strafverfol ‘un: s- 
antraz ROSENBERGS segen einen seiner zahlreichen weltanschaulichen Gez- 
ner enthielt, cbwohl ihn diese durch ihre scharfen An,riffc seiner ^n- 
sichten leicht dazu haetten verleiten koennen, 

Ts ist weiter zeven NOSTITPIG cie Ankla,re des iilitarismus und des 
Soldatismus erhoben worden, ROSTNDFENG war in der Tat ein Verehrer des 
Soldatentums un! cer soldatisch-heroischen Lebenhaltun;, aber auch der 
haeuerlichen Lebenshaltunz ale *rundla:e ces Volkstums, Er unterstuetzte 
die Frrichtun: eines Volksheeres einmal nach aussen zwecks Buendnisfaehi 
keit Deutschlands und dann nach innen zur Volksertuechticung und - M- 
ziehun‘, Aber er bestreitet dabei, an “elteroberun en gedacht zu hasben, 
Ich kann dazu auf seine itede "Um Deutschlands “elt:eltuns" vom 30.10.1933 
verweisen. Dort bot er anlaesslich des deutschen Austrittes aus dem 
Voelkerbund Sowjet-Russland Frieden an ("Slut und Ehre", Dok.Buch I, 
Seite 147). Ich zitiere diese Stelle, weil sie .leichzeitis beweist, dass 
der Nationalsozinalismus sich nicht in ĉie Verhreltnisse anderer Staaten 
einmischen will: "Wir sind jeierzeit bereit, mit Sowjet-Russlan? durchaus 
korrekte Jeziehun:en aufrecht zu erhalten, weil wir selbstverstaendlich 


nicht notwendi:, eine Vieltanschauung aussenpolitisch unc aussenstaatlich 
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umwerten wollen", Und in derselben Rede betont er, dass das Bekenntnis 
zu einer Weltanschauung, die er Rassenkunde nennt "nicht eine Predizt 
des Rassenhasses, sondern eine Predigt der Rassenachtung" sein soll 
"Blut und Ehre" Seite 377). 

Herr JACKSON hat ROSFNBERGS Nationalismus einen "wilden" genannt, Er 
war leidenschaftlich, Aber ROSENBERG wollte gerade da- 
eurch den lebensbedrohenden Klassenkampf im Volk ueberwinden und ausser- 
dem darf zum Verstaendnis noch gesagt werden, dass er sich als psychische 
Kompensationserscheinung erkla 5, wie es in einem besiezten Volk zewoehn- 
lich auftritt. Dazu kam, dass Deutschland in der Mitte von Europa von je- 
her so vielen politischen und militaerischen Gefahren ausgesetzt war, 
die soldatischen Kreise Deutschlands namentlich nach dem Ruhreinbruch 
national besonders empfindlich sein mussten, Als Deutsch-3alte war er 
einem nationalen Fuehlen erzozen worden, das von nationaler Selbstbe- 
tonun; und Wehrhaftmachun:. mehr erwartete als von den Enttaeuschungen 
bisherigen internationalen Verhandlungen. Zu einer Verstaendirung auf 
der Crundlare gleichberechtigter Vertretung war er stets bereit (Dok,Nr. 
003=PS, USA-603) 

Es ist ROSENBERG weiterhin der Vorwurf des Antichristentums und Neu- 
heidentums gemacht worden, Allerdings wurde diese Anklage nicht wegen sei 


ner Theorie erhoben, sondern der daraus resultierenden Verfolgung der 


christlichen Relizion in allen ihren Formen. ROSENBERG war ein Gegner des 


Christentums in seinen -wie er meint- »isheri,.en .eschichtlichen Formen, 
eiens: wie des ducentums. Fr wollte an die Stelle des Christentums eine 
idenlistische, rassisch und voelkisch bestimmte Keliziositact erstreben, 
eine Stimmun«sreli ion aus Blut und Boden, 

fr hat dadurch ideer Christentum und Judentum anvesriffen und gehoff' 
dass cie christlichen Kirchen im Deutschen Volk verkuemmern wuerden, aber 
man wird ROSENBERG immer wieder zubillizen muessen, dass er nicht eine 


gewalttaetize Verfolgung in Szene gesetzt hat. 
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Fr hat diesen Kampf geistig gefuehrt. Er ist auch hier, wie er fuer 
sich Gewissensfreiheit beanspruchte auch fuer Cewissensfreiheit des an- 
deren eingetreten und hat betont, dass er mit seinem "Mythus" und seiner 
neuen Reli-iositaet nicht die Kirchenzlaeubigen irre machen, sondern 
den nicht mehr Kirchenzlaeubizen eine neue innere Bindung mit ermoe licht 
wollte, 

D s Wort Herrenrasse kommt im Rosenberg'schen Schrifttum meines 
Wissens ueberhaupt nicht vor, weil es auch in die Ideologie ROSTNBERCS, 
die ja von der Risse als allgemeines Gesetz ausgeht, nicht hineinpasst. 
ROSENBERG spricht deshalb nur von der norcischen, mittelmeerlsendischen, 
dinsrischen Rasse im Verhneltnis zu biologisch anderen Rassen, 23s0 nicht 
im Sinne eines hochmuetisen ‘'erturteils, sondern im Sinne von Rassetat 
sachen, im Sinn einer Verehrun des vesamten europ 
schen Menschentum. 

pr 

Was das Parteiprogr a mm anlangt, so hat es, ent egen 

Behauptunzen der Anklage, ROSENBERG n i c h t entworfen, Wie so vie- 

andere, sind auch die Bed itung und Wirkung des Parteiprosrömmes 
ueberschaetzt und uebertrieben. Eine der ersten nationalsezialistischen 
Resierunsstaten war es, ein Wiederaufbauprogramm zu entwerfen von dem der 
Anzeklagte FUNK sagte, dass es so ziemlich jede andere liberale oder 
demokratische Regierung auch annehmen konnte, Statt Srechung der Zins- 
knechtschaft wird die Wiederherstellunz einer gesunden Geld- und Kredit- 
wirtschaft gefordert. Ich koennte noch eine Reihe von Beispielen anfueh- 
ren z.B. das Programm des Fremdenrechts fuer die Juden, das nicht Jurch- 
gefuehrt wurde, Auch in der Folgezeit ist das Parteiprosramn weder im 
positiven noch negativen Sinn eingehalten worden, Es ist einfach regiert 
worden wie in anderen Staaten auch auf Grund der augenblicklichen Not- 
wendirkeiten, 

Die ganze Ideolozie des Journalisten und Schriftstellers ROSENBERG 


erfaehrt nach der Anklage ihre Verschaerfung und ihre Gefaehrdung des 
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Frieden dadurch, dass ROSENBERG der Reauftragte des Fuchrers fuer die 
Ueberwachune der gesamten geistigen und weltanschaulichen frziehun- 
und Schulung der NSDAP, war. Wie kam es zu diesem Auftrag und welche 
Bewendtnis hatte es damit? 

Auf Grund der bisherigen Frfahrungen in der Sciwulun:sarbeit der 
Partei fraste deren Organisationsleiter RG TNBERG, ob er nicht eine 
gemeinsame zeistise Ausrichtung uebernehmen wolle. ROSENBERG bejahte, 
wenn der Fuehrer das wuensche, Darauf ernannte der Fuehrer ihn am ah 
1934 zum Leiter der bezeichneten Dienststelle. Fs war ein Farteiamt und 
hatte nichts mit der Schule zu tun (wie irrtuemlich anvenommen wird). Dis 
Dienststelle hatte keinerlei Weisunssrecht an: die staatlichen Stellen, 
selbst ein eventue ler Briefwechsel mit ihnen sollte nur ueber die Partei 
kanzlei gehen, Ein Verbotsrecht fuer Buecher usw, bestand ebenfalls nicht 
Selbst ein Weisunvsrecht an die Partei war nicht ausgesprochen, umso 
mehr als die Schulunssleiter der Gliederungen auch Reichsleitern (SA. SS, 
HJ.) unterstanden, ROSFNBFRG fasste seine /rbeit deshalb von vorneherein 
nieh tals «istige Polizei auf, sondern als ausrich- 
tende, eini»ende auf, als ein Mittelpunkt der fussprache und Zuswirkung 
sachlicher und persoenlicher Usberzeugun:skraft und Initiative. 

In den Gauen hatte er keine hemter, selbst keine zesoncerten Ver- 
treter; er akzeptierte den Gau chulunesleiter zuzleich als seinen Beauf- 
tragten, um doch eine Verbindung in der praktischen Schulung im Land zu 
besitzen, 

Die Dienststelle hatte im Laufe der Zeit vieles zu ueberblicken, 
blieb aber an Umfang doch bevrenzt. 

Sie gliederte sich in verschiedene /rbeitsebiete: die eigentliche 
Schulung und Frziehung, dann Schrifttumspflege, Geisteswissenscha ften, 
Kultur und allgemeine Probleme. Zum Zweck der Schulunsserfahrunzen 
berief ROSFNBERG etwa zwei Mal im Jahr die sogenannte "irbeitsgemein- 


schaft fuer die Schulung der gesanten Bewegung", In ihr waren 





ung 


die Schuluncsbeauftrazten der politischen Leitung und der Gliederun ‚en 
vertreten. Diese berichteten ueber ihre ‘rbeit und sprachen Wuensche aus. 
Auf Grund dieser Wuensche hat ROSFNBERG dann viele Vortrieze in cen Gauer 
zu entsprechenden Themen gehalten, ebenfalls seine Mitarbeiter und die 
Dehandlunz dieser Fragen in al on Gliederungen veranlasst. D a s sind 
jene zwei Schulunsszusammenkuenfte, die von der Anklage auf (Prot.S.2265. 
we.en ihres angeblichen "breiten Finflusses auf die Gemeinschaftsschu- 
len" als ein Anzeichen verbrecherischer Taetigkeit angefuehrt wurden, Dic 
allgemein ausrichtende Arbeit kam besonders in den Zeitschriften der 
Aemter von ROSENBERGS Dienststelle zum Ausdruck, In den "NS, Monat = 
heft en" zunaechst, die nach 1933 immer mehr einen polemisch-politi- 
schen Inhalt zugunsten der Behandlun:; historischer, kultureller, wissen- 
schaftlicher Themen enthielten. Besondere Bedeutung erlangte "Die 
Kunst im Deutschen Reic h", die ohne jede Auseinan- 
dersetzune einfach das Schoenste zeitzenoessischer bildender Kunst in 
bester Ausstattung brachte. Die "Buecherkunod e" «ab monat- 
lich einen Querschnitt durch das Schrifttum und literarische Scitraeze. 
Die Monatsschrift '" u s í k" widmete sich vor allem der ernsten Kunst, 
der Fflere deutscher Klassiker ohne jece Kleinlichkeit zezenueber auch 
neuen Erscheinungen. Die 7eitschrift "Germanisches Erbe" 
brachte Beitraeze ueber die Forschun.en der Fruehzeschichte, die 
Deutsche Volkskunde!" wicmete sich dem Spiel, dem Volks- 
lied, dem baeuerlichen Brauchtum. Deutsche Dramatur: i.s 
schilcerte Streben und Froblematik des zeitenoessischen Theaters. 

Deneben gab es Sonderausstellunzen vom Lebenswerk grosser Kuenstler 
in Rosenbergs \usstellun’szebzneude in Berlin, Buchausstellunzen in ver- 
schiedenen Staecten, 

Es ist ja einfach unwahr, wenn hier von cer inkl: se erklaert wird, 
ROSENBERG habe seinen Auftrag dazu verwendet, Hass zu saeen. Das We- 


sentliche seiner ganzen Arbeit nach 1933 galt einer Vertiefung und 
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grosszuegigen Foerderung auftretender positiver Talente. Das Politis h- 
polemische in diesen sieben Jahren ist. fast ganz zurueckzetreten, Wenn 
die Sprachschwierigkeiten nich, waeren,müsste man im Ueberfliegen der 
Zeitschriften und dieser Reden ein ehrliches grosses Bemuehen feststelle: 
ob ROSTNBERG nun zur Jugend sprach oder zu den Technikern, Lehrern, 
Juristen, Äärbeitern, Professoren, Frauen, zu Tagungen von Geschichts- 
forschunzen und der Nordischen Gesellschaft, 

Leiter seiner semter veranlassten die Herausgabe oder Foerderung 
wertvoller Werke: Klassiker der j usik, Geschichte der deutschen Staenme, 
weltpolitische Buecherei, Entwicklung des deutschen Bauernhauses und 
anderes. In den heutigen leidenschaftlichen Tagen w i 1 1 man von å ie- 
s e r Seite einer “ebensarbeit nichts wissen, ich streife sie auch nur, 
aber betone, dass gerade s i e ROSENBERG seit 1933 steigend, als das 
tiesentliche seines Wirkens erschienen ist, wie er fuer sein Alter sich 
dann ganz der wissenschaftlich-kulturelien Forschung und “ehre widmen 
wollte. Worueber spaeter noch einige Worte. 

Cezenueber menchen, zunacchst notwendigen, Cann in der Bewertung 
einzelner Fersoenlichkeiten vielleicht kleinlichen Beurteilung ist 
ROSTNEFRG in den Universitaeten Mucnchen und Halle sowohl, fuer das 
Recht der Rehandlung der neuen Probleme unserer Zeit als fuer die Unab- 
haengigkeit des wissenschaftlichen Denkens eingetreten, Er erklaerte, 
wir muessten uns "als Geistesbrueder aller jener empfinden, die einmal 
in einer mittelalterlichen Zeit die Frhne dieser freien Forschung er- 
hoben" haetten (Dok.Buch I, Seite 134). Gegen Versuche, bestimmte wis- 
senschaftliche physikalische Theorien mit der Partei zu identifizieren 
ist er in ciner amtlichen Deklaration aufgetreten, die diese Gefahr 
einer Sekticrerei zurueckwiesen. Fs sei nicht die .ufgabe «cr natio- 
nalsozialistischen Bewegung sagte er in einer Rede ueber KOPFRNIKUS und 
K NT am 19.2.1939, "der Forschung irgendwelche Vorschriften als mit 
unserer Weltanschauung notwendig verknuepft zu machen" (Dok,Buch I 


Seite 173). i is Mn: 
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Als sich angesichts der sonst zu begruessenden kulturellen Foerderung 
durch die DAF Tentenzen zur Quantitaet, Zahlenrekorden von Besucher- 
zahlen usw. bemerkbar machten, ist er eindeutig fuer eine Betonung des 
Persoenlichen eingetreten. Mit den "orten: "kan kann kunst und Kultur 
nicht wie in einem Warenhaus als Massenkonfektion geliefert erhalten" 
(Dok.Buch I, Seite 155), fertigte er diese Vermassung in einem Vortrag 
vor der Jugend ab, Wenn ihm hier eine Vergiftung dieser Jugend zure- 
schrieben wird, so fordert er im Tezent.«il (Dok.Buch I, Seite 161) in- 
struktives Verstaendnis eines jeden, unter dessen Obhut junge Menschen 
gestellt seien und weist hier Befehle auf geistigem Gebiet unzweideutig 
zurueck. 

Gesenueber jedem Kollektivismus schaerft er der Jugend, wie schon 
erwaehnt, neben der Kameradschaft die Betonung des Persoenlichen und das 
Recht auf Einsamkeit ein, 

‘ls sich auf Grund mancher Erlebnisse viek kritische Stimmen mit 
dem Lehrerstande befassen, befuerchtet ROSENBERG das „ufkommen einer all- 
gemeinen Diskriminierung des Standes, Yn zwei Reden tritt er gegen diese 
Gefahr auf. uf einer grossen Versammlung im Oktober 1934 in Leipzig, 
dann - uf der Tagung des NS. Lehrerbundes in Bayreuth (Dok.Buch I, Seite 
162), auf der er erklaert, dass die nationalsozialistische Bewegung fuer 
die .chtung des Lehrerstandes genau so eintreten werde, wie sie es fuer 
alle Staende getan haette. 

Ich will mit diesen kurzen Hinweisen sasen, dass ROSENBERG geistig 
regulierend und ausrichtend in einem durch Haltung und Gruende ueber- 
zeugend fuer edle kulturelle “erte und das Recht der Persoenlichkeit 
ein etreten ist. Fs war in der ganzen ‘artei kein Geheimnis, dass in 
dieser Wirksamkeit eine tiefe Gegnerschaft zum Propagandaminister be- 
schlossen lag. ROSTNBERG hatte es von vorneherein als Unglueck ange- 
sehen, Kultur und Propaganda în ein e m Ministerium z: vereinigen, 


Kunst war fuer ihn ein Bekennen, Propaganda eine Taktik des +ebens. 
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Die Dinge waren nun zunaechst nicht zu aendern, ROSFNBFRG betonte nach 
aussen hin seine “altung dadurch, dass er keine einzige der Jahrestagungen 
der Reichskulturkammer mitgemac!t hat, in der festen Hoffnung, dass spae- 
ter einmal eine andere Ansicht zum Siege kommen wuerde, 

Vieles, was ROSENBERG gesagt hat, hat seine Wirkung nicht verfehlt 
und sicher noch manche Fehlleitung verhinlert, sehr vieles, ja das Wich- 
tigste ist nicht zum Durchbruch gelengt, weil die Startsle@islative und 
Exckutive in ganz anderen Haenden lagen, welche schliesslich, durch den 
Krieg bedingt, — bei aller Öpferkr:ft - die Entwicklung nich t der 
nationalsozialistischen “dee, sondern die Entwicklung ihrerEntar- 

t un g bestimmten. In einem Masse dazu, wie es ROSFNBERG nicht ahnen 
konnte, 

Ts zeigte sich, dass die Unterlagen fuer die geistige Schulung der 
Partei nicht ausreichten, so entstand schon etwa 1935 der Wunsch einer 
ernsten Forschungs- und Lehrstaette. Dies füehrte zum Gedanken, der dann 
"Hohe Schule" genannt wurde und die Form etwa einer "kademie 
annehmen sollte. Diese zu bilden sah ROSENBERG als seine Altersaufgabe an, 
Da das Beschaffen von Lehrmittein, das Auswaehlen von Persoenlichkeiten 
eine Sache von J a h r e n sein musste, bevollmaechtigte der Fushrer 
ROSENBERG Fnde Januar 1940 die begonnenen Vorarbeiten nun im dienstlichen 
Auftrag weiterzufuehren. Diese "Hohe Schule" hatte also mit dem damals 
ueberhaupt nicht geplanten Einsatzstab Rosenberg nichts zu tun, wie es dic 


Anklage behauptet (Prot.S.2266). 
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X, 


MORAL ALS EINE SRUNDLAGF DER ANKLAGE, 


Herr Justice JACKSON hat in seiner grundlegenden Rede vom 21.11. 
1945 den Wunsch ausgedrueckt, dass dieser Prozess der Nachwelt als die 
Erfuellung me ichen € > n nach 
gkeit erscheinen moeg Weiter hat 
Herr JACKSON erklaert, dass er Anklage erhebe wegen eines Verhaltens, das 
nach Plan und Absicht immoralischen und im gesetzlichen Sinne 
In seinem Bericht vom 7.Juni 1945 hat Herr Jussice Jackson 
Unreeht bedeutet, i Lnes—Placedoyes i 
weiter angefuehrt 
tepen Ausspruch i moet ee » dass in diesem Prozess die 
Taten bes ‚erden sollen, die seit uralten Zeiten als Verbrechen 
> 
golten haben und in jeder zivilisierten Gesetzesordnung als solche 
bezeichnet sind, Das schwierigste Problem, die groesste Aufgabe und die 


ewaltigste Verantwortung fuer das Gericht liegt in diesem einen Punkt 


konzentriert: Was ist Gerechtigkeit in die» 


Wir haben keinen Sesetzeskodex, wir haben, so erstaunlich es klin- 
nicht einmal. feststehende woralbegriffe fuer die friedlichen 


Beziehungen Voelker untereinander, Die Anklage 


r mit allgemeinen Worten begnuegen muessen: "zivilisierte 


Rechtsanschauungen", "ueberkommene Anschauungen von Rechtlichkeit", 
"Rechtsauffassung aufgebaut auf gesundem i enschenverstand in Bezug auf 
Gerechtigkeit"; sie hat von "menschlichen und goettlichen Gesetzen" ge- 
sprochen (MOUNNIER am 7.2.1946, Prot.S. 3981); die Haager Landkriegs- 
erdnung beruft sich in ihren Eingangsworten auf die "Gesetze der \ensch- 
lichkeit" und auf die "Forderungen des oeffentlichen Gewissens". 

Die Grundlage der Gerechtigkeit ist ohne Zweifel dieS itt 
It E A » die l'oral; wolien wir also feststellen, was Unrecht 
unter den Voelkern ist, das was der Idee des Voelkerreckts; Gerechtig- 


keit der Voelker untereinander, widerspricht, dann muessen wir die 
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Frage nach der Sittlichkeit aufwerfen. 


Wan wird antworten: Sittlich ist, was vis das Gewissen als sittlich 


bezeichnet. 
Aber was ist der Urzrund der sittlichen Unterscheidung: Lust und 


lueck des Einzelnen, oder Fortschritt, Vervolikommnung, Lebenserhaltung 


Rinzelnen, eines Volkes, der Menschheit, oder Tugend, oder Pflicht? 


erkenne ich, was gut oder boese ist? Durch Intuition, oder durch Er- 


fahrung, oder durch autoritaere oder religiosse Belehrung? Was ist gut 


und boese bei den Handlungen des Staates, was ist gut und boese im Ver- 
kehr der Staaten und Voelker untereinander? “ibt es einen Uhterschied zwischen 
Staatsmoral und Privatmoral? Kann der Staat ueberhaupt Unrecht tun? Vom 


Hl. AUCUSTINUS ueber MACCHIAVELL und NIETZSCHE bis HMEL, TOLSTOI und 


den pazifistischen Denkern hat die suchende Menschheit die verschieden- 


hierauf 


sten Antworten / rhalten. lind es seit Urzeiten fe st - 


raenderungen in den Idealen 


2 Ost Bs © ae u ale aa 7 
na attenzesetze oder naben e 


schon einmal gesagt, dass nach meiner Auffassung der Krieg 
ein grosses Verbrechen der } enschheit gegen 
Ges Lebens ist. Eine wesentlich andere 
Ueberzcugung bereits in das Gewissen der Venschheit 
t. Wir fuehlen uns hoch erhaben ueber die Moral anderer 
elker und 7eitalter, und wındern uns 2.B,, dass die hoechsten Typen 
iechischer Sittlichkeit wie PLATO, ARISTOTELES die Kindsaussetzung und 
verei fuer durchaus in Ordnung halten, oder dass heute noch in 
on Ostafrika Reeuberei und Mord einem kann erst den Stempel des 
Heldenhaften geben;andererseits ist es mit unserer heutigen Moralauf- 
fassung durchaus zu vereinbaren, dass im Krieg die Menschen zu Hundert- 
tausenden getoctet und dass die Gueter der menschlichen Wohlfahrt und 
Kultur mecksicht "los vernichtet werden, Weder im 


en noch im gesetzlichen 
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als Unre.cht . Wenn die Anklage nunmehr dem Angeklagten 
ein Unrecht im moralischen oder gesetzlichen Sinne vorwirft, dann obliegt 
os i h r die Voraussetzungen fuer eine Bestrafung der Angeklagten wegen 
eines solchen Unrechts zur Ueberzeugung des Gerichts darzulegen, denn 
sheriger Voelkermoral ist weder die T o e t u n g im Krieg ein 
1 Sinne der Strafgesetzbuecher der einzelnen Staatenınoch sind 
rhaupt die Massnahmen eines souve- 
in Si aeeatesa 2a Yi eg in ieden 
Ss FE Dea 2 5 im j 5 die > Straf- 
zbuecher 5 £ i é f e U nre- 
r zivi- 
rten Menschheit a g st wor 
Christentum lehrt: Boeses mit Gubem zu vergelten und den Feind 
lieben; seit 2000 Jahren ist das Weltreligion, viele aber laecheln heute 
noch, wenn man diese Prinzipien fuer die Beziehungen der Voelker unter- 


einander verlangt. Die Anklagebehoe rde wil] dem Sehnen der Menschheit, 


endlich wenigstens schrittweise Fortschritte in dieser Richtung zu machen, 


dienen und scht zu erreichen, dass "unverkennebare Regeln" aus diesem 
Prozess hervorgehen; ihr Irrtum ist aber, dass sie die "ueberkommenen An- 
schauungen von Rechtlichkcit" und die zivilen Strafgesetze als Inhalt 
Bal 2 eoh viss ns erklacren will, das 
noch kaum existiert, und dessen Beachtung den Angeklagten rueckwirkend 
nicit zu>emutbct werden kann, 
zmz sicherlich ist richtig, dass heute im moralischen Denken der 
fenschheit ein Umschwung sich anbahnt, eine neue Genesis der Moral der 
Voelker, und dass dieser Prozess vor dem Hohen Tribunal einen Sprung in 
dieses Neuland bedeutet, Aber sehr zweifelhaft erscheint es mir, ob es 
eine n eu e- Gerechtigkeit dadurch in das Gewissen der 
Menschheit einzuhaciamern, dass man an den Angeklagten ein Exempel sta- 


tulert, 
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Bs ist leicht von menschlichen und goettlichen Gesetzen zu sprechen, 
oder von den Forderungen des oeffentlichen Gewissens, 2ber wir kommen 
in groesste Verlegenheit, wenn wir die Frage beantworten sollen: Was 
ist das “esen und der Inhalt der pr iva t en Sittlichkeit, wann ist 
ein Handeln unsittlich nach privater Moral? Die einen vertrauen sich in 
ihrer Gewissensnot darueber, sas gut oder boese ist, der Religion 
sind durch "rfahrung und FTrziehung gewitzigt, andere holen 
Aufschluss bei den 
Im zunehmenden Vasse nimmt sich neuerdings der St a ¢ der 
lischen Frziehung "au 
durch "politische Frzichung" oder wie das sonst genannt wird, Nicht nur 
ialistische Staat, sonder alle autoritären Staaten der 
Welt haben hier ein gewaltiges Plus gegenueber den liberalen Staaten: Sie 
haben ihren Buergern moralische Prinzipien eingehäenmert, die privater 


} 


und ocffentlicher Natur sind. dic haben morali he Ho ech&r 
werte wie Treue i ee nd G a m proklamiert. 
Dadurch wird einzelnen Buergern das Nachdenken ueber private und 
oeffert liche Mor "leicht: und sie werden zu diesen Hoschstwerten 
verpflichtet. Das Deutsche Volk, muede 
riegerische Auseinanderset- 
elizioese Trschustterungen, ist dan Nationalsozialismus auch 
s zu einem %lauben erhoben 
ins Ungewisse mit, nicht in der Vorstel- 
dadurch gelehrt zu werden, die menschen zu taeuschen, zu versklaven, 


n, zu toeten, zu foltern (Siche VOUNNIFR am 7.2.1946 Frot. 


lern weil es nach einer moralischen Frhebung, nach auto- 


ritotiver eıttlicher "ohrung in seiner materiellen und in seiner 


seelischen Not verlangte und ihm nichts deres geboten wurde, vor 
lem nieht durch ein liberales \eltgewj n, das es nicht verstenden 


hat den Crundsatz der Humanitaet Wirklichkeit werden zu lassen. Die 
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nationalsozialistischen ethischen Konzeptionen wurden den Deutschen als 
summum bonum, als hocechstes Gut gelehrt, und sie haben ge- 
glaubt, dass diese Ideemoralisch und gut sei. Der Na- 
tioralsozialismus ist dann in- Konflikt geraten, nicht nur mit den Ideolo- 
gien, sonden auch mit cen Nachtmäitteln anderer Staaten, weil er nicht 
Form el finden konnte, die nicht nur die Vervollkommnung uhd 
deutschen Volkes, sondern auch die Lebensinteressen und die 
Cerechtigkeit fuer alle Voelker der welt einschloss. Aus solcher Unzu- 
noch so fehlgegangen sein, eine strafbare handlung, eine Yerschwoerung 
konstruieren zu wolien, geht meines Erachtens schon deshalb nicht an, 
veil eine irgendwie einheitlich anerkannte Voelkermoral sich noch nicht 
entwickelt hatte, sondern der unbeschraenkte nationale Egoismus noch 
keineswegs entthront war und heute noch nicht als oberste staatliche 
Moralinstanz entthront ist. 

“an wird mir einwendens Ihr Deutschen haettet bloss nach der Lehre 
mures grossen Philosophen K A N T denken und handeln muessen, nach dem 
kategorischen Imperativ: Handie so, dass die Maxime deines Willens jeder- 
zeit zum Prinzip einer allgwmeinen Tesetzgebung werden kann! , dann 

Unhaitberkeit der nationalsozialistischen 
und muessen, --- Darauf kann ich mit dem grossen 


’hilosophen John LOGK™ antworten, der ueber das, was Gut und 
9 3 


me 


sagt: ("Tssay Concerning Human Und:rstanding" Bk.II, 


Par. 6f) "Gott hit es nun so eingerichtet, dass gewisse Hand- 
me in es Glueck bewirken, und die Gesellschaft 
und auch den Taeter selbst belohnen, Der Mensch entdeckt dies 


s praktische Re ge auf. An 


tegel knuepfen sich bestimmte Belohnungen und Strafen, entweder 


Gottes (Lohn und Strafe von unendlicher Groesse und Dauer im 


Jenseits) oder seitens der Menschen f..esetzliche Strafen, gesellschaftli- 
che 
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Billigung oder Verurteilung, Fhrverlust), welche Gueter und Uebel nicht 


die natuerliche Wirkung und Folge der Handlungen selbst sind, Die Men- 


verweisen dann auf diese Regeln oder Gesetze, d.h. die gocttli- 
en, staatlichen und die Gesetze des Herkommcns oder der privaten 
Beurteilung und messen nach ihnen ihre Handlungen; sie beurteilen 
sittliche Guete ihrer Handlungen, je nachdem -diese mit den Regeln 
einstimmen oder richt. Sittlich Gutes und Schl 
al yr die Uebereinstimm 
Nichtue berei sh. Mm aa es. Mm 


a nea. un = it. 2 een em) G 


durch dee 


_noch immer 


was die 


wi 1 1 . Durch das Christentum ist nicht 


n der Welt seit Jahrhunderten 
ingeschaerft worden: "Jedermann sei untertan der Obrigkeit, die Gewalt 
ueber ihn hat". Und j > ig: Lob. Ob) EW e238. 83. eh 


OE RE oN AT E € 


i ©. 6. ht e -= 


Nas hoc chst« rut, (summun bonum) in der internationalen Voelkermoral 

ist noch nicht verpflichtend statuiert, es besteht keine autori- 
ve Idee fuer die Voelkergemeinschaft. Statt YVeberlegungen ueber 
Sittlichkeit und private Kriminalitäiet haette die Anklage uns die 


angenommenen Prinzipien und Kriterien al» voelkerrechtliches Ge- 


wohnheitsrecht darlegen muessen, was nicht‘ geschehen ist, 





DT 


So eber muss ich den Standpunkt der Anklagebehoerde veber. die 
persoenliche Verantwortlichkeit der handelnden Staatsmaenner als voellig 
neue und in ihren Konsequenzen sehr gefaehrliche Philosophie bezeichnen, 
die dem minimum moralischer Vorstellungen nicht genuegen 

‘beesehen von den Nissetaten Einzelner/sind die ethischen Konzep- 
tionen des hationalsozialismus und die aus ihnen folgenden Taten, soweit 

se ein Ausdruck des nationalsozialistischen Fthos sind, keine Ange- 
legenheit, ueber die ein menschliches Forum richten koennte, sondern 
cine weltzeschicht liche Rezebenheit. Und ueber "Schicksal und Schuld! 
des Angeklagten ROSFNBERG kann ebenfalls nicht im Rahmen dieses Prozesses 


abschliessend geurteilt werden. Ueber die Frage derkriminellen 


Schuld dieses Angeklagten zu befinden ist die schwere Aufgebe des Hohen 


Gerichts, ueber seine etwaige geschichtliche Schuld kann unc 


will das Hohe Tribunal nicht urteilen. ROSFNBTRG hat wie alle Menschen 
von seschichtlicher Wirkung, aus seinem Charakter, aus seinem Pathos 
heraus gehandelt, und ist dadurch vielleicht vor der Geschichte schul- 
dig geworden, Je mehr eine bestimmte Persoenlichkeit in ihrem Willen 
Handlung sfreihcit hat, umso greller macht sich die Bedingtheit und die 
Finseitigkeit alles menschlichen Handelns geltend und aus unbedeutender 
Schuld waechst gerade bei geschichtlichen Persoenlichkeiten oft eine 
furchtbare Macht heraus, als Verh’engnis fuer viele und ais duesteres 
Schick. 21 fuer den Urheber, 

GOETHE sagt einmal "Der Handelnde ist immer gewissenlos, es hat 
niemand Gewissen als der Betrochtende", Diese Erkenntnis kann aber fuer 
nicmend ein Verbot bedeuten, nach bestem Wissen und Gewissen sich zu 
regen und tatkraeftig zu handeln, auch und besonders nicht, wenn es um 

Und wir alle wissen, dass niemand imstande ist, das 
er will, auch wirklich zu rreichen; wie sein Wissen, so wird 
auch sein Handeln inme r nur Stueckwerk sein, Fine jede Handlung, die wir 
als freie Wesen vollziehen, ist ein Eingriff in das Wirken der Kraefte 
des Universums, das wir nicht zu ueberschen vermoegen. 


* 
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LAGE DER ANKLAGE, 


A 


Herr Justice JACKSON hat in seiner grundlegenden Rede vom 21.11. 
1945 den Wunsch ausgedrueckt, dass dieser Prozess der Nachwelt als die 
Br iwellunge men ä ien Sehnens nach 
Gerechtigkeit ee heinen moege, "eiter hat 
Herr JACKSON erklaert, dass er Anklage erhebe wegen eines Verhaltens, das 
nach Plan und Absicht immo rali schen und im gesetzlichen Sinne 


In seinem Bericht vom 7. Juni 1945 hat Herr Justice 


Unreeht bedeutet, - 
Jackson weiter angefuehrt 


Ausspruch Herrn 5XKS9I Ss angsefushrt, dass in diesem 


bestraft werden soll lie seit uralten 7eiten als Verbrechen 


A 


und in jeder zivilisierten Gesetzesordnung als solche 


ind. Das schwierigste Problem, die groesste Aufgabe und dia 
igste Verantwortuns fuer das Gericht liegt in diesem einen Punkt 
konzentriert; W i. Ge 2.¢ h i £ ei in die- 
PY oe Ze S 
Wir haben keinen Ge , wir haben, so erstaunlich es klin- 
ie roralbegriffe fuer die friedlichen 


Vi 
\ 


Beziehungen der Voelker untereinander, Die Anklage 


sich daher mit allgemeinen "orten begnuegen- muessen: "zivilisierte 


n 


cht sanschauungen "ueberkommene Anschauungen von Rechtlichkeit", 
"Rechtsauf fassung aufgebaut auf gesundem i enschenverstand in Bezug auf 
Gerechtigkeit"; sie hat von "menschlichen und goettlichen Gesetzen" ge- 
sprochen (MOUNNIFR am 7.2.1946, Prot.S. 3981); die Haager Landkriegs- 
erdnung beruft sich in ihren Eingangsworten auf die "Gesetze der Nensch- 
lichkeit" und auf die "Forderungen des oeffentlichen Gewissens", 

Die Grundlage der Gerechtigkeit ist ohne Zweifel die Sitt- 
lichkeit, die Foral; wolien wir also feststellen, was Unrecht 
unter den Voelkern ist, das was der Idee des Voelkerrechts: Gerechtig- 


keit der Voclker untereinander, widerspricht, dann muessen wir die 
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Frage nach der Sittlichkeit aufwerfen. 

Wan wird antworten: Sittlich ist, was uus das Gewissen als sittlich 
bezeichnet, 

Aber was ist der Urgrund der sittlichen Unterscheidung: Lust und 
Mueck des Einzelnen, oder Fortschritt, Vervollkommnung, Lebenserhal tung 
des Tinzelnen, eines Volkes, der lienschheit, oder Tugend, oder Pflicht? 
Wie erkenne ich, was gut oder boese ist? Durch Intuition, oder durch Er- 
fahrung, oder durch autoritaere oder religioese Belehrung? Was ist gut 


und boese bei den Handlungen des Staates, was ist gut und boese im Ver- 


kehr Her Staaten und Voelker untereinander? ‘it es einen Uhterschied zwischen 


Stastsmoral und Privatmoral? Kann der Staat ueberhaupt Unrecht tun? Vom 
HL. AUGUSTINUS ueber MACCHIAVELL und NIETZSCHE bis HEGEL, TOLSTOI und 
den pazifistischen Denkern hat die suchende Menschheit die verschieden- 
hierauf 
sten Antworten je rhalten. Und femer: gibt es seit Urzeiten fe st - 
S >hende Sittengesetze oder haben Veraenderungen in den Idealen 
der Voelker auch Acnderungen der Moral herbeigefuehrt? Wie steht es 
he ut.e damit? 
Ich habe schon einmal gesagt, dass nach meiner Auffassung der Krieg 
selbst eine Bestialitact und ein grosses Verbrechen der Menschheit gegen 
\ 
sich selbst und gegen die Cesetre ces Lebens ist, Eine wesentlich andere 
Frae ist, ob diese Veberzeugung bereits in das Gewissen der Menschheit 
eingegangen ist. Wir fuehlen uns hoch erhaben ueber die Moral anderer 
Voclker und Zeitalter, und wındern uns 2.B,, dass die hoechsten Typen 
griechischer Sittlichkeit wie PLATO, ARISTOITLES die Kindsaussetzung und 
kloverei fuer durchaus in Ordnung halten, oder dass heute noch in 
Teilen von Ostafrika Reeuberei und Mord einem Mann erst den Stempel des 
Heldenhaften geben;andererseits ist es mit unserer heutigen Moralauf- 
fassung durchaus zu vereinbaren, dass im Krieg’ die Menschen zu Hundert- 
tausenden getoetet und dass die Gueter der menschlichen Wohlfahrt und 
Kultur ruscksicht los vernichtet werden. Weder im morali- 


schen noch im gesetzlichen Sima 2 is 


© 
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Im 


s Unrecht, Wenn die Anklage nunmehr dem Angeklagten 


ein Unrecht im moralischen oder gesetzlichen Sinne vorwirft, dann obliegt 


os i h r die Voraussetzungen fuer eine Bestrafung der Angeklagten wegen 
eines solchen Unrechts zur Ueberzeugung des Gerichts darzulegen, denn 
bisheriger Voelkermoral ist weder die Toe t un g im Krieg ein 
Sinne der Strafgesetzbuecher der einzelnen Staaten noch 
rha up aLe kassnahmen eines 8 
Staates i: Cri oder im fr 
Del im inne 
strafbar 
sugune der sis 
rten Mens h i J fe sst worden 
Das istentum lehrt: Boeses mit Gutem zu vergelten und den Feind zu 
lieben; seit 2000 Jahren ist das Weltreligion, viele aber laecheln heute 
noch, wenn man diese Prinzipien fuer die Beziehungen der Voelker unter- 
einander verlangt. Die Anklagebehoe rde will den Sehnen der Menschheit, 
endlich wenigstens schrittweise Fortschritte in dieser Richtung zu machen, 
dienen und sticht zu erreichen, dass "unverkennebare Regeln" aus diesem 
Prozess hervorgehen; ihr Irrtum ist aber, dass sie die "ueberkommeen An- 
schauungen von ! itlichkeit" und die zivilen Strafgesetze als Inhalt 
Gewissens erklacren will, das 
noch kaum existicrt, und dessen Beachtung den Angeklagten rueckwirkend 
nicht zurcmubet werden kann. 
Canz sicherlich ist richtig, dass heute im moralischen Denken der 
fenschheit ein Unschwung sich anbahnt, eine neue Genesis der] 
Voelker, und dass dieser Prozess vor dem Hohen Tribunal einen Sprung in 
dieses Neuland bede Aber sehr zweifelhaft erscheint es mir, ob es 
ist eine e u e Gerechtigkeit dadurch in das Gewissen der 
Menschheit einguhaciamern, dass man an den Angeklagten ein Exempel sta- 


tuiert. 
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Es ist leicht von menschlichen und goettlichen Gesetzen zu sprechen, 
oder von den Forderungen des oeffentlichen Gewissens, =ber wir kommen 
in groesste Verlegenheit, wenn wir die Frage beantworten sollen: Was 
Wesen und der Inhalt der privat en Sittlichkeit, wann ist 
Handeln unsittlich nach privater Moral? Die einen vertrauen sich in 
ihrer Gewissensnot darueber, was gut oder boese ist, der Religion an, 
andere sind durch "Trfahrung und Erziehung gewitzigt, andere holen sich 
Aufschluss bei den Philosophen., 


Im zunehmenden Masse nimmt sich neuerdings der St a at der mora- 


> 


nur 
lischen Frziehung seiner Buerger an, nicht ‚durch Strafgesetze,sondrrn auch 


durch "politische Erzichung" oder wie das sonst genannt wird, Nicht nur 


der nationalsozialistische Stas sonder alle autoritären Staaten der 
elt haben hier ein gewaltiges Plus gegenueber den liberalen Staaten: Sie 
haben ihren Buergern moralische Prinzipien eingehaenmert, die privater 
und oeffentlicher Natur sind, die haben mo r: j he Hoech# 
hie nd Gehorsam proklaniert, 
Dadurch wird den einzelnen Buergern das Nachdenken ueber private und 
oeffentliche Moral erleichtert, und sie werden zu diesen Hoechstwerten 
in bestimuter Prasgung zwingend verpflichtet, Das Deutsche Volk, muede 
esigniert geworden durch fortgesetzte kriegerische Auseinnderset- 
‘en und religioese Trschuetterungen, ist dem Nationalsozialismus auch 
willig gefolgt ‚als dessen Fthos zu einem Glauben erhoben 
a; es mochte diesen Sprung ins Ungewisse mit, nicht in der Vorstel- 
lung ‚dadurch gelehrt zu werden, die “enschen zu taeuschen, zu versklaven, 
au bustehlen, zu toeten, zu foltern (Siehe MOUNNIFR am 7.2.1946 Frot, 
Seite 3983), sondern weil es nach einer moralischen Erhebung, nach auto- 
ritetiver sittlicher ™chrung in seiner materiellen und in seiner 
seelischen Not verlangte und ihm nichts anderes geboten wurde, vor 
allem nicht durch ein liberales "ieltgewissen, das es nicht verstenden 


hat den Crundsstz der Humanitaet Wirklichkeit werden zu lassen. Die 
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nationalsozialistischen ethischen Konzeptionen wurden den Deutschen als 
summum bonum, als hoechstes Gut gelehrt, und sie haben ge- 
glaubt, dass diese Tdee moralisch und gut sei. Der Na- 


tionalsozialismus ist dann in Konflikt geraten, nicht nur mit den Ideolo- 


n, Sonden auch mit den Vachtmitteln anderer Staaten, weil er nicht 


Formel finden konnte, die nicht nur die Vervollkommnung 
Leben des deutschen Volkes, sondern auch die Lebensinteressen und die 

echti keit fuer alle Voelker der Welt einschloss. Aus solcher Unzu- 
laenslichkeit einer nationalen ethischen Idee, mag diss vielleicht auch 
noch so fehlgegangen sein, eine strafbare handlung, eine Terschwoerung 
konstruieren zu wollen, geht meines Erachtens schon deshalb nicht an, 
weil eine irgendwie einheitlich anerkannte Voelkermoral sich noch nicht 
entwickelt hatte, sondern der unbeschraenkte nationale Egoismus noch 
keineswegs entthront war u nute noch nicht als oberste staatliche 
Moralinstanz entthront ist. 

Von wird mir einwenden: Ihr Deutschen haettet bloss nach der Lehre 
mures grossen Philosophen X AN T denken und hendeln muessen, nach dem 
kategorischen Imperativ: Handle so, dass die Maxime deines Willens jeder- 

` 
zeit zum Prinzip einer allgemeinen Tesetzgebung werden kaan! , dann 
haettet Ihr die moralische Unhaltbarkeit der nationalsozialistischen 
Lehre erkennen koennen und muessen. —- Darauf kann ich mit dem grossen 
englischen Philosophen John LOOK” antworten, der ueber das, was Gut und 
Bosse ist, folzendes sagt: ("Fssay Concerning Human Undırstanding" Bk.II, 
ch. ¥7VIII Par. 6f) "Gott hit es nun so eingerichtet, dass gewisse Hand- 
lungsweisenallgeme ine s Glueck bewirken, und die Gesellschaft 
erhalten und auch den Tseter selbst belohnen, Der Mensch entdeckt dies 
ma-s- ba Liep 165 sa E : i Regel 
diese Regel knuepf:n sich bestimmte Belohnungen und Strafen, entweder 
seitens Gottes (Lohn und Strafe von unendlicher Groesse und Dauer im 


Jenseits) oder seitens der Menschen f.esetzliche Strafen, gesellschaftli- 
che 
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Billisnng oder Verurteilunz, Fhrverlust), welche Fueter und Uebel nicht 


die nıtuerliche Wirkung und Folge der Handlungen selbst sind, Die Men- 


schen verweisen dann auf diese Regeln oder Fesetze, d.h. die goettli- 
chen, staatlichen und die Gesetze des Herkommens oder der privaten 
Reurtcilung und messen nach ihnen ihre Handlungen; sie beurteilen die 
sittliche Cuete ihrer Handlungen, je nachdem diese, mit den Regeln 
einstinnen oder richt. Sit Gu ra fad Ba RL 
einstimm 
tinnune unsere 
einem Gesetze, 


und die 


und 


ceit 
das Christentum ist nicht 
Llkern der Welt seit Jahrhunderten 


rft worden: "Jedermann sei untertan der Obrigkeit, die Gewalt 


£ 176 r- b ewe £ t 
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( summun 
flichtend statuiert, es besteht keine a u 
e Idee fuer die Voelkergemeinscha ft. Statt Veberlegurgen ueber 
private Sittlichkeit und private Kriminalitaet haette die Anklage uns die 
von ihr angenommenen Prinzipien und Kriterien al» voelkerrechtliches Ge- 


wohnheitsrecht darlegen muessen, was nicht geschehen ist, 
3 5 
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So aber muss ich den Standpunkt der Anklagebehoerde veber die 
persoenliche Verantwortlichkeit der handelnden Staatsmaenner als voellig 
neue und in ihren Konsequenzen sehr gefaehrliche Philosophie bezeichnen. 
die dem minimum te real Vorstellungen nicht genuegen 

‘bvesehen von den Missetaten Finzelnerfsind die ethischen Konzep- 
„ionen des Nationalsozialismus und die aus ihnen folgenden Taten, soweit 
di se ein Ausdruck des nationalsozialistischen Fthos sind, keine Ange- 
legenheit, ueber die ein menschliches Forum richten koennte, sondern 
eine weltgeschicht liche Regebenheit. Und ueber "Schicksal und Schuld" 
des Angeklagten ROSFNBERG kann ebenfalls nicht im Rahmen dieses Prozesses 
abschliessend geurteilt werden. Ueber die Frage drkriminellen 
Schuld dieses Angeklagten zu befinden ist die schwere Aufgabe des Hohen 
Gerichts, ueber seine etwaizegeschichtliche schuld kann und 
will das Hohe Tribunal nicht urteilen. ROSFNBFRG hat wie alle Menschen 
von geschichtlicher Wirkung, aus seinem Charakter, aus seinem Pathos 


4 


heraus gehandelt, und ist dadurch vielleicht vor der Geschichte schul- 


dig geworden, Je mehr eine bestimmt e Persoenlichkeit in ihrem Willen 
Handlung sfreiheit ha umso greiler ma sich die Bedingtheit und die 
Finseitigkeit alles menschlichen Handelns geltend und aus unbedeutender 
Schuld waech gerade bei geschichtlichen Persoenlichkeiten oft eine 
furchtbare Macht heraus, als Verh’engnis fuer viele und ais duesteres 
Schick. 21 fuer den Urhe 

einmal "Der Handelnde ist immer gewissenlos, es hat 


Gewissen als der Betrochtende", Diese Erkenntnis kann aber fuer 


mand ein Verbot bedeuten, nach bestem Wissen und Gewissen sich zu 


regen und tatkracftig zu handeln, auch und besonders nicht, wenn es um 


` 


Vaterland geht. wir alle wissen, dass niemand imstande ist, das 


das er will, auch wirklich zu ¢rreichen; wie sein Wissen, so wird 
sein Handeln inme r nur Stueckwerk sein, Fine jede Handlung, die wir 
vollziehen, ist ein Eingriff in das Wirken der Kraefte 


Universums, das wir nicht zu uebersehen vermoegen. 


* 
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Ich komme zusammenfassend zum Schluss und moechte folgendes heraus- 
stellen: 

In einer Epoche schwerer a! :senpolitiseher Bedrueckung und inneren 
Zwistes ist ROSENBERG in das Schicksal seines Volkes hineizestellt worden. 
Er het fuer kulturelle Sauberkeit, soziale Gerechtigkeit und nationale 
Vuerde gekaempft und alles das teidenschaftliche abgewehrt, was diese ed- 
len “erte nicht gelten liess oder sie bewusst pietaetlos angriff. Er trat 


F 


aussenpolitisch ein fuer eine Yerstaendigun g, vor allem der 
vier zentralen Maechte ¿ces europaeischen Kontinents unter Anerkennung 
schwerer Konsequenzen eines verlorenen Krieges. 

Fr wirkte in Loyalitaet und Verehrung gegenueber einer Perscenlich- 
keit, welche diesen seinen Gedanken eine politische Form und wachsende 
Kraft gegeben hat. 

Nach dem innenpolitischen Siege ist ROSFNBERG eingetreten fuer die 
Ueberwindune der Polemik und der Formen der Kampfzeit, fuer eine rit - 
terliche Loesung des nun einmal vorhandenen juedischen Pro- 
blems, fuer eine grosszuegige zeistig-kulturelle Erziehung cer partei, 
und zwar entgezen der Anklage, inAblehnung i sendeiner 
Religionsverfolzung. Die Betonung einer bestimmten ei- 
genen religioes-philosophischen Ueberzeugung kann ihm wohl nicht verargt 
werden, 

Die praktische Anwendung vieler seiner Inschauungen ist von massge- 
benden Stellen der Partei akzeptiert worden, in steigendem Masse aber vor 
allem nach Kriezsausbruch wurden sie missachtet. Schliesslich sind sie, wi 
jetzt aufgedeckt worden ist, vielfach in das Gegenteil dessen verkehrt 
worden, wofuer ROSFNBTRG :rekaempft hat, 

ROSENBERG ist bis zum 17. Juli 1941 von der Beteiligung an 
staatlichen Gesetzgebung ausgeschaltet gewesen, Unter dem Gesichtspunkt 


persoenlicher Verantwortung betrachtet, fallen alle seine Reden und 
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Aufsaetze bis dahin in das Gebi t nichtamtlicher publizistischer Taetig- 
keit, die wohl fuer jeden Politiker und Schriftsteller freistehen muss, 
was das Gericht angesichts aller Aeusserungen der Staatsmaenner aller an- 
deren Staaten fuer deren nichtamtliche Zeit grundsaetzlich allgemein an- 
erkannt hat. Umsomehr erscheint es von Bedeutung, dass ROSENBFRG auch als 
Privatmann, weder zu einem Kriege noch zu ire 
lehen Unmenschlichkeiten oder Go 
walttaten jemals aufgerufenha te- 

Als Ystminister verfocht er eine grosszuegige, allen verstaendlichen 

ationalen und kulturellen Wuenschen der Voelker Osteuropas bervecksichti- 
sende Loesung., Er kaempfte fuer diese Konzeption, solange n>ch eine Aus- 
sicht dafuer bestand. Als er endgueltig erkannte, dass HITLER sich doch 
nicht ueberzeugen liess, bat er um seinen Abschied. Dass ROSENBERG viele.. 
Furchtbare im Üsten nicht verhindern konnte, kann ihm strafrechtlich nich 
zur Last gelegt werden, Ihm unterstanden weder Wehrmacht noch Polizei, 
noch irbeitseinsatz. Soweit ihu Missstaende oder Exzesse bekannt wurden, 
hat er dagegen getan was er tun konnte. 

ROSENBERG hat sich fast ein volles Jahr bemuent die Freiwilligkeit 
der Arbeiterwerbung zu erhalten. Beim spaeteren Aufruf von einigen Jahr- 
gaengen hat er gegen jeden Missbrauch der Exekutive protestiert tind immer 
wieder Abhilfe gefordert, Seine arbeits¢esetzgebung fuer die Ostzebiete 
war, ganz abgesehen von den berechtigten Beduerfnissen der Besat zungsme ch 
notwendig, um eine Ordnung, zu errichten und der Willkuer ebenso zu steuere) 
wie dem gefaehrlichen Nichtstun, der steigenden Sabotage und den zunehmen: 
den Mordaktionen, Es waren Kriegszeit en und es wr Kriegs 
gebiet, nicht eine Zeit nach abgeschlossenen Waffenstillstand oder 
gar nach endgueltizer Kapitulation, 

ROSENBERG hat, soweit er Kenntnis von den Dinzen hatte und ueber 
Einfluss verfuegte, fuer seine gute Veberzeuzung g e kaempft. Es 


kann ihm nicht zur Last ~elegt werden, dass andere Kraefte gegenteiliger 
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Natur staerker waren als er. Man kann nicht Vergehen bestrafen und zugleic] 
jene, die sich OPER aufgelehnt haben, mit. Angesichts der heute bekannt 
gewordenen furchtbaren Vernichtungsbefehle, kann man gewiss tragen, ob 
ROSENBERG sich nicht noch viel mehr haette widersetzen koennen. Diese For- 
deruns wuerde aber ein frueheres Wissen ueber die Dinge voraussetzen, die 
ihm erst nach dem Zusammenbruch bekannt geworden sind, Sollt. man ihm ir- 
sendwelche Fahrlaessirkeit zur Last legen, so ist hierbei nicht zu verges- 
sen, dass er sich in der Pflicht des Deutschen Reiches im Kampf um dessen 
Dasein fuehlte, und dass auch dem Deustschen Volke furchtbare Wunden ge- 
schlagen wurden, die ROSFNBERG ebenfalls nicht als unbedingt durch den 
Krieg gefordert anzuerkennen ve:wochte. 

Die staatlichen juftraege, Z.B, die Aufgaben des Finsatzstabes in 
West und Ost, hat ROSENBERG unter Wahrung strengster persoenlicher Sauber- 
keit durehzefuehrt; er hat die Beschlaznahmen von Kunst- und Kulturgue- 
tern unter Vorbehalt spaeterer endgueltizer Entscheidung der hoechsten 
Stelle und soweit irgendwie moeglich unter Festlegung des Higentuemers 
getaetigt. Auch bei der Verwertung herrenloser \/ohnungseinrichtungen 
fuer die Bombenopfer in Deutschland war auf Grund genauer Aufzeichnungen 
eine spaetere Entschaedicung der Eigentuemer vorgesehen, 

ROSENBERG ist als Gesamtpersoenlichkeit betrachtet mit glaeubiger 
Liebe einem Ideal sozialer Gerechtigkeit verbunden mit nationaler !iuerde 
gef let. Er hat dafuer offen und ehrlich gestritten, ist dafuer ins Ge- 
faengnis gegangen und hat sein Leben dafuer eingesetzt. Er ist nicht erst 
gekommen, als man mit dem Nationalsozialismus eine neue Karriere beginnen 
konnte, sondern als es zefaehr] ch war und nur O p f e r verlangt wurden. 
In seinen Heden nach 1933 ist er fuer vertiefte innere Gestaltun.;, neue 
kulturelle Formuny, fuer Persvenlichkeitswerte und Achtung aller ehrlicher 
Arbeit eingetreten. Dunkle Tage dieser Zeit hat er als leider unvermeid- 
bare Begleiterscheinunzen einer sonst freudig als blutlos angesehenen Re- 


volution hinenommen, ohne auch hier die geheim gehaltenen Einzelheiten 
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erfahren zu haben. Er hatte den vollen Glauben, dss die guten Kraefte und 


Ideen ueber diese und andere menschlichen Unzulaenglichkeiten siegen wuer- 
den. Im Kriege stand er dem Reiche pflichtgemaess zur Verfuezung. 

Durch Revolution und Kriegszeschehen ist er waehrend 25 Jahren per- 
soenlich sauber und unbefleckt hindurch zeganzen, Er hat mit tiefen 


Schmerz erleben muessen, wie eine grosse Idee in machtzierigen haenden 


geen diesen Missbrauch der anv rtrauten Macht eingetreten. Er musste die 
Entart ung seines Lebensideals bei cen Verhandlungen in diesem 
Prozess zu seinem Entsetzen und abscheu sich beweisen lassen, aber er 
weiss, dass s e i n Streben und das Streben vieler anderer Millionen 
Deutscher ehrenvoll und anstaendiz gewesen ist. Zu d i eser seiner 
ehrenvollen, anstaendigen und menschlich einwandfreien Haltung bekennt 

er sich auch heute, und sieht voll Schmerz ueber die allen Voelkern ge- 
schlagenen Wunden und ueber den Zusamnenkpuch des Reiches dem Sprueh 


eines gerechten Gerichts entgegen., 
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